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Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.  
Sie vertritt die Interessen von fast 63.000 Zahnärztinnen und Zahnärzten, die an der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung teilnehmen. Vertragszahnärzte und in Praxen angestellte Zahnärzte bilden 
eine der größten Facharztgruppen in Deutschland. Die KZBV ist die Dachorganisation der 17 Kassen-
zahnärztlichen Vereinigungen (KZVen) in den Bundesländern. Die Aufgaben der KZBV und der KZVen 
resultieren aus den gesetzlichen Aufträgen im Vierten Kapitel des Sozialgesetzbuches V (SGB V). 

Wichtigste Aufgabe der KZBV und der KZVen ist die Sicherstellung der vertragszahnärztlichen Ver-
sorgung. Das heißt: In verbindlichen Verträgen mit den gesetzlichen Krankenkassen werden die 
Rechte und Pflichten der Vertragszahnärzte festgelegt, aufgrund derer die zahnärztliche Behandlung 
einschließlich der Versorgung mit Zahnersatz und kieferorthopädischer Maßnahmen der gesetzlich 
Versicherten und ihrer Angehörigen durchzuführen ist. 

Die KZBV ist stimmberechtigte Trägerinstitution im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), dem 
wichtigsten Entscheidungsgremium der gemeinsamen Selbstverwaltung. Zusammen mit den Kör-
perschaften und Standesorganisationen von Ärzten, Krankenhäusern und Krankenkassen gestaltet 
die KZBV im G-BA den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) maßgeblich 
mit. In Deutschland sind rund 90 Prozent der Bevölkerung gesetzlich krankenversichert. Das sind 
etwa 70 Millionen Menschen. 

Zu den Aufgaben der KZBV gehören insbesondere: 

■ Die Wahrung der Rechte der Zahnärzte gegenüber den Krankenkassen 
■ Die Wahrung der Interessen gegenüber der Aufsichtsbehörde und dem Gesetzgeber 
■ Die Sicherstellung (Gewährleistung) der vertragszahnärztlichen Versorgung entsprechend 
 den gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen 
■ Die Sicherung angemessener Vergütungen für die Vertragszahnärzte 
■ Die Vereinbarung von Bundesmantelverträgen 
■ Die Regelung der länderübergreifenden Durchführung der zahnärztlichen Versorgung und 
 des Zahlungsausgleiches zwischen den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen der Länder 
■ Aufstellung von Richtlinien zur Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsführung der 
 Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
■ Die Bestellung der Vertreter der Vertragszahnärzte im Bundesschiedsamt und im 
 gemeinsamen Bundesausschuss für die vertragszahnärztliche Versorgung 

Die KZBV finanziert sich aus den Mitgliedsbeiträgen der KZVen. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge 
richtet sich dabei nach der Zahl der im Bereich der jeweiligen KZV an der vertragszahnärztlichen Ver-
sorgung teilnehmenden Zahnärzte. Die KZVen wiederum finanzieren sich über die Mitgliedsbeiträge 
ihrer Vertragszahnärzte. Im Gegensatz zu den gesetzlichen Krankenkassen, die sich über vom Gesetz-
geber weitgehend festgelegte Versicherten- und Steuergelder finanzieren, bestreiten die KZBV und 
die KZVen damit ihre Kosten vollständig aus Mitteln, die sie im Rahmen der vertragszahnärztlichen 
Selbstverwaltung eigenverantwortlich von ihren Mitgliedern erheben. 
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risen sind dornige Chancen, heißt es. In der Corona-Pandemie hat die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung ihre  
Chancen genutzt, um die Zahnarztpraxen in unserem Land bestmöglich durch diese Krise ohne Beispiel zu bringen. Wir 
haben in einer unübersichtlichen Lage an den entscheidenden Stellen Präsenz gezeigt, als es für Patienten und Berufsstand 
wichtig war.

Mit großen Kraftanstrengungen, persönlichem Einsatz und viel Empathie begegnen Zahnärztinnen und Zahnärzte in Praxen und 
Selbstverwaltungskörperschaften allen Herausforderungen der Pandemie. Zuverlässig haben wir Patientinnen und Patienten 
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter Einhaltung höchster Hygienestandards vor Infektionen geschützt und jederzeit die  
flächendeckende und wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung aufrechterhalten. Enge Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und 
abgestimmtes Krisenmanagement sowie Einsatzbereitschaft, Eigeninitiative und Improvisationstalent waren zu jedem Zeitpunkt  
gefordert – und sind es noch.

Praktisch „aus dem Stand“ und nahezu ohne staatliche Unterstützung haben wir von Beginn der Krise an ein flächendeckendes Netz 
von Schwerpunktpraxen und Behandlungszentren aufgebaut, um infizierte und Verdachtsfälle unter strengsten Schutzvorkehrun-
gen getrennt vom normalen Praxisbetrieb versorgen zu können.

Bei Hygieneartikeln und Schutzausrüstung herrschten besonders in der ersten Pandemie-Welle chaotische Zustände und Knappheit 
auf dem Weltmarkt. Und obwohl die zahnmedizinische Versorgung von der Politik immer wieder als wichtiger Bestandteil der ambu-
lanten Versorgung gelobt wurde, scheiterten die intensiven Bemühungen der KZBV an politischem Widerstand, unsere Versorgungs-
strukturen mit einem Schutzschirm krisenfester zu machen. Die Zahnärzteschaft musste das erste Pandemiejahr weitestgehend auf 
sich allein gestellt meistern.

Erhebliche Rückgänge in der Leistungsinanspruchnahme waren Folge ausbleibender Patientenkontakte, die aus Angst vor Infektio-
nen zu teilweise erheblichen Einbußen in den Praxen führten. Gerade junge Praxen waren existenziell bedroht – und sind es teils  
heute noch. Umso verständlicher war die tiefe Frustration der Kollegenschaft über fehlende Wertschätzung und Ungleichbehand-
lung im Vergleich zu anderen Heilberufen. Selbst den Anspruch auf Kurzarbeitergeld mussten KZBV und Bundeszahnärztekammer 
erst einfordern und dann letztlich erfolgreich durchsetzen.

Das beispielhafte Engagement der Kollegen im Verbund mit ihren Teams verdient höchsten Respekt und Anerkennung. Dass sich 
unsere Patienten auch und besonders in Krisenzeiten auf ihre Zahnärztinnen und Zahnärzte verlassen können, hat der Berufsstand 
erneut eindrucksvoll unter Beweis gestellt.

Auch in der 3. Welle, die das Land noch einmal mit aller Härte getroffen hat, haben die Praxen nicht nachgelassen, die Regelversor-
gung der Patienten weiter sicherzustellen. Das Netz der Schwerpunktpraxen und Behandlungszentren in Betrieb zu halten, hat sich 
als richtige Entscheidung erwiesen.  

Letztendlich konnten wir mit dem GKV-Spitzenverband dann doch noch eine bundesmantelvertragliche Vereinbarung im Sinne eines 
„Pandemiezuschlages“ abschließen. Danach zahlten die Kassen einen Betrag von maximal 275.000.000 Euro als einmalige pauschale 
Abgeltung – unabhängig von der jeweiligen Gesamtvergütung an die KZVen. Damit haben die Krankenkassen ihre Mitverantwortung 
für die Bewältigung der Lasten der Pandemie auch im Bereich der vertragszahnärztlichen Versorgung anerkannt. Wir werten das als 
Zeichen der Bereitschaft, zu einem dauerhaft guten vertragspartnerschaftlichen Miteinander zurückzufinden.

Erfolgreich waren auch unsere Aktivitäten auf politischer Ebene. Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung und 
Pflege hat der Gesetzgeber zentrale Forderungen der KZBV aufgegriffen, mit deren Hilfe das vertragszahnärztliche Versorgungs- 
system ein stückweit krisenfester gemacht werden kann. Trotz aller Widrigkeiten, trotz herber politischer und innerberuflicher Wider-
stände und Rückschläge haben wir mit vereinten Kräften die Pandemie bislang gut bewältigt.

Bei aller verständlichen Hoffnung auf eine „neue Normalität“ dürfen wir Achtsamkeit und Vorsicht nicht aufgeben. Die nächste Krise 
könnte nicht allzu lange auf sich warten lassen. Daher fordert die KZBV aus den Erfahrungen der Corona-Jahre zu lernen und konkrete 
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nationale Bewätigungsstrategien und Notfallpläne zu erarbeiten. Wir haben unsere Erfahrungen in einem „lessons learned“-Papier 
zusammengefasst und in die politische Diskussion getragen. Lediglich auf Sicht zu fahren, langwierige und kontroverse Meinungs-
bildungsprozesse föderaler Natur auszutragen und so die Bevölkerung zu verunsichern, ist kein Rezept für die Zukunft.

Auch unsere versorgungspolitischen Themen und Leuchtturmprojekte haben wir trotz Corona erfolgreich nach vorne gebracht: Allem 
voran ist die systematische Behandlung der Volkskrankheit Parodontitis zu nennen, die seit 1. Juli vor einem grundlegenden Neu-
anfang steht. Zu diesem Datum ist die neue Parodontitis-Richtlinie sowie auch die Richtlinie für die PAR-Behandlung vulnerabler 
Gruppen nach § 22a SGB V in Kraft getreten. Gesetzlich versicherte Patienten können seitdem umfassend und dem aktuellen Stand 
wissenschaftlicher Erkenntnisse entsprechend versorgt werden.

Die Digitalisierung des Gesundheitswesens begreifen wir weiterhin als Chance, um einen gleichberechtigten Zugang zu Gesund-
heitsinformationen zu schaffen, Gesundheitskompetenz zu stärken und Bürokratielasten in Praxen zu bewältigen, um so die Ver-
sorgung zu verbessern und effizienter zu gestalten. So sind Videosprechstunden, Videofallkonferenzen und Telekonsile auch in der 
vertragszahnärztlichen Versorgung im Einsatz. Bei der unlängst verabschiedeten IT-Sicherheitsrichtlinie konnten wir gegen vielfältige 
Widerstände eine bürokratiearme Lösung durchsetzen, die in den Praxen umsetzbar ist.

Es bleibt zudem unsere Aufgabe, mit Nachdruck deutlich zu machen, dass Fristen, Sanktionen und unabgestimmte Systemwechsel 
die Akzeptanz für den Ausbau der Telematikinfrastruktur nicht fördern. Es muss klar sein, dass nur eine alltagstaugliche TI, nahe am 
Versorgungsgeschehen und mit erkennbarem Mehrwert, Voraussetzung für Motivation und Akzeptanz in der Zahnärzteschaft sein 
kann. Deswegen kämpfen wir weiter für eine stabile und störungsfreie TI – mit versorgungsorientierten Lösungen, ohne Fristen und 
Sanktionen, ohne Verwaltungs- und Bürokratieaufwand und mit refinanzierten Kosten für den digitalen Transformationsprozess.

Auch ein ‚Weiter so‘ auf dem Weg zu mehr Vergewerblichung darf es nicht geben. Erst unlängst haben zwei Gutachten die negativen 
Auswirkungen von investorengetragenen Medizinischen Versorgungszentren auf die zahnmedizinische Versorgung klar belegt. iMVZ 
leisten demnach kaum einen Beitrag zur Sicherstellung der flächendeckenden Versorgung. Die Gutachten bestätigen zudem unsere 
Sorge, dass in iMVZ zahnmedizinische Entscheidungen von Kapitalinteressen überlagert werden. Es ist daher zwingend erforderlich, 
mehr Transparenz über die Eigentümer- und Beteiligungsstrukturen von iMVZ zu schaffen.

Unsere aktuellen Forderungen im Detail, Vorschläge und Konzepte für die Bundestagswahl und die folgende Legislatur haben wir 
mit der Agenda Mundgesundheit 2021-2025 an die Politik adressiert. Darin machen wir konkrete Vorschläge, wie wir unsere Ziele 
erreichen und die Herausforderungen meistern können. Dafür benötigen wir politische Rahmbedingungen, die dem Stellenwert der 
zahnmedizinischen Versorgung als festem Bestandteil der Daseinsvorsorge und der ambulanten medizinischen Versorgung Rech-
nung tragen und passgenaue Lösungen für die Besonderheiten der zahnmedizinischen Versorgung ermöglichen. Das zahnärztliche 
Versorgungssystem muss eine ebenso robuste und wie leistungsfähige Säule des Gesundheitssystems bleiben.

Dafür setzen wir uns mit aller Kraft ein. So sehr uns das Corona-Virus im Jahr 2020 in Atem gehalten hat und uns auch weiterhin 
vor Herausforderungen stellt, so sehr arbeiten wir als KZBV gemeinsam mit den 17 KZVen an der Realisierung unserer Konzepte zur 
Modernisierung und Verbesserung der zahnärztlichen Versorgung.                                       ■

5

„So sehr uns das Corona-Virus im Jahr 2020 in Atem gehalten hat und uns auch  

weiterhin vor Herausforderungen stellt, so sehr arbeiten wir als KZBV gemeinsam  

mit den 17 KZVen an der Realisierung unserer Konzepte zur Modernisierung und 

Verbesserung der zahnärztlichen Versorgung.“

  VORWORT
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Die obersten Ziele und Handlungsfelder der Vertragszahnärzteschaft sind die Ver-

besserung der Mundgesundheit und die Sicherstellung einer wohnortnahen, flächen-

deckenden und qualitativ hochwertigen Versorgung. Von dieser Zielsetzung war auch 

das Handeln der KZBV in der Corona-Pandemie bestimmt. KZBV und KZVen haben 

sich dafür eingesetzt, dass die Versorgungsstrukturen flächendeckend und wohnort-

nah erhalten bleiben und die Folgen der Pandemie für die Praxen abgefedert werden. 

Mit allen Kräften hat das vertragszahnärztliche Versorgungssystem seinen Anteil 

dazu beigetragen, die Pandemie zu bewältigen und seine Verlässlichkeit und Belast-

barkeit unter Beweis zu stellen. Unterstützt von KZBV und KZVen haben die Zahnärz-

tinnen und Zahnärzte alles dafür getan, sowohl die reguläre Versorgung als auch 

die Versorgung von infizierten und unter Quarantäne stehenden Patientinnen und

Patienten bei maximalem Infektionsschutz aufrechtzuerhalten. Die zahnärztliche 

Selbstverwaltung hat sich auch in der Krise bewährt. Damit die Vertragszahnärzte-

schaft ihre Aufgaben bewältigen kann, sind entsprechende politische Rahmenbedin-

gungen notwendig. Mit einer Vielzahl von politischen Gesprächsterminen, Stellung-

nahmen, Positionspapieren und Konzepten sowie Fachgesprächen stellt die KZBV 

den politischen Entscheidungsträgern ihre fachliche Expertise auf allen Ebenen zur 

Verfügung. Die bedarfsgerechte Ausgestaltung gesetzlicher Regelungen kommt  

dabei Patientinnen und Patienten sowie Zahnärzteschaft gleichermaßen zugute.

MIT DER POLITIK
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arztpraxen jedoch ausschließlich einen 
reinen Kredit in Form einer befristeten 
Liquiditätshilfe mit hundertprozentiger 
Rückzahlungsverpflichtung zur Abfede-
rung ihrer krisenbedingten Lasten ge-
währte und sich damit wesentlich von 
den Regelungen unterschied, die für 
andere Berufsgruppen im Gesundheits-
wesen, beispielsweise für den vertrags-
ärztlichen sowie den stationären Sektor, 
getroffen wurden. Dadurch wurden die 
zahnärztlichen Versorgungsstrukturen 
auf eine harte Belastungsprobe gestellt, 
da Rückgänge des Versorgungsgesche-
hens die Praxen mit Beginn der Pandemie 
hart getroffen haben.

Sehr zu begrüßen ist, dass der Gesetzge-
ber mit dem Gesundheitsversorgungs- 
und Pflegeverbesserungsgesetz (GPVG) 
Ende 2020 einen Weg beschritten hat, um 
doch noch zu einer tragfähigen Lösung 
für die Zahnarztpraxen und den Erhalt 
der zahnärztlichen Versorgungsstruktu-
ren zu gelangen. Mit dem GPVG wurde 
die Liquiditätshilfe der COVID-19-VSt-
Schutz-V mit zentralen Ergänzungen in 
das SGB V überführt.

Dabei wurde zum einen die Liquiditäts-
hilfe auf das Jahr 2021 und die Frist für  
die Rückzahlungen der Abschlagszahlun-
gen bis ins Jahr 2023 ausgedehnt. Zum 
anderen wurden die Vergütungsober-
grenzen in den Jahren 2021 und 2022 
ausgesetzt und die verzerrungsfreie Fort-
schreibung der Gesamtvergütung für 
zwei Jahre gesetzlich festgeschrieben. 
Damit führte das GPVG wichtige struktur-
erhaltende Maßnahmen ein, für die sich 
die KZBV im Vorfeld eingesetzt hatte. Zu 
den besonders wichtigen Maßnahmen 
zählt dabei auch, dass mit dem GPVG 
für die KZVen die Möglichkeit geschaffen 
wurde, junge Praxen unter angemessener 
Beteiligung der Krankenkassen finanziell 
zu unterstützen.

Mit dem Anlaufen der Impfungen im 
Winter und Frühjahr 2021 wurde ein Weg 
hinaus aus der Pandemie beschritten, ver-
bunden mit der Hoffnung, die Krise Stück 
für Stück überwinden zu können. Zu Be-
ginn der Impfkampagne 2021 konnte die 
KZBV mit dem BMG schnell offene Fragen 
zur Corona-Impfverordnung klären. Es 
war dabei von zentraler Bedeutung, dass 
die zahnärztlichen Schwerpunktpraxen 

en Schwerpunkt der zahlrei-
chen Gesetzgebungsverfahren 
zur Bewältigung der Corona-
Pandemie bildete das Infek- 

tionsschutzgesetz, welches insbesondere  
durch die vier vom Bundestag verab-
schiedeten „Bevölkerungsschutzgesetze“ 
schrittweise grundlegend umgestaltet 
und dabei auch um weitreichende Ver-
ordnungsermächtigungen für das BMG 
erweitert wurde. Wesentlicher Anknüp-
fungspunkt für die auf dieser Grundlage 
erlassenen An- und Verordnungen war 
die vom Bundestag im Frühjahr 2020 
festgestellte und im Anschluss mehrfach 
um drei weitere Monate verlängerte „epi-
demische Lage von nationaler Tragweite“. 
Das BMG machte in Folge von den Ver-
ordnungsermächtigungen im Infektions-
schutzgesetz umfassend Gebrauch, etwa 
zu Medizinprodukten und persönlicher 
Schutzausrüstung, zur Einreise aus (Hoch-) 
Risiko- oder Virusvariantengebieten oder 
zu Corona-Tests und Schutzimpfungen.

Zu diesen Verordnungen zählt auch die 
im Mai 2020 erlassene COVID-19-Ver-
sorgungsstrukturen-Schutzverordnung 
(COVID-19-VSt-Schutz-V), die den Zahn-

Die Bewältigung der Corona-Pandemie war erneut das prägende Thema des Berichtsjahrs 
2020/2021. Auf Grundlage des von der Großen Koalition mehrfach umgestalteten Infektions-
schutzgesetzes folgte eine hohe zweistellige Zahl von Verordnungen des Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) mit teils weitreichenden Regelungen. Dabei stand die KZBV von Beginn 
der Pandemie an im engen Austausch mit den politischen Entscheidungsträgern, um auch in
dieser äußerst schwierigen Lage die zahnärztliche Versorgung der Patientinnen und Patienten
aufrechtzuerhalten, die flächendeckende zahnmedizinische Notfallversorgung von infizierten 
und unter Quarantäne stehenden Menschen sicherzustellen sowie die wirtschaftlichen Folgen 
für die Zahnarztpraxen abzufedern, um so auch über die Krise hinaus die bewährten Versor-
gungsstrukturen in Deutschland zu erhalten.

Im „Schatten der Pandemie“ verlief die weitere gesundheitspolitische Gesetzgebung, die sich 
nahezu routinemäßig fortsetzte, sodass auch gegen Ende der 19. Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestages die Schlagzahl der auf den Weg gebrachten Gesetze keineswegs rückläufig 
war. Auch hier hat sich die KZBV wahrnehmbar zu Wort gemeldet und überall dort Position 
bezogen, wo die zahnärztliche Versorgung der Patientinnen und Patienten betroffen war. Die 
im Vorfeld der Bundestagswahlen beschlossene „Agenda Mundgesundheit 2021–2025“ richtet 
zudem den Blick nach vorne – auf die Themen, die es voranzubringen gilt, um die zahnärztliche 
Versorgung zukunftsfest zu gestalten und auf die Herausforderungen, vor denen das vertrags-
zahnärztliche Versorgungssystem steht.       

  DIALOG MIT DER POLITIK
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da eine Berufshaftpflichtversicherung in 
den Berufsordnungen ausnahmslos aller 
Zahnärztekammern bereits als Berufs-
plicht verankert ist und sich dieses Sys-
tem in der Vergangenheit bewährt hat.

Die mit dem GVWG bereits auf Grundlage 
des Referenten- bzw. Regierungsentwurfs 
vorgesehene Ansammlung von Einzelre-
gelungen wurde im Bundestagsverfahren 
noch einmal deutlich erweitert, unter 
anderem um die Aussetzung der Pflicht 
zur Inanspruchnahme der zahnärztlichen 
Vorsorgeuntersuchungen im Jahr 2020. 
Versicherte können sich auf dieser Grund-
lage rückwirkend zu viel gezahlte Beträge 
bei einer bereits erfolgten Zahnersatzbe-
handlung in 2021 direkt von ihrer Kran-
kenkasse erstatten lassen. Für dieses 
bürokratiearme Verfahren zwischen Pati-
entinnen und Patienten und ihren Kassen 
hatte sich die KZBV in der Bundestagsan-
hörung mit Erfolg eingesetzt.

Überdies wurden die genannten Vorgaben  
zur Berufshaftpflichtversicherung noch 
einmal konkretisiert. So wurde klarge-
stellt, dass die Pflicht nach SGB V auch 
durch eine Versicherung erfüllt werden 

kann, die zur Erfüllung einer kraft Landes- 
oder kraft Standesrechts bestehenden 
Pflicht zur Versicherung abgeschlossen 
wurde, sofern der Versicherungsschutz 
den Anforderungen entspricht.

Weitere im Bundestagsverfahren ange-
hängte Gesetzesänderungen betreffen 
insbesondere eine Reform der sozialen 
Pflegeversicherung sowie den ergänzen-
den Bundeszuschuss zum Gesundheits-
fonds in Höhe von 7 Milliarden Euro im 
Jahr 2022, um den Zusatzbeitragssatz zur 
Gesetzlichen Krankenversicherung stabil 
bei 1,3 Prozent zu halten. Das Bundes-
ministerium für Gesundheit wurde mit 
dem GVWG ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Finanzen befristet bis 
Ende 2021 den Bundeszuschuss für 2022 
neu festzustellen.                                             ■

und -zentren, ebenso wie die Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, die in der Versorgung 
von Patienten in Alten- und Pflegeeinrich-
tungen tätig sind, in die erste Impf-Prio-
ritätengruppe eingeordnet wurden. Da-
rüber hinaus hatte die Zahnärzteschaft 
als medizinischer Berufsstand mit seiner 
Expertise und Fachkompetenz frühzeitig 
im Krisenstab des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums seine Unterstützung bei Test- 
und Impfmaßnahmen der Bevölkerung 
angeboten. Das zeigt: Auf die Zahnärztin-
nen und Zahnärzte als Heilberufler ist in 
Pandemie und Krise Verlass. 

Um die Krisenreaktionsfähigkeit der ver-
tragszahnärztlichen Versorgungsstruk-
turen zu stärken müssen wir uns heute 
darauf vorbereiten, künftige Pandemien 
oder Krisen besser bewältigen zu können. 
Hierzu bedarf es eines institutionenüber-
greifenden Austauschs der Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus der Pandemiebewäl-
tigung.          ■

ittels Änderungsantrag zu dem im Mai 2021 vom Bundestag beschlos-
senen Gesetz zur Zusammenführung von Krebsregisterdaten haben die  
Koalitionsfraktionen die seit längerem diskutierte Reform der Unabhän- 
gigen Patientenberatung (UPD) angestoßen. Als Übergangslösung in  

Form einer zeitlich auf zwölf Monate begrenzten Aufgabenübertragung wird die Durch- 
führung einer unabhängigen Patientenberatung durch die UPD gGmbH festlegt, die  
diese Aufgabe bereits seit Januar 2016 wahrnimmt. Anschließend soll laut Gesetzes- 
begründung die UPD, insbesondere im Hinblick auf den Gesichtspunkt der Neutralität,  
in eine Stiftungslösung überführt und insofern das bislang im SGB V festgelegte Förder-
modell mit Ausschreibungen abgelöst werden.                                                                            ■

it dem Gesetz zur Weiter-
entwicklung der Gesund-
heitsversorgung (GVWG) hat 
der Bundestag im Juni 2021 

ein umfangreiches „Sammelgesetz“ ver-
abschiedet, das zahlreiche Vorhaben bün-
delt, die in dieser Legislaturperiode noch 
offen oder durch die Corona-Krise „liegen 
geblieben“ sind. 

Für die Vertragszahnärzteschaft sind aus 
dem GVWG neben den Regelungen im 
Bereich Qualität, in denen insbesondere 
eine neue Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (G-BA) zur Veröf-
fentlichung von einrichtungsbezogenen 
Vergleichen im ambulanten und statio-
nären Versorgungsbereich vorgeschrie-
ben wird, auch eine Änderung im SGB V 
hervorzuheben, mit der das GVWG eine 
vertrags(zahn-)ärztliche Pflicht zum Ab-
schluss einer Berufshaftpflichtversiche-
rung einführt. Aus Sicht der KZBV ist 
diese parallele sozialrechtliche Versiche-
rungspflicht allerdings nicht erforderlich, 

POLITIK UND GESETZGEBUNG ZUR CORONA-PANDEMIE

REFORM DER UNABHÄNGIGEN

PATIENTENBERATUNG ANGESTOßEN

M

M
DAS GVWG: GESUNDHEITSPOLITISCHES „SAMMELGESETZ“

ZUM ABSCHLUSS DER LEGISLATURPERIODE

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/gvwg
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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ie KZBV hat den Anspruch, den 
digitalen Transformationspro-
zess im Gesundheitswesen 
weiter aktiv mitzugestalten. 

Die Digitalisierung bietet vielfältige Chan-
cen, die Versorgung der Menschen weiter 
zu verbessern, sichere Kommunikations-
wege zu schaffen und Bürokratieaufwand 
zu verringern. Gerade durch die Corona-
Pandemie hat das Thema einen deutli-
chen Schub bekommen. Die Krise hat sich 
in gewisser Weise als „Digitalisierungs- 
beschleuniger“ erwiesen und aufgezeigt, 
wo digitale Lösungen einen konkreten 
Mehrwert in der Versorgung bieten können. 

Um den digitalen Transformationsprozess 
zu einer Erfolgsgeschichte zu machen, 
müssen digitale und technische Innova-
tionen für die Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte zeitlich, wirtschaftlich und orga-
nisatorisch umsetzbar sein und für die 
Versorgung der Patientinnen und Patien-
ten einen erkennbaren Mehrwert entfal-
ten. Mit diesem Anspruch bringt die KZBV 
ihre Expertise fortlaufend in den politi-
schen Diskussionsprozess ein, etwa als 
Mitglied der E-Health-Initiative des BMG 
und auch im Rahmen der vielen Gesetz-
gebungsverfahren dieser Legislaturperiode.

Das gilt auch für das überwiegend im 
Juni 2021 in Kraft getretene Digitale-Ver-
sorgung-und-Pflege-Modernisierungs–
Gesetz (DVPMG). Das DVPMG ist nach 
dem Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) 
und dem Patientendaten-Schutz-Gesetz 
(PDSG) das dritte große Digitalisierungs-
gesetz, das unter Bundesminister Spahn 
auf den Weg gebracht wurde. Hieran 
anknüpfend legt das DVPMG insbeson-
dere die Grundlage für eine weitgehen-
de Anbindung der Pflege an die Tele-
matikinfrastruktur (TI) und soll für eine 
Weiterentwicklung von elektronischer 
Patientenakte (ePA) sowie E-Rezept und 
E-Medikationsplan sorgen. Unter ande-
rem werden die Krankenkassen verpflich-
tet, ein sicheres Verfahren zur Authenti-
fizierung der E-Rezept-App der gematik 
zu entwickeln. Damit wird Patienten er-
möglicht, das E-Rezept direkt in der App 
zu verwalten. Zudem wird der bisherige 
Anspruch der Versicherten auf einen Me-
dikationsplan von einer papiergebunde-
nen in eine elektronische Form erweitert.

Aus Sicht der Vertragszahnärzteschaft 
positiv hervorzuheben ist die vom Ge-
setzgeber übernommene Datenschutz-
folgenabschätzung nach der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
mittels der TI und in diesem Zusammen-
hang insbesondere die Klarstellung im 
SGB V, wonach die verantwortlichen Leis-
tungserbringer von der Bestellung eines 
Datenschutzbeauftragten Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG) befreit sind. Dass 
mit dem DVPMG nun auch zahnmedizi-
nische Labore an die TI angebunden wer-
den, ist ein weiterer Schritt in die richtige 
Richtung.

Allerdings wurden mit dem DVPMG auch 
konkrete Möglichkeiten zur Versorgungs-
verbesserung versäumt. Zwar ist die mit 
dem DVPMG vorgesehene Ausweitung 
telemedizinischer Leistungen grundsätz-
lich zu begrüßen. Die mit dem Gesetz ge-
schaffenen Rahmenbedingungen fokus- 
sieren jedoch primär den vertragsärzt-
lichen Bereich. Demgegenüber bleibt die 
Möglichkeit zur Videosprechstunde im 
vertragszahnärztlichen Bereich auf die 
Versorgung von vulnerablen Gruppen  
beschränkt.

Erhebliches Potenzial für die Versorgung 
bleibt damit ungenutzt. Denkbar sind bei-
spielsweise Videosprechstunden bei der 
Besprechung von Heil- und Kostenplänen 
im Rahmen der Zahnersatz-Versorgung, 
bei der Beratung im Zusammenhang 
mit kieferorthopädischen Behandlungen 
von Kindern und Jugendlichen und ihren 
Eltern oder bei der Aufklärung im Zu-
sammenhang mit der Parodontitisthera-
pie. Um die Chancen der Telemedizin zu 
nutzen, sollte die Möglichkeit der zahn-
ärztlichen Videosprechstunde auf alle 
Patientinnen und Patienten ausgeweitet 
werden. Dafür wird sich die KZBV auch in 
der neuen Legislaturperiode weiter ein-
setzen.                            ■

DVPMG: DRITTES DIGITALISIERUNGSGESETZ DER 19. LEGISLATURPERIODE

rivate-Equity-Gesellschaften und 
andere große Finanzinvestoren 
dringen weiterhin in die vertrags-
zahnärztliche Versorgung vor. 

Sie stellen mit ihrem Fokus auf schnelle 
Gewinnmaximierung eine erhebliche 
Gefahr für die Versorgungsqualität, das 
Patientenwohl und die Sicherstellung 
der Versorgung insgesamt dar. Der Ein-
stieg solcher Investoren erfolgt über den 
Umweg, ein – häufig besonders kleines 
oder in finanzielle Schieflage geratenes –  
Krankenhaus zu erwerben und damit die 
gesetzliche Gründungsbefugnis für Me-
dizinische Versorgungszentren (MVZ) zu 
erlangen.

Das Terminservice- und Versorgungsge-
setz (TSVG) setzte im Jahr 2019 mit der 
gestaffelten MVZ-Gründungsbefugnis für 
Krankenhäuser einen ersten Schritt in die 
richtige Richtung, konnte aber die Aus-
breitung von iMVZ, entgegen der erklär-
ten Zielsetzung des Gesetzgebers, nicht 
nennenswert eindämmen. Die Entwick-
lung ist nach wie vor sehr dynamisch. Der 
Wachstumstrend bewegt sich seit Jahren 
auf hohem Niveau. Zum Ende des ersten 
Quartals 2021 belief sich der Anteil dieser 
investorengetragenen MVZ (iMVZ) an al-
len zahnärztlichen MVZ bereits auf rund 
22 Prozent.

Dass die Auswirkungen der zunehmenden 
Ausbreitung und Konzentration von iMVZ 
in der vertragszahnärztlichen Versorgung 
in höchstem Maße besorgniserregend 
sind, belegt ein von der KZBV beauftragtes 
und im Herbst 2020 veröffentlichtes Gut-
achten des IGES-Institutes:

GUTACHTEN IM AUFTRAG DER KZBV BELEGEN GEFAHREN

VON iMVZ FÜR PATIENTENVERSORGUNG

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/dvpmg
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/z-mvz

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

D
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Zu diesen Versorgungsrisiken durch iMVZ 
kommt erschwerend hinzu, dass die hin-
ter den einzelnen iMVZ stehenden Eigen-
tümer- und Beteiligungsstrukturen häu-
fig sehr verschachtelt sind, was durch die 
bestehenden Register – wie zum Beispiel 
Handels-, Partnerschafts- oder Transpa-
renzregister – nicht oder nur in Ansätzen 
abgebildet wird. Die fehlende Transpa-
renz erschwert die Kontrollfunktion, die 
den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
in Bezug auf die Sicherstellung der zahn-
ärztlichen Versorgung zukommt. Auch 
den meisten Patienten in iMVZ dürfte die 
Information, dass ein Finanzinvestor hin-
ter „ihrer“ Zahnärztin oder „ihrem“ Zahn-
arzt steckt, nicht bekannt sein.

Um die nachweislichen Gefahren von 
iMVZ für die Patientenversorgung einzu-
dämmen und die Transparenz über MVZ 
zu stärken, hat die KZBV auf Grundlage 
eines von ihr beauftragten Rechtsgutach-

tens von Prof. Helge Sodan, Freie Univer-
sität Berlin, und unter Berücksichtigung 
eines weiteren, im Auftrag des Bundes-
gesundheitsministeriums erstellten und 
Ende 2020 veröffentlichten Gutachtens 
konkrete Regelungsvorschläge in den po-
litischen Diskurs eingebracht.

Neben der Weiterentwicklung der mit 
dem TSVG eingeführten, spezifisch auf 
zahnärztliche iMVZ ausgerichteten 
Vorgaben, sollten aus Sicht der KZBV 
künftig MVZ-Register auf Bundes- und 
Landesebene eingerichtet werden. Ziel 
dieser Register sollte es sein, ausreichen-
de Transparenz über die Inhaber- und Be-
teiligungsstrukturen, insbesondere von 
iMVZ zu schaffen und die Prüfung von 
deren Eignung zur Teilnahme an der Ver-
sorgung durch den zahnärztlichen Zulas-
sungsausschuss zu ermöglichen. Zahn-
ärztliche MVZ sollten darüber hinaus 
gesetzlich verpflichtet werden, in geeig-

neter Weise auf ihrem Praxisschild und 
auf ihrer Homepage Angaben über ihren 
Träger und die gesellschaftsrechtlichen 
Inhaberstrukturen zu machen.                   ■

■  Kaum iMVZ im ländlichen Raum
 iMVZ siedeln sich vornehmlich in Großstädten und Ballungsräumen mit über-  
 durchschnittlichen Einkommen an, die häufig bereits einen hohen zahnärztlichen
 Versorgungsgrad aufweisen. Zur Versorgung in strukturschwachen, zumeist länd-
 lichen Gebieten leisten iMVZ keinen nennenswerten Beitrag. (Vergl. Grafik unten)

■  Tendenz zu Über- und Fehlversorgung
 Die Analyse von Abrechnungsdaten zeigt eine Tendenz zu Über- und Fehlver-
 sorgungen in iMVZ gegenüber den bewährten Praxisformen.

■  Geringer Beitrag zur Versorgung besonderer Patientengruppen
 An der Versorgung von Pflegebedürftigen und Menschen mit Behinderung im Rahmen  
 der aufsuchenden Versorgung und von Kindern und Jugendlichen mit präventiven  
 Leistungen der Individualprophylaxe nehmen iMVZ kaum teil. (Vergl. Grafik unten)

■  Gefahr von iMVZ-Kettenstrukturen
 Durch größere Kettenbildungen steigt die Gefahr von regionalen Versorgungs-
 lücken im Fall von Insolvenzen mit erheblichen Folgen für Patientinnen und 
 Patienten, wie es auch Negativerfahrungen im europäischen Ausland belegen.

Der Pflegebedarf entspricht der Anzahl der pflegebedürftigen Personen je 10.000 Einwohner. Stand: 31.12.2017
Quelle: IGES basierend auf Daten und Versorgungsstrukturstatistik der KZBV, des INKAR Online-Atlas und Bevölkerungsstanddaten des Statistischen Bundesamtes
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3.2.2.1 Kreistyp 

Eine weitestgehend zur Einwohnerverteilung proportionale Verteilung aller 
Zahnarztstellen über die Kreistypen wurde bereits festgestellt (vgl. 
Abschnitt 3.2.1.1). Da sich die meisten Zahnarztstellen in Einzelpraxen und BAG 
befinden, wird die Verteilung aller Zahnarztstellen über die Kreistypen vor allem 
durch die Verteilungen von Einzelpraxen und BAG geprägt. Daher ist dann auch die 
Verteilung von Zahnarztstellen in Einzelpraxen und BAG über die Kreistypen 
weitgehend proportional zur Einwohnerverteilung (Abbildung 16). 

Abbildung 16: Verteilung der Einwohner und Zahnarztstellen nach Kreistyp und 
Praxisform (2019) 

 

Quelle: IGES basierend auf Daten der Versorgungsstrukturstatistik der KZBV, des INKAR 
Online-Atlas und Bevölkerungsstanddaten des statistischen Bundesamtes 

Abweichungen zeigen sich hingegen bei den Zahnarztstellen in MVZ, die zu über 
der Hälfte in kreisfreien Großstädten zu finden sind. Noch größer fallen die 
Abweichungen zwischen der Verteilung der Zahnarztstellen in i-MVZ und der 
Einwohnerverteilung aus: 67 Prozent der Zahnarztstellen der i-MVZ sind in 
kreisfreien Großstädten angesiedelt, während dort nur 29 Prozent der Einwohner 
leben. Entsprechend unterproportional zum jeweiligen Bevölkerungsanteil sind die 
Zahnarztstellen der i-MVZ in den städtischen Kreisen (20 Prozent), den ländlichen 
Kreisen mit Verdichtungsansatz (7 Prozent) und in dünn besiedelten ländlichen 
Kreisen vertreten. 

Diese Befunde verdeutlichen, dass in erster Linie Einzelpraxen und BAG einen 
Beitrag zu einer flächendeckenden zahnärztlichen Versorgung – gemessen an einer 
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3.2.2.4 Pflegebedarf 

In engem Zusammenhang zum Anteil der Einwohner im Alter von 65 Jahren oder 
älter steht der Anteil der Einwohner mit Pflegebedarf, wobei letzterer 
schwerpunktmäßig die Teilgruppe der 80-Jährigen oder Älteren betrifft. So 
verwundert es nicht, dass die i-MVZ auch zu einem überproportional hohen Anteil 
Zahnarztstellen in Planungsbereichen vorhalten, deren Bevölkerung einen 
besonders geringen Pflegebedarf aufweist (weniger als 345 Pflegebedürftige je 
10.000 Einwohner) (Abbildung 19). Im Jahr 2019 liegt dieser Anteil bei 49 Prozent, 
während nur 7 Prozent der i-MVZ-Zahnärzte in Planungsbereichen tätig sind, deren 
Bevölkerung einen Pflegebedarf von 474 Pflegebedürftigen je 10.000 Einwohner 
oder mehr aufwies. In beiden Gruppen von Planungsbereichen leben jeweils ein 
Viertel der Bevölkerung. 

Abbildung 19: Verteilung der Einwohner und Zahnarztstellen nach Pflegebedarf 
und Praxisform (2019) 

 

Quelle: IGES basierend auf Daten der Versorgungsstrukturstatistik der KZBV, des INKAR 
Online-Atlas und Bevölkerungsstanddaten des statistischen Bundesamtes 

Anmerkungen:  Der Pflegebedarf entspricht der Anzahl der pflegebedürftigen Personen je 
10.000 Einwohner. Stand Pflegebedarf: 31.12.2017 
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nfang Januar 2021 hatte die 
FDP-Fraktion im Deutschen 
Bundestag den Antrag „Patien- 
tensicherheit bei Aligner- 

Behandlungen durchsetzen“ in den 
Bundestag eingebracht. Mit diesem An-
trag sollte die Bundesregierung dazu auf-
gefordert werden, gemeinsam mit den 
zuständigen Selbstverwaltungsgremien 
und Ländern Maßnahmen zu ergreifen, 
damit Aligner-Behandlungen nicht mehr 
von gewerblichen Unternehmen ohne 
eine vollumfängliche zahnheilkundliche 
Begleitung durch approbierte Kieferor-
thopädinnen und Kieferorthopäden oder 
Zahnärztinnen und -ärzte angeboten 
werden können und die bestehenden 
Gesetze daraufhin zu überprüfen, dass  

er Frauenanteil in den Ent-
scheidungs- und Führungs-
gremien der Spitzenorganisa-
tionen des Gesundheitswesens 

ist nach wie vor zu niedrig. Um dies zu 
ändern, hatte die Große Koalition bereits 
seit dem Jahr 2019 weitreichende gesetz-
liche Maßnahmen verabschiedet, insbe-
sondere die mit dem MDK-Reformgesetz 
und dem Fairer-Kassenwettbewerb-Ge-
setz (GKV-FKG) eingeführten verbind-
lichen Quoten für die Führungsgremien 
der Medizinischen Dienste und des GKV-
Spitzenverbandes sowie die verbindliche 
Geschlechterquote bei der Listenaufstel-
lung im Rahmen der Sozialwahlen, was 
sich auf die Verwaltungsräte der Kranken-
kassen auswirkt. Mit dem Ende 2020 vom 
Bundestag beschlossenen Gesetz Digitale 
Rentenübersicht, dessen Ziel unter ande-
rem die Modernisierung der Sozialwahlen 
war, wurde die Geschlechterquote für die 
Vorschlagslisten auch auf die Renten- und 
Unfallversicherungsträger ausgeweitet.

Zudem hat der Bundestag im Juni 2021 
das Zweite Führungspositionen-Gesetz 
(FüPoG II) verabschiedet. Damit wurde 
das bereits mit dem Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD Anfang 

diese im Interesse der Patientensicherheit 
schnell und effektiv durchgesetzt werden 
können und im Bedarfsfall für rechtliche 
Klarheit zu sorgen.

Die KZBV machte in einer gemeinsamen 
Stellungnahme mit der Bundeszahn-
ärztekammer und bei der Anhörung im 
Bundestagsausschuss für Gesundheit 
im Mai 2021 deutlich, dass gewerbliche 
Aligner-Behandlungen auf Grund einer 
Unterschreitung des zahnmedizinischen 
Standards häufig problematisch sind und 
eine Patientengefährdung nicht sicher 
ausgeschlossen werden kann. Bestrebun-
gen, die Tätigkeit gewerblicher Aligner-
Anbieter stärker zu regulieren, werden 
von der KZBV daher unterstützt.                   ■

2018 vereinbarte Vorhaben noch auf der 
Zielgeraden der Legislaturperiode umge-
setzt. Das FüPoG II sieht zahlreiche Maß-
nahmen für die gleichberechtigte Teilha-
be von Frauen an Führungspositionen in 
der Privatwirtschaft und im öffentlichen 
Dienst vor, so auch feste Mindestbeteili-
gungen von Frauen in Führungsgremien 
zahlreicher Körperschaften des öffent-
lichen Rechts, unter anderem für die 
mehrköpfigen Vorstände der gesetzlichen 
Krankenkassen, die Führungsgremien der 
Renten- und Unfallversicherungsträger, 
der Deutschen Rentenversicherung Bund 
sowie der Bundesagentur für Arbeit. 

Die in der Stellungnahme des Bundes-
rates erhobene Forderung, die Vorgabe 
einer Mindestbeteiligung von Frauen  
auch auf den Kreis der Vorstände von  
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und  
Kassenzahnärztlicher Bundesvereinigung 
sowie Kassenärztlichen und Kassenzahn-
ärztlichen Vereinigungen auszudehnen, 
wurde nicht aufgegriffen. Die Vertrags-
zahnärzteschaft sieht sich dadurch in 
ihrer Strategie bestärkt, die Förderung 
von Frauen als Aufgabe der vertragszahn-
ärztlichen Selbstverwaltung proaktiv vor-
anzubringen.

PATIENTENSICHERHEIT BEI

ALIGNER-BEHANDLUNGEN SICHERSTELLEN

MEHR REPRÄSENTANZ VON FRAUEN IN DEN GREMIEN DER

VERTRAGSZAHNÄRZTLICHEN SELBSTVERWALTUNG – GESAMTKONZEPT DER KZBV

A

D

Um das Gesamtkonzept unter 
www.kzbv.de/frauenfoerderung
abzurufen, scannen Sie bitte den 
QR-Code mit Ihrem Smartphone. 
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Die Vertragszahnärzteschaft ist über-
zeugt, dass die Stärke der Selbstverwal-
tung auf dem Engagement aller Angehö-
rigen des Berufsstandes gründet. Daher 
liegt eine der zentralen Zukunftsaufgaben 
von KZBV und KZVen darin, das Interesse 
junger Zahnärztinnen und Zahnärzte an 
einem Engagement in der Selbstverwal-
tung zu wecken und sie auf ihrem Weg 
in die vielfältigen Gremien der zahnärzt- 
lichen Standespolitik zu unterstützen 
und zu fördern.

Im Herbst 2020 hat das höchste Be-
schlussgremium der Vertragszahnärzte-
schaft, die Vertreterversammlung der 
KZBV, das „Gesamtkonzept zur Erhöhung 
des Frauenanteils in den Gremien der ver-
tragszahnärztlichen Selbstverwaltung“ 
beschlossen. Entwickelt wurde das Kon-
zept in einer Arbeitsgruppe der KZBV mit 
Frauen aus den Selbstverwaltungsgre-
mien und zahnärztlichen Organisationen 
auf Landesebene. Für KZBV und KZVen 
ist die Umsetzung der beschlossenen 
Maßnahmen zentrale Aufgabe und ein 
strategisches Ziel, verbunden mit einer 
Selbstverpflichtung, den Frauenanteil in 
den Gremien und Führungspositionen zu 
erhöhen.

Zu den Bausteinen des Gesamtkonzepts 
zählt unter anderem, dass in jedem Vor-
stand einer KZV und der KZBV künftig 
mindestens eine Frau vertreten sein sollte. 
Darüber hinaus zielt ein Großteil der 
Maßnahmen darauf ab, insgesamt mehr 
junge Zahnärztinnen und Zahnärzte für 
ein Engagement in der Selbstverwaltung 
zu gewinnen. Hierzu können zum Beispiel 
familienfreundliche Sitzungszeiten und 
digitale Sitzungsformate, die Förderung 
von Netzwerken, gezielte Mentoring-Pro-
gramme sowie die Berücksichtigung von 
Standespolitik als Teil der Berufskunde-
vorlesung („Standespolitik stellt sich vor“) 
beitragen. Bestandteil des Maßnahmen-
paketes sind auch regelmäßige Berichts-
pflichten der Vorstände in den Vertreter-
versammlungen.

Auf Grundlage des Gesamtkonzepts set-
zen sich KZBV und KZVen mit Nachdruck 
dafür ein, dass die Förderung und Erhö-
hung des Frauenanteils in den Gremien 
der vertragszahnärztlichen Selbstverwal-
tung auch in Zukunft eine originäre und 
zentrale Aufgabe der Selbstverwaltung 
bleibt.                                   ■

Gesamtkonzept   
AG Frauenförderung 
Erhöhung des Frauenanteils in den Gremien  
der vertragszahnärztlichen Selbstverwaltung

         10/2020

„Für KZBV und KZVen ist die Umsetzung der 

 beschlossenen Maßnahmen zentrale Aufgabe 

 und ein strategisches Ziel, verbunden mit einer 

 Selbstverpflichtung, den Frauenanteil in den 

 Gremien und Führungspositionen zu erhöhen.“
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n der zurückliegenden 19. Legislatur-
periode des Bundestages wurde für 
die zahnmedizinische Patientenver-
sorgung vieles nach vorne gebracht, 

u.a. die Erhöhung der Festzuschüsse, 
Mehrkostenregelung in der kieferortho-
pädischen Versorgung, Abschaffung der  
Degression und die Sicherstellungs- 
instrumente nach §105 SGB V. Dies hat 
die KZBV auf ihrer Vertreterversamm-
lung am 30. Juni 2021 ausführlich ge-
meinsam mit Bundesgesundheitsminis-
ter Jens Spahn gewürdigt.

Mit Blick nach vorn hat die Vertreterver-
sammlung ihre „Agenda Mundgesund-
heit 2021–2025“ verabschiedet.

Die Agenda umfasst die gesundheits-
politischen Positionen der Vertragszahn-
ärzteschaft zur Weiterentwicklung einer 
wohnortnahen und präventionsorien-
tierten zahnmedizinischen Versorgung 
in Deutschland. Sie zeigt auf, wo in den 
nächsten Jahren die zentralen Hand-
lungs- und Aufgabenfelder der vertrags-
zahnärztlichen Versorgung liegen.

AGENDA MUNDGESUNDHEIT 2021–2025: 

POSITIONEN DER VERTRAGSZAHNÄRZTESCHAFT

I

Agenda 
Mundgesundheit 

Für die Weiterentwicklung einer wohnortnahen und 
präventionsorientierten Versorgung in Deutschland 

Gesundheitspolitische Positionen der Vertragszahnärzteschaft

2021–2025
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Die KZBV setzt dabei auf den weiteren 
Ausbau der erfolgreichen Präventions-
strategie in der Zahnmedizin, insbesonde-
re mit Blick auf vulnerable Bevölkerungs-
gruppen. Ein weiterer Schwerpunkt der 
Agenda liegt darin, die Chancen der Digi-
talisierung für die Verbesserung der Ver-
sorgung und die Entlastung der Praxen zu 
nutzen. Eines der zentralen Anliegen der 
KZBV ist es zudem, die zunehmende Ver-
gewerblichung der zahnärztlichen Versor-
gung einzudämmen und zugleich die Nie-
derlassung in eigener Praxis zu fördern. 
Ein besonderes Augenmerk liegt dabei 
auf der Sicherstellung der Versorgung in 

ländlichen und strukturschwachen Räu-
men. Angesichts der enormen Heraus-
forderungen der Corona-Pandemie gilt es 
überdies die Krisenreaktionsfähigkeit des 
vertragszahnärztlichen Versorgungssys-
tems zu stärken.

Die KZBV hat sich bis zur Bundestags-
wahl im Herbst 2021, während der an-
schließenden Koalitionsverhandlungen
und der Regierungsbildung dafür einge-
setzt, dass diese Themen in der nächsten
Legislaturperiode aufgegriffen und be-
rücksichtigt werden.

In Videostatements haben politische 
Entscheidungsträgerinnen und Entschei- 
dungsträger zu ausgewählten Themen  
der Agenda Stellung bezogen. Die Videos  
und die „Agenda Mundgesundheit 
2021–2025“ können unter www.kzbv.de/ 
agenda-mundgesundheit abgerufen wer-
den.                                                                        ■

AGENDA MUNDGESUNDHEIT 2021–2025: 

POSITIONEN DER VERTRAGSZAHNÄRZTESCHAFT

STELLTE SICH DEN FRAGEN DER DELEGIERTEN: BUNDESMINISTER JENS SPAHN, ZUGESCHALTET IM LIVESTREAM AUS BERLIN

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/agenda-mundgesundheit 
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

DIE DELEGIERTEN DER VERTRETERVERSAMMLUNG BEI DER ABSTIMMUNG
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ie zahnmedizinische Wissen- 
schaft hat zuletzt große Fort-
schritte sowohl in der Erfor-
schung als auch in einer ef-

fektiven, nachhaltigen Behandlung der 
Volkskrankheit Parodontitis gemacht. 
Parodontale Erkrankungen sind nach wie 
vor die Hauptgründe für den Verlust von 
Zähnen bei Erwachsenen. Nach aktuellen 
Berechnungen sind allein in Deutschland 
fast 12 Millionen Erwachsene von einer 
schweren parodontalen Erkrankung be-
troffen. Die Zusammenhänge von Paro-
dontitis mit zahlreichen Erkrankungen 
des Gesamtorganismus wie Diabetes 
mellitus, koronaren Herzerkrankungen, 
Schlaganfall und rheumatoider Arthritis 
zeigen, dass es sich nicht um eine Baga-
tellerkrankung handelt.

In der gesetzlichen Krankenversicherung 
ist die systematische Behandlung von  
Parodontitis jedoch seit Jahrzehnten un-
verändert geblieben. Die bisherige Be-

handlungs-Richtlinie war völlig veraltet. 
Die KZBV hat sich daher seit Jahren dafür 
eingesetzt, dass gesetzlich Versicherte 
eine Parodontitistherapie bekommen, die 
dem aktuellen Stand wissenschaftlicher 
Erkenntnisse entspricht. Mit der PAR-
Richtlinie wurde diese Lücke in der Ver- 
sorgung geschlossen.

DIE NEUE BEHANDLUNGSSTRECKE

Die Inhalte der neuen Richtlinie setzen 
auf den aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und der neuen Klassifikation 
parodontaler Erkrankungen der Fachge-
sellschaften auf. Die Erkrankung kann auf 
dieser Grundlage mit umfassenden, am 
individuellen Bedarf der Patienten aus-
gerichteten Maßnahmen bekämpft wer-
den. Sie erhalten im Zusammenhang mit 
der eigentlichen antiinfektiösen Therapie 
eine individuelle Mundhygieneunter-
weisung, die in einem eigenen Therapie-
schritt um ein parodontologisches Auf-

klärungs- und Therapiegespräch ergänzt 
wird. Dies schafft ein Verständnis für die 
Auswirkungen der Erkrankung und stärkt 
zugleich die Mitwirkung der Versicher-
ten. Die „sprechende Zahnmedizin“ in  
der Parodontitistherapie findet damit 
erstmals Eingang in die GKV-Versorgung. 
Die Maßnahmen dienen dazu, die Mund-
hygienefähigkeit und Gesundheitskom-
petenz zu erhöhen und Patienten aktiv in 
die Therapie einzubinden.

Darüber hinaus wurde der Parodontale 
Screening Index als echtes Screeninginst-
rument ausgestaltet und an aktuelle wis-
senschaftliche Erkenntnisse angepasst. 
So bekommen Zahnärzte ein wirksames 
Instrument der Früherkennung an die 
Hand.

Die unterstützende Parodontitistherapie, 
kurz UPT hat einen zentralen Stellen-
wert – nicht zuletzt im Hinblick auf die 
nachhaltige Sicherung des Behandlungs-

PARODONTALERKRANKUNGEN – NEUE REGELUNGEN SEIT JULI 2021

SYSTEMATISCHE BEHANDLUNG VON PARODONTITIS UND ANDERER

D

Mit der Richtlinie zur systematischen Behandlung von 
Parodontitis und anderer Parodontalerkrankungen (PAR-
Richtlinie) wurde die parodontologische Versorgung im Juli 
2021 auf eine neue Grundlage gestellt. Zahnärztinnen und 
Zahnärzte bekommen in ihren Praxen die notwendigen Ins-
trumente an die Hand, um den jahrelangen Stillstand in der 
Parodontitistherapie zu beenden.

  DIE NEUE PAR-RICHTLINIE

DREHARBEITEN FÜR DIE DREI PAR-ERKLÄRVIDEOS MIT MARTIN HENDGES UND DR. WOLFGANG EßER

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/par-richtlinie 
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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erfolgs. Sie ist ein wesentlicher Therapie-
schritt, um die Ergebnisse der antiinfek-
tiösen und gegebenenfalls chirurgischen 
Therapie zu sichern, die Patientenmo-
tivation und die Aufrechterhaltung der 
Mundhygiene zu fördern, zu erhalten 
und nicht befallenes Gewebe gesund zu 
halten. Neu- und Reinfektionen in be-
handelten Bereichen können erkannt und 
bestehende Erkrankungen eingedämmt 
werden.

Die UPT besteht aus einer Mundhygie-
nekontrolle, wenn erforderlich einer er-
neuten Mundhygieneunterweisung, der 
vollständigen Reinigung aller Zähne von 
Biofilmen und Belägen, je nach Grading 
erneuten Messungen von Sondierungs-
tiefen der Zahnfleischtaschen und Son-
dierungsbluten sowie gegebenenfalls 
erneuter subgingivaler Instrumentierung 
an den betroffenen Zähnen und – ab dem 
zweiten Jahr – einer jährlichen Untersu-
chung des Parodontalzustandes. Diese 
Maßnahmen sollen für einen Zeitraum 
von zwei Jahren regelmäßig erbracht 
werden. Die Häufigkeit richtet sich da-
bei nach dem festgestellten Grading im  
Rahmen der Ersterhebung zu Beginn der 
Therapie und liegt zwischen ein- und drei-
mal pro Jahr. Es besteht auch die Möglich-
keit einer Verlängerung der UPT. Voraus-
setzung ist die Genehmigung der Kasse.

Versicherte haben mit der UPT also in 
einem Zeitraum von zwei Jahren nach 
Abschluss der aktiven Behandlungspha-
se einen verbindlichen Anspruch auf eine 
strukturierte Nachsorge, die bedarfsge-
recht an das individuelle Patientenrisiko 
angepasst wird. Ihr geht dabei erstmals 
auch eine zielgerichtete Evaluation der 
Ergebnisse der aktiven Behandlungsphase 
voraus.

UNTERSTÜTZUNG FÜR 
VULNERABLE GRUPPEN

Auch besonders vulnerable Gruppen er-
halten einen gleichberechtigten und 
barrierearmen Zugang zur Parodontitis-
therapie im Rahmen der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung. Auf Grundlage 
einer entsprechenden Behandlungsricht-
linie besteht für diese Versicherten seit 
Juli 2021 die Möglichkeit einer bedarfs-
gerecht modifizierten Behandlungstrecke 
zur Behandlung von Parodontitis außer-
halb der systematischen PAR-Behandlung. 
Diese niedrigschwellige Option richtet 
sich vor allem an ältere, pflegebedürftige 
Menschen oder Menschen mit einer Be-
einträchtigung, bei denen die systema-
tische Behandlung gemäß PAR-Richtlinie 
nicht in vollem Umfang durchgeführt 
werden kann. Dazu zählen Patienten, bei 
denen die Fähigkeit zur Aufrechterhal-
tung der Mundhygiene nicht oder nur 
eingeschränkt gegeben ist, die einer Be-
handlung in Allgemeinnarkose bedürfen, 
oder bei denen die Kooperationsfähigkeit 
nicht oder nur eingeschränkt gegeben ist. 
Der Zugang zu diesen Leistungen ist da-
bei unbürokratisch niedrigschwellig im 
Rahmen der Anzeigepflicht bei den Kas-
sen ausgestaltet.

Beide Richtlinien zusammen schaffen die 
Voraussetzungen dafür, um der Volks-
krankheit Parodontitis erfolgreich be-
gegnen und die hohe Krankheitslast in 
Deutschland senken zu können.

HONORIERUNG DER NEUEN
LEISTUNGEN

Eine zeitgemäße Therapie kann nur dann 
effektiv in der Versorgung umgesetzt 
werden, wenn die Leistungen angemes-
sen honoriert werden. Die KZBV hat sich 

mit den gesetzlichen Krankenkassen im 
Bewertungsausschuss einvernehmlich 
auf eine adäquate Vergütung geeinigt. 
Insbesondere die „neuen“ Leistungen, wie 
die unterstützende Parodontitistherapie, 
die Evaluation und die Gesprächsleistun-
gen werden angemessen honoriert. Die 
gesamte Behandlungsstrecke erfährt in 
der Praxis so eine deutliche Aufwertung.

Neben der Bewertung wurden Leistungs-
beschreibungen und Abrechnungsbe-
stimmungen festgelegt, also die Gebüh-
rennummern des Bewertungsmaßstabes 
zahnärztlicher Leistungen zur Abrech-
nung der entsprechenden vertragszahn-
ärztlichen Leistungen, die in vertrags-
zahnärztlichen Praxen herangezogen 
werden können.

SONDERWEBSITE DER KZBV 
ZUR PAR-RICHTLINIE

Um Zahnärztinnen und Zahnärzte über 
die neue PAR-Richtlinie zu informieren, 
stellt die KZBV auf einer eigens ein-
gerichteten Sonderwebsite ein multi-
mediales Informationsangebot bereit. 
Über das Portal finden sich zahlreiche 
relevante Informationen, um die neue 
Richtlinie in der Versorgung zielgerichtet 
umzusetzen. Im Zentrum der Kampagne 
stehen drei Videos, die die neue Behand-
lungsstrecke, Abrechnungsmodalitäten, 
standespolitische und wissenschaftliche 
Hintergründe sowie Regelungen für die 
Behandlung vulnerabler Gruppen erläu-
tern. Zu den angebotenen Materialien 
zählen zudem ein Katalog wichtiger Fra-
gen und Antworten, detaillierte und all-
gemeinverständliche Erläuterungen von 
Fachinhalten, Formulare und Ausfüllhin-
weise zum Download, Musterbeispiele 
sowie Statements, Artikel und Presse-
unterlagen.             ■

DREHARBEITEN FÜR DIE DREI PAR-ERKLÄRVIDEOS MIT MARTIN HENDGES UND DR. WOLFGANG EßER
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Vertragszahnärztliche Standespolitik ist weit mehr als reine Interessenvertretung für 
tausende von Zahnärztinnen und Zahnärzten. Vielmehr wird durch umsichtige und 
vorausschauende Entscheidungen die Versorgung von Millionen von Patientinnen 
und Patienten flächendeckend und wohnortnah gestaltet, sichergestellt und konse-
quent weiterentwickelt. Standespolitische Arbeit ist dabei kreativ, facettenreich und 
versteht sich als Impulsgeber. Sie orientiert sich an zentralen Grundsätzen wie Frei-
beruflichkeit, Gemeinwohlorientierung und Eigenverantwortlichkeit. Standespolitik 
lebt vom vielfältigen Engagement des Berufsstandes in der gemeinsamen Selbstver-
waltung und in zahlreichen Gremien auf nationaler und internationaler Ebene. 

Wichtige standespolitische Entscheidungen auf Bundesebene fallen in der Vertreter-
versammlung der KZBV. Hier werden Beschlüsse und Resolutionen verabschiedet, die 
für die Ausgestaltung der vertragszahnärztlichen Versorgung in ganz Deutschland 
von grundlegender Bedeutung sind. Zudem hat die Vertreterversammlung eine  
Reihe von Ausschüssen gebildet, die Kontroll- und Unterstützungsfunktionen haben. 
Zwischen den Vertreterversammlungen stimmt sich die Vertragszahnärzteschaft in 
regelmäßigen Beiratssitzungen fortlaufend ab. 

Im Rahmen der gemeinsamen Selbstverwaltung ist die KZBV zudem als stimmberech-
tige Trägerorganisation im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) insbesondere in 
solchen Beratungsverfahren abstimmungsberechtigt, die die vertragszahnärztliche 
Versorgung von gesetzlich Versicherten betreffen. Die KZBV ist dabei in mehreren 
Unterausschüssen vertreten, die als Arbeitsebene für das Plenum des G-BA Entschei-
dungen vorbereiten und im Idealfall bereits konsentieren. Das Plenum des G-BA ent- 
scheidet dann rechtsverbindlich, welchen Umfang der Leistungskatalog der gesetz- 
lichen Krankenversicherung (GKV) für Millionen von Patienten deutschlandweit hat. 

Auch in europäischen und internationalen Organisationen setzt sich die KZBV mit 
Nachdruck für die vertragszahnärztliche Versorgung von Patienten sowie für die 
Interessen des Berufsstandes ein. Zu den wichtigsten dieser Gremien zählen die 
Fédération Dentaire Internationale (FDI), die europäische Regionalorganisation 
der FDI und der Council of European Dentists (CED). 

NATIONALER UND

EBENE 



22

Die Vertreterversammlung ist das wichtigste Selbstverwal-
tungsorgan der KZBV und oberstes Entscheidungsgremium 
der fast 63.000  Vertragszahnärztinnen und Vertragszahn-
ärzte, die an der vertragszahnärztlichen Versorgung in 
Deutschland teilnehmen. Gesetzlich vorgeschriebene Mit-
glieder sind die oder der Vorsitzende jeder Kassenzahnärzt-
lichen Vereinigung und einer ihrer oder seiner Stellvertreter.

  DIE VERTRETERVERSAMMLUNG

sorgung. Insbesondere Nachwuchsförde- 
rung, die Regulierung von Investoren-
MVZ, Digitalisierung sowie der Kampf 
gegen die Volkskrankheit Parodontitis 
standen neben weiteren versorgungspo-
litischen Themen auf der Tagesordnung 
des wichtigsten Beschlussgremiums der 
Vertragszahnärzteschaft auf Bundesebe-
ne. Aus Gründen des Gesundheitsschut-
zes fand die Sitzung als Videokonferenz 
statt, der Gäste und Medien auf Anfrage 
per Livestream folgen konnten.

Dr. Wolfgang Eßer, Vorsitzender des Vor-
stands der KZBV betonte in seiner Rede, 
die er unter das Motto „Strukturen erhal-
ten und Zukunft gestalten“ gesetzt hatte, 
dass die Vertragszahnärzteschaft weiter-
hin alle Kräfte mobilisiere, um Patienten, 
Praxen und Berufsstand gut durch die 
Pandemie zu bringen. „Auf das zahnärzt-
liche Versorgungssystem ist immer und 
besonders in Krisenzeiten Verlass. Als 
wichtiger Bestandteil der Daseinsvorsor-
ge gehen wir Herausforderungen für die 
Sicherstellung der Versorgung zielgerich-
tet an und leisten damit unseren Beitrag 
zur erfolgreichen Krisenbewältigung.“

Während des Lockdowns seien extreme 
und abrupte Einbrüche im Leistungsge-
schehen aufgetreten, die die Praxen zum 
Teil vor große wirtschaftliche Probleme 
gestellt haben. Aufgrund des damaligen 
Wiedererstarkens der Pandemie müsse 
in Hotspots mit ähnlichen, möglicher-
weise länger anhaltenden Einbrüchen 
gerechnet werden, die zum Verlust von 
dringend erforderlichen Versorgungs-
strukturen führen könnten. Der mit 
der COVID-19-Versorgungsstrukturen-
Schutzverordnung eingeführte Pauschal-
ansatz eines Liquiditätskredits in 2020 
reiche zur Sicherung dieser Strukturen 
nicht aus, so Eßer.

Wenn die Politik auch nach der Krise auf 
eine funktionierende flächendeckende 
und wohnortnahe Versorgung bauen 
wolle, dann dürfe sie diese jetzt nicht aufs 
Spiel setzen. Dass Deutschland bislang 

ie Bewältigung der Corona-Pan-
demie dominierte im Herbst 
2020 weiter die politische Ar-
beit der Kassenzahnärztlichen 

Bundesvereinigung. Vor dem Hintergrund 
der damaligen Dynamik des Infektions-
geschehens beriet die Vertreterversamm-
lung der KZBV vom 28. bis zum 30. Okto-
ber 2020 Lehren und Handlungsbedarfe 
aus der Pandemie und weitere wichtige 
Themen der Sicherstellung und Ausge-
staltung der vertragszahnärztlichen Ver- 

UND WEITERE VERSORGUNGSTHEMEN IM FOKUS

MASSNAHMEN ZUR PANDEMIEBEWÄLTIGUNG

D

AUFGRUND DER CORONA-PANDEMIE FAND DIE VERANSTALTUNG ALS VIDEOKONFERENZ STATT
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vergleichsweise gut durch die Pandemie 
gekommen sei, liege nicht zuletzt an der 
Stärke des freiberuflichen und selbstver-
walteten Gesundheitssystems. Verge-
werblichung und Kommerzialisierung, 
wie sie von Investoren-MVZ forciert wer-
de, sei nachweislich der falsche Weg. Die-
ser fatalen Entwicklung müsse die KZBV 
entschieden entgegentreten, mahnte 
Eßer. Die Einschränkung der Gründungs-
befugnis für zahnärztliche MVZ sei ein 
richtiger Schritt gewesen, dem jedoch 
weitere folgen müssten.

Die Ausbreitung von Investoren-betrie-
benen zahnmedizinischen Versorgungs-
zentren und damit verbundene, negative 
Auswirkungen auf die Versorgung sei 

nicht gestoppt. Man sehe dringenden 
Handlungsbedarf für eine gezielte Fort-
entwicklung der Regelung im Termin-
service- und Versorgungsgesetz. Konkret 
müsse die Gründung von iMVZ in gut 
und überversorgten Regionen begrenzt 
werden, also vor allem in Großstädten 
und Ballungsräumen. Zudem solle mehr 
Transparenz über die Besitzstrukturen 
im Sinne eines verpflichtenden MVZ-Re-
gisters in Anlehnung an das bestehende 
Zahnarztregister geschaffen werden. Pa-
tienten hätten ein Recht darauf, schon 
auf dem Praxisschild zu erfahren, in wes-
sen Behandlung sie sich begeben.“ Zwei 
von der KZBV beauftragte Gutachten be-
legten die Gefahren von iMVZ für die Ver-
sorgung.          ■

DER VORSITZENDE DES VORSTANDES DER KZBV, DR. WOLFGANG EßER BEI SEINER REDE ANLÄSSLICH DER VERTRETERVERSAMMLUNG

DER VORSTAND DER KZBV BEI DER VERTRETERVERSAMMLUNG IM HERBST 2020
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Auch wenn der Berufsstand vor allem zu 
Beginn der Pandemie von der Politik al-
lein gelassen und auf sich allein gestellt 
gewesen sei und kaum Unterstützung 
erfahren habe, müsse er doch die zuletzt 
erreichten Maßnahmen der Bundesregie-
rung und des Ministers anerkennen, die 
zu einer verbesserten Krisenreaktions-
fähigkeit der vertragszahnärztlichen Ver-
sorgung beitragen würden. Auch wür-
digte Eßer in diesem Zusammenhang 
die Vereinbarung zwischen der KZBV und 
dem GKV-Spitzenverband, mit der ab dem  
1. Juli 2021 ein von den Krankenkassen  
finanzierter „Pandemiezuschlag“ zum 
Ausgleich für die besonderen Aufwände 
der Vertragszahnärzte durch die KZVen 
zur Auszahlung komme.

Als großen versorgungspolitischen Erfolg 
der KZBV und Durchbruch bei der Be-
kämpfung der Volkskrankheit Parodonti-
tis nannte Eßer die neue Paraodontitis-
Richtlinie: Trotz der widrigen Umstände 
während der Pandemie habe man dieses 
Leuchtturmprojekt der Zahnärzteschaft 
zielstrebig weiterverfolgt und über die 
Ziellinie gebracht. Mit der Richtlinie  
sei – im Schulterschluss mit der Wissen-
schaft – die systematische Parodontitis-
behandlung im Rahmen der GKV grund-
sätzlich neu ausgerichtet worden.

Als Kernaufgabe der KZBV bezeichnete es 
Eßer, die zunehmende Vergewerblichung 
der zahnärztlichen Versorgung und des 

deutschen Gesundheitssystems einzu-
dämmen, die Freiberuflichkeit und die 
Niederlassung in eigener Praxis zu fördern 
und die Selbstverwaltung zu stärken: „In-
vestoren seien keinesfalls die Heilsbringer 
des Gesundheitswesens und schon gar 
nicht der zahnärztlichen Versorgung. Bei 
den Zahnärzten gebe es keine Unterver-
sorgung und die Versorgungslage werde 
durch Investoren auch nicht verbessert, 
sondern eher verschlechtert. iMVZ be-
gründeten wegen des einseitigen Fokus 
der hinter ihnen stehenden versorgungs-
fremden Finanzinvestoren auf schnelle 
Gewinnmaximierung nach KZBV-Auffas-
sung die Gefahr, dass medizinische Ent-
scheidungen von versorgungsfremden 
Interessen überlagert würden. Dies könne 
zu Über- und Fehlversorgungen führen 
und berge Risiken für die Sicherstellung 
der Versorgung. Anders als bei den frei-
beruflichen Zahnärzten erfolge die Ver-
teilung von iMVZ nicht proportional zu 
der Bevölkerung, so dass sich kaum iMVZ 
in ländlichen und strukturschwachen Re-
gionen ansiedelten. Auch scheine die Ver-
sorgung von vulnerablen Bevölkerungs-
gruppen für Investoren nicht interessant 
zu sein. Die Abrechnungszahlen würden 
derlei Tendenzen deutlich aufzeigen, 
führte Eßer aus.“

Er betonte den Anspruch der KZBV, die 
Digitalisierung und den digitalen Trans-
formationsprozess im Gesundheitswe-
sen auch weiterhin aktiv mitzugestalten.  
Digitale Prozesse und Anwendungen sei-
en längst gelebter Alltag in Zahnarztpra-
xen – in Administration und Abrechnung, 
bei Diagnostik und Therapie sowie bei der 
Befund- und Behandlungsdokumenta-

uf ihrer Vertreterversammlung 
vom 30. Juni bis zum 1. Juli 2021 
hat die Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung unter ande-

rem die „Agenda Mundgesundheit 2021–
2025“ verabschiedet. Mit der Agenda for-
muliert die Vertragszahnärzteschaft ihre 
zentralen Forderungen an die nächste 
Bundesregierung und positioniert sich zu 
bedeutenden Fragen der zahnärztlichen 
Versorgung und des Gesundheitssystems. 
Weitere Themen der Sitzung waren unter 
anderem der „Pandemiezuschlag“ für 
Zahnarztpraxen, die neue Parodontitis-
Richtlinie, der Kampf gegen Vergewerb-
lichung der zahnärztlichen Versorgung 
sowie die Digitalisierung. Nach zwei digi- 
talen Formaten fand die Versammlung – 
pandemiebedingt unter strengen Hygie-
neauflagen – erstmals wieder in Präsenz, 
aber mit reduzierter Teilnehmerzahl statt. 
Gäste und Medien konnten die Veranstal-
tung über einen Livestream auf der Web-
site der KZBV verfolgen.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
war per Video für ein Grußwort live zu-
geschaltet und stand den Delegierten für 
eine anschließende Diskussion zur Verfü-
gung. Er bedankte sich bei der Vertrags-
zahnärzteschaft und den Praxisteams 
für ihr Engagement und ihren Einsatz zur 
Bewältigung der Corona-Pandemie. Die 
Zahnärztinnen und Zahnärzte hätten die 
Sicherstellung der zahnärztlichen Versor-
gung zu jedem Zeitpunkt gewährleistet 
und mit Hygienekonzepten eine Virusver-
breitung in den Praxen verhindert.

Der Vorsitzende des Vorstands der KZBV, 
Dr. Wolfgang Eßer, zog in seiner Rede 
eine Bilanz der zurückliegenden Pande-
mie-Monate und formulierte künftige 
Ziele. Die Vertragszahnärzteschaft habe 
in der Pandemie wie schon zuvor in der 
Flüchtlingskrise bewiesen, dass sich die 
Menschen in Deutschland genauso wie 
die Politik auf Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte auch in Krisenzeiten hundertpro-
zentig verlassen könnten. Welchen grö-
ßeren Beweis für die Bedeutung eines 
freiberuflichen Berufsstandes und einer 
leistungsfähigen Selbstverwaltung könne 
man erbringen als den, den die Zahnärz-
teschaft mit ihrem Krisenmanagement 
eindrucksvoll abgeliefert habe.

VERGEWERBLICHUNG EINDÄMMEN,

DIGITALISIERUNG FÖRDERN

A

DIE DELEGIERTEN DER VV KAMEN UNTER STRENGEN HYGIENEBEDINGUNGEN 
IN PRÄSENZ ZUSAMMEN
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DR. WOLFGANG EßER BEI DER VERTRETERVERSAMMLUNG IM SOMMER 2021

BERICHT AN DIE DELEGIERTEN: MARTIN HENDGES,  
STELLV. VORSITZENDER DES VORSTANDS DER KZBV

BERICHT DES STELLV. VORSITZENDEN DES VORSTANDS, 
DR. KARL-GEORG POCHHAMMER

tion. „Statt viel zu kurze Fristen festzule-
gen und permanent neue Sanktionen zu 
verhängen, solle die Politik endlich versor-
gungspolitisch nutzstiftende Anwendun-
gen schaffen, für eine Refinanzierung der 
Investitionen in den Praxen Sorge tragen 
und keine unnötigen zusätzlichen Büro-
kratiemonster erschaffen“, sagte Eßer.

Zu den weiteren Kernanliegen zähle der 
Ausbau der Präventionserfolge bei der 
Mundgesundheit. Die zahnärztlichen 
Konzepte seien früher wie heute konse-
quent an den Bedürfnissen der Patienten 
ausgerichtet. Insbesondere vulnerable 
Gruppen wie ältere und pflegebedürfti-
ge Menschen sowie Patienten mit einer 
Beeinträchtigung habe man immer im 
Blick.         ■

DIE DELEGIERTEN DER VV KAMEN UNTER STRENGEN HYGIENEBEDINGUNGEN 
IN PRÄSENZ ZUSAMMEN

BUNDESGESUNDHEITSMINISTER JENS SPAHN BEI SEINEM GRUSSWORT 
AN DIE VERTRETERVERSAMMLUNG IM SOMMER 2021



Aufgaben  
und  

Befugnisse
Vorstand der KZBV und VV-Vorsitz

Aufgaben  
und  
Befugnisse

Beschlüsse

34 Delegierte  
Hauptamtliche

Vorstandsmitglieder
der KZVen

wählt und kontrolliert

26 Delegierte  
Ehrenamtliche  

Vertreter aus den 
Reihen der KZVen
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Die Vertreterversammlung ist das Selbstverwaltungsorgan 

der KZBV und zugleich das oberste Entscheidungsgremium 

der Vertragszahnärzteschaft in Deutschland. Sie wählt und 

kontrolliert den Vorstand. Seit dem 1. Januar 2005 besteht 

die Vertreterversammlung aus 60 Mitgliedern. Gesetzlich 

vorgeschriebene Mitglieder sind die/der Vorsitzende jeder 

Kassenzahnärztlichen Vereinigung (KZV) und einer ihrer/

seiner Stellvertreter. Die Vorstände nehmen 34 Sitze ein. 

Die übrigen 26 Delegierten werden von den Vertreter-

versammlungen der KZVen aus ihren Reihen nach dem 

Verhältniswahlrecht gewählt.

Das Sozialgesetzbuch V (SGB V) weist der Vertreter- 

versammlung bestimmte Aufgaben und Befugnisse zu. 

Dazu zählen insbesondere 

1.  die Satzung und sonstiges autonomes Recht 

 zu beschließen, 

2.  den Vorstand zu überwachen,

3.  alle Entscheidungen zu treffen, die für die Körperschaft 

 von grundsätzlicher Bedeutung sind,

4.  den Haushaltsplan festzustellen,

5.  über die Entlastung des Vorstandes wegen der Jahres-

 rechnung zu beschließen,

6.  die Körperschaft gegenüber dem Vorstand und dessen 

 Mitgliedern zu vertreten,

7.  über den Erwerb, die Veräußerung oder die Belastung 

 von Grundstücken sowie über die Errichtung von 

 Gebäuden zu beschließen.

> Mitglieder der Vertreterversammlung der 
 Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung für die 
 15. Wahlperiode 1. Januar 2017 – 31. Dezember 2022

KZV Baden-Württemberg (5): Dr. Ute Maier, Ass. jur. Christian 
Finster, Dr. Georg Bach, Dr. Gudrun Kaps-Richter, Dr. Uwe Lückgen

KZV Bayerns (7): ZA Christian Berger, Dr. Rüdiger Schott, 
ZA Ernst Binner, Dr. Michael Gleau, Dr. Michael Rottner, 
Dr. Jürgen Welsch, Dr. Christian Öttl 

KZV Berlin (3): Dr. Jörg Meyer, ZA Karsten Geist, 
ZA Andreas Müller-Reichenwallner

KZV Brandenburg (3): Dr. Eberhard Steglich, Rainer Linke, 
Dr. Heike Lucht-Geuther

KZV Bremen (2): ZA Martin Sztraka, Oliver Woitke

KZV Hamburg (3): Dr./RO Eric Banthien, Dr. Gunter Lühmann, 
Dr. Stefan Buchholtz

KZV Hessen (4): ZA Stephan Allroggen, Dr. Niklas Mangold, 
Dr. Christoph Lassak, Dr. Dimitrios Georgalis 

KZV Mecklenburg-Vorpommern (2): Dipl.-Bw. Wolfgang Abeln, 
Dr. Gunnar Letzner

KZV Niedersachsen (5): Dr. Thomas Nels, Dr. Jürgen Hadenfeldt, 
Dr. Stefan Liepe, D.M.D. Henner Bunke, ZA Thomas Koch

KZV Nordrhein (5): Dr. Ralf Wagner, ZA Lothar Marquardt, 
Dr. Hansgünter Bußmann, Dr. Ludwig Schorr, Dr. Andreas Janke

KZV Rheinland-Pfalz (3): ZA Marcus Koller, RA Joachim Stöbener, 
Dr. Christine Ehrhardt                                                         

KZV Saarland (2): San.-Rat Dr. Ulrich Hell, ZA Jürgen Ziehl 

KZV Sachsen (3): Dr. Holger Weißig, Ass. jur. Meike Gorski-Goebel,  
Dr. med. Thomas Breyer

KZV Sachsen-Anhalt (3): Dr. Jochen Schmidt, 
Dr. Bernd Hübenthal, Dr. Frank Büchner     

KZV Schleswig-Holstein (3): Dr. Michael Diercks, ZA Peter 
Oleownik, ZA Harald Schrader

KZV Thüringen (3): Dr. Karl-Friedrich Rommel, Dr. Klaus-Dieter 
Panzner, Dr. Knut  Karst

KZV Westfalen-Lippe (4): Dr. Holger Seib, Michael Evelt, 
ZA Joachim Hoffmann, Dr. Bernhard Reilman
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KZV Rheinland-Pfalz

Dr. Ute Maier 

ZA Martin Sztraka

Zeißstraße 11
30503 Hannover 
Tel. 0511  8405-0
info@kzvn.de
 www.kzvn.de 

Auf der Horst 25
48147 Münster 
Tel. 0251 507-0
kzvwl@zahnaerzte-wl.de
www.zahnaerzte-wl.de

Lindemannstraße 34-42
40237 Düsseldorf 
Tel. 0211 9684-0
info@kzvnr.de
www.kzvnr.de

Universitätsstraße 73
50931 Köln 
Tel. 0221 4001-0
post@kzbv.de
www.kzbv.de

Lyoner Straße 21
60528 Frankfurt
Tel. 069 6607-0
kzvh@kzvh.de
www.kzvh.de

Isaac-Fulda-Allee 2
55124 Mainz
Tel. 06131 8927-0
info@kzvrlp.de
www.kzvrlp.de

Puccinistraße 2
66119 Saarbrücken
Tel. 0681 586080
service@kzv-saarland.de
www.kzv-saarland.de

Albstadtweg 9
70567 Stuttgart
Tel. 0711 7877-0
info@kzvbw.de
www.kzvbw.de

Dipl.-Ök. Oliver Woitke

KZV Niedersachsen

KZV Bremen

Kiel

Bremen

Erfurt

Stuttgart

Saarbrücken

Mainz

Frankfurt

Köln

Münster

Hannover

Düsseldorf

Hamburg

ZA Christian NeubarthDr. Jürgen HadenfeldtDr. Thomas Nels

KZBV

Dr. Wolfgang Eßer

Michael EveltDr. Holger Seib

KZV Westfalen-Lippe

ZA Stephan Allroggen Dr. Niklas Mangold

ZA Marcus Koller

Dr. Dr. Josef Schardt

RA Joachim Stöbener

KZV Hessen

KZV Nordrhein

ZA Andreas KruschwitzDr. Ralf Wagner ZA Lothar Marquardt

ZA Martin Hendges

San.-Rat Dr. med. dent. Ulrich Hell ZA Jürgen Ziehl

KZV Saarland

Ass. jur. Christian Finster

KZV Baden-Württemberg

Dipl.-Volkw. Christoph Besters

Universitätsallee 25
28359 Bremen 
  
Tel. 0421 22007-0 
info@kzv-bremen.de 
www.kzv-bremen.de

Dr. Karl-Georg Pochhammer

DIE VORSTÄNDE DER KASSENZAHNÄRZTLICHEN VEREINIGUNGEN 
UND DER KASSENZAHNÄRZTLICHEN BUNDESVEREINIGUNG
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Dipl.-Volksw. Helmut Steinmetz
(bis 30.04.2021)

Dr. Jörg Meyer

KZV Schleswig-Holstein

ZA Peter OleownikDr. Michael Diercks

Dr./RO Eric Banthien Dr. Gunter Lühmann Dipl.-Kfm. Stefan Baus

KZV Hamburg 

Dr. Eberhard Steglich Rainer Linke Dr. Heike Lucht-Geuther

KZV Brandenburg

Dipl.-Bw. Wolfgang Abeln Dr. Gunnar Letzner

KZV Mecklenburg-Vorpommern

Dr. Jochen Schmidt Dr. Bernd Hübenthal

KZV Sachsen-Anhalt

KZV Berlin

Dr. Jörg-Peter Husemann Dipl.-Stom. Karsten Geist

Dr. Holger Weißig Ass. jur. Meike Gorski-Goebel

KZV Sachsen

KZV Thüringen

Ass. jur. Roul RommeißDr. Karl-Friedrich Rommel Dr. Klaus-Dieter Panzner

ZA Christian Berger Dr. Rüdiger Schott Dr. Manfred Kinner 

KZV Bayerns

Katharinenbrücke 1
20457 Hamburg

 Tel. 040/361470
info@kzv-hamburg.de  

www.kzv-hamburg.de 

Wismarsche Straße 304
19055 Schwerin

 Tel. 0385 5492-0
info@kzvmv.de

www.kzvmv.de

Georg-Wilhelm-Straße 16
10711 Berlin

 Tel. 030 89004-0
kontakt@kzv-berlin.de 

www.kzv-berlin.de

Helene-Lange-Straße 4-5
14469 Potsdam

 Tel. 0331 2977-0
 info@kzvlb.de 
www.kzvlb.de

Dr.-Eisenbart-Ring 1
39120 Magdeburg

 Tel. 0391 6293-0
info@kzv-lsa.de

www.kzv-lsa.de

Schützenhöhe 11
01099 Dresden

 Tel. 0351 8053-0
vorstand@kzv-sachsen.de

www.kzv-sachsen.de

Theo-Neubauer-Straße 14
99085 Erfurt

 Tel. 0361 6767-0
info@kzvth.de

www.kzvth.de

 Fallstraße 34
81369 München

 Tel. 089 72401-0
vorstand@kzvb.de

www.kzvb.de

Kiel

Schwerin

Potsdam

Magdeburg

Dresden
Erfurt

München

Berlin

Hamburg

Westring 498
24106 Kiel

 Tel. 0431 3897-0
info@kzv-sh.de

www.kzv-sh.de

©
 K

ZB
V 

20
18

in der 15. Amtsperiode 
(2017 bis 2022)
Stand: Juli 2021
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Der G-BA hat, basierend auf dem Vor-
schlag der KZBV, entschieden, die Regelun-
gen zur Ausgestaltung der systematischen 
Behandlung von Parodontopathien in eine 
eigenständige Richtlinie zu überführen. 
Die Inhalte setzen auf den wissenschaftli-
chen Erkenntnissen aus der Methodenbe-
wertung und der aktuellen Klassifikation 
parodontaler Erkrankungen der Fachge-
sellschaften auf. Versicherte erhalten da-
mit künftig eine umfassende, am individu-
ellen Bedarf ausgerichtete systematische 
Parodontitistherapie. Im Zusammenhang 
mit der eigentlichen antiinfektiösen The-
rapie erhalten Versicherte eine patienten-
individuelle Mundhygieneunterweisung. 
Dazu wurde als eigener Therapieschritt 
ein parodontologisches Aufklärungs- 
und Therapiegespräch verankert, um das 
Verständnis über die Auswirkungen der 
Erkrankung zu schaffen und die Mitwir-
kung der Versicherten zu stärken. Einen 
zentralen Stellenwert hat in der neuen 
Behandlungsstrecke die unterstützende 
Parodontitistherapie (UPT). Versicherte 
können, ausgerichtet am individuellen Be-
darf, künftig zwei Jahre nach Abschluss der 
aktiven Behandlungsphase eine struktu-
rierte Nachsorge in Anspruch nehmen, um 
den Behandlungserfolg zu sichern. Die Fre-
quenz der UPT richtet sich bedarfsgerecht 
nach dem individuellen Patientenrisiko.    

on zentraler Bedeutung für die 
Arbeit der KZBV im G-BA sind 
die Unterausschüsse Zahnärzt-
liche Behandlung und Metho-

denbewertung. Hier werden viele für die 
vertragszahnärztliche Versorgung rele-
vanten Regelungen erarbeitet. Auch im 
Unterausschuss „Veranlasste Leistungen“ 
ist die KZBV vertreten und gestaltet dort 
Regelungen unter anderem zur Heilmit-
telversorgung im zahnärztlichen Bereich 
aus.

SYSTEMATISCHE BEHANDLUNG 
VON PARODONTITIS UND ANDEREN 
PARODONTALERKRANKUNGEN

Nach jahrelangen fachlichen Beratungen 
und intensiven Verhandlungen ist es der 
KZBV gelungen, den Grundstein für eine 
moderne Parodontitistherapie in der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung zu legen. 
Mit der vom Gemeinsamen Bundesaus-
schuss am 17. Dezember 2020 beschlos-
senen Richtlinie zur systematischen Be-
handlung von Parodontitis und anderer 
Parodontalerkrankungen (PAR-Richtlinie) 
ist ab dem 1. Juli 2021 die vertragszahn-
ärztliche Parodontitistherapie an den 
aktuellen Stand zahnmedizinischer Er-
kenntnisse angepasst.

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Entscheidungsgremium der  
gemeinsamen Selbstverwaltung im Gesundheitswesen. Seine Hauptaufgabe ist die 
Gewährleistung einer ausreichenden, zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versorgung 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Die KZBV ist neben der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung, der Deutschen Krankenhausgesellschaft und dem GKV-Spitzenverband 
eine der stimmberechtigten Trägerorganisationen des G-BA. In dieser Funktion setzt sich 
die KZBV im G-BA für die Ausgestaltung einer wirtschaftlichen und wissenschaftlich abge-
sicherten vertragszahnärztlichen Versorgung in Deutschland ein.

  MITWIRKUNG IM GEMEINSAMEN BUNDESAUSSCHUSS

MITARBEIT IN DEN UNTERAUSSCHÜSSEN

V

Für mehr Informationen unter 
www.g-ba.de

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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UNTERKIEFERPROTRUSIONSSCHIENE 
BEI LEICHTER BIS MITTELGRADIGER 
OBSTRUKTIVER SCHLAFAPNOE BEI 
ERWACHSENEN

Am 20. November 2020 hat der G-BA die 
Unterkieferprotrusionsschiene bei obst-
ruktiver Schlafapnoe als Zweitlinienthe-
rapie in die ambulante vertragsärztliche 
Versorgung aufgenommen (MVV-Richtli-
nie). Die KZBV hatte sich im G-BA erfolg-
reich dafür eingesetzt, dass Vertrags-
zahnärzte in die Versorgungsstrecke 
hinsichtlich des Ausschlusses zahnme-
dizinischer Kontraindikationen, der An-
fertigung und Anpassung der Schiene, 
der Schieneneingliederung sowie der Ein-
stellung des Protrusionsgrades eng einge-
bunden werden. Aufgrund der klaren Evi-
denzlage ist zudem eine klare Regelung 
gefasst worden, dass nur zahntechnisch 
individuell angefertigte und adjustierba-
re Schienen die Anforderungskriterien für 
eine funktionierende Schienentherapie 
erfüllen. Die notwendigen vertragszahn-
ärztlichen Regelungen konnten nach fo-
kussierten Beratungen am 6. Mai 2021 im 
G-BA verabschiedet werden. Damit ist die 
Grundlage geschaffen, dass die Schienen-
therapie als erste intrasektorale vertrags- 
ärztlich-vertragszahnärztliche Versorgungs- 
form voraussichtlich Anfang 2022 in die 
Versorgung kommt.

COVID-19: BEFRISTETE 
ANPASSUNG VON ZAHNÄRZTLICHER 
HEILMITTEL-RICHTLINIE UND 
KRANKENTRANSPORTRICHTLINIE

Zur Bewältigung der SARS-CoV-2-Pande-
mie hat der G-BA Sonderregelungen in 
seinen Richtlinien über die Verordnung 
veranlasster Leistungen beschlossen. Ver-
ordnungen von Heilmitteln in der zahn-
ärztlichen Versorgung und die Verordnun-
gen von Krankenbeförderungsleistungen 
zur zahnärztlichen Akutbehandlung von 
auf COVID-19 positiv getesteten Ver-
sicherten sowie Versicherten, die unter 
Quarantäne stehen, wurden hierzu flexi-
bilisiert. Für die Heilmittel-RL ZÄ ist zum 
Beispiel die Möglichkeit der Videotherapie 
für Maßnahmen der Sprech-, Sprach- und 
Schlucktherapie eröffnet. Die Regelungen 
wurden mehrfach über den Zeitraum der 
Corona-Pandemie verlängert. Die Son-
derregelungen für die Verordnung von 
Krankentransportleistungen, insbeson-
dere der Wegfall des vorherigen Geneh-
migungsverfahrens, gelten bis Ende der 
durch den Bundestag festgestellten epi-
demischen Lage, die Sonderregelungen 
für die Verordnungen von Heilmitteln vor-
erst bis 31.Dezember 2021.

BEHANDLUNG VON PARODONTITIS 
BEI VERSICHERTEN NACH § 22A SGB V 
AUSSERHALB DER SYSTEMATISCHEN 
BEHANDLUNG VON PARODONTITIS  
UND ANDERER PARODONTAL- 
ERKRANKUNGEN

Die KZBV konnte im G-BA erreichen, dass 
unmittelbar nach Beschluss der PAR-
Richtlinie Beratungen für einen niedrig-
schwelligen, bürokratiearmen Zugang zur 
PAR-Behandlung für vulnerable Gruppen 
wie Pflegebedürftige und Behinderte 
aufgenommen wurden. In kürzester Zeit 
konnten im G-BA Regelungen konsentiert 
werden, die am 6. Mai 2021 im Plenum 
beschlossen und am 8. Juni 2021 vom 
BMG nicht beanstandet worden. Ge-
tragen von den Fachgesellschaften liegt 
damit neben der systematischen PAR-Be-
handlung eine fokussierte und niedrig-
schwellige Behandlungsalternative für 
Versicherte nach § 22a SGB V zum 1. Juli 
2021 vor. Diese niedrigschwellige Option 
richtet sich vor allem an pflegebedürfti-
ge Patienten nach § 15 SGB XI und solche 
mit Anspruch auf Eingliederungshilfe 
nach § 99 SGB IX und weitere konkreti-
sierende Tatbestände, deren Vorliegen 
einer Durchführung einer systemati-
schen Behandlung von Parodontitis ent-
gegenstehen können. Dazu zählen zum 
Beispiel Patienten, bei denen die Fähigkeit 
zur Aufrechterhaltung der Mundhygiene 
nicht oder nur eingeschränkt gegeben 
ist, die einer Behandlung in Allgemein-
narkose bedürfen, oder bei denen die Ko-
operationsfähigkeit nicht oder nur einge-
schränkt gegeben ist.
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HEILMITTEL-RICHTLINIE ZAHNÄRZTE

Im Rahmen der COVID-19-Sonderrege-
lungen wurde für die Heilmittel-RL ZÄ 
die Möglichkeit der Videotherapie für 
Maßnahmen der Sprech-, Sprach- und 
Schlucktherapie eröffnet. Mit dem Digi-
tale-Versorgung-und-Pflege-Modernisie-
rungs-Gesetz (DVPMG) soll eine gesetz-
liche Regelung geschaffen werden, nach 
der die Vertragspartner gemäß § 125 
SGB V vertraglich festlegen können, in 
welchen Fällen eine Erbringung von Heil-
mitteln per Video möglich sein soll. In die 
Beratungen über Regelungen zur Erbrin-
gung von Heilmitteln per Videokonferenz 
in den ärztlichen und zahnärztlichen Heil-
mittel-Richtlinien ist die KZBV intensiv 
eingebunden.  

ANPASSUNG DER  
FESTZUSCHUSS-BETRÄGE

Mit dem Terminservice- und Versorgungs-
gesetz (TSVG) wurden zum 1. Oktober 
2020 die Festzuschüsse für Zahnersatz 
erhöht. Bislang haben die Festzuschüs-
se 50 Prozent der durchschnittlichen 
Kosten der Regelversorgung abgedeckt. 
Diese Kostendeckung wurde nun auf 60 
Prozent angehoben. Aufgrund der klaren 
gesetzlichen Vorgaben hat der G-BA die 
neuberechneten Festzuschusshöhen in 
seiner Festzuschuss-Richtlinie abzubil-
den. Die KZBV hat hierzu einen entspre-
chenden Antrag in den G-BA eingebracht. 
Die geänderten FZS-Höhen sind in den 
Praxissystemen zum 1. Oktober 2020 ein-
gespielt worden.

INNOVATIONSAUSSCHUSS

Die KZBV ist neben anderen Körperschaf-
ten und Akteuren der Selbstverwaltung 
auch im Innovationsausschuss vertreten. 
Der Innovationsfonds fördert seit dem 
Jahr 2016 Projekte zu neuen Versorgungs-
formen und zur Versorgungsforschung. 
Für die Jahre 2020 bis 2024 verfügt der 
Fonds dafür über Mittel in Höhe von ins-
gesamt 800 Millionen Euro. Die Förderung 
von Projekten, darunter auch mehrere 
mit zahnärztlichem Bezug, wurde im Be-
richtszeitraum fortgesetzt. Einzelheiten 
können auf der Internetseite des Innova- 
tionsausschusses unter https://innovati-
onsfonds.g-ba.de/innovationsausschuss/ 
eingesehen werden.                                       ■

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/heilmittel-richtlinie-zahnaerzte
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Für mehr Informationen unter 
innovationsfonds.g-ba.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

GESCHÄFTSSTELLE DES GEMEINSAMEN BUNDESAUSSCHUSSES 
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Gesetzgeber

Bundesministerium für Gesundheit

Rechtsaufsicht

Einsetzung und  
Beauftragung
durch das SGB V

Richtlinien
(zur Prüfung)

*  Mitberatungs- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.
** Die Leistungserbringer sind nur zu Themen stimmberechtigt, die ihren Versorgungsbereich   
 wesentlich betreffen. Andernfalls erfolgt eine anteilige Stimmübertragung auf die betroffenen 
 Organisationen nach § 14a Abs. 3 GO.

G-BA (Gremium nach § 91 SGB V)

9 Unterausschüsse

Geschäftsstelle 
des G-BA Vorbereitung von 

Entscheidungen

5 Vertreter 
der GKV
GKV-Spitzenverband

5 Vertreter 
der Leistungs-
erbringer**

DKG (2 Stimmen)

KBV (2 Stimmen)

5 Patientenvertreter*

3 unparteiische Mitglieder
davon 1 Vorsitzender

(1 Stimme)

Arznei- 
mittel

Qualitäts- 
sicherung

Disease-
Management-

Programme 

Ambulante 
spezialfachärztl. 

Versorgung

Methoden- 
bewertung

Veranlasste 
Leistungen

Bedarfs-
planung

Psycho-
therapie

Zahnärztliche 
Behandlung

= zahnärztlicher Bezug

Geschäftsord-
nung/Verfah-
rensordnung

Finanz-
ausschuss

Innovations-
ausschuss
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ie binnenmarktpolitischen 
Entwicklungen in der Europäi-
schen Union werden von der 
Kassenzahnärztlichen Bundes-

vereinigung im Hinblick auf mögliche 
Auswirkungen auf die Vertragszahnärz-
teschaft fortlaufend beobachtet und in 
Zusammenarbeit mit der Bundeszahn-
ärztekammer, dem Bundesverband Freie 
Berufe und durch die Mitarbeit in Gre-
mien der internationalen zahnärztlichen 
Organisationen fachlich begleitet.

Im Januar 2017 hatte die EU-Kommission 
eine Mitteilung zu Reformempfehlungen 
für die Berufsreglementierung an die 
Mitgliedstaaten herausgegeben. Damit 
sollte nach Angaben der Brüsseler Behör-
de ein regulatorisches Umfeld geschaffen 
werden, welches Wachstum, Innovation 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen im 
Binnenmarkt fördert. Diese Empfehlun-

gen waren als Mitteilung rechtlich unver-
bindlich. Aus Sicht der Europäischen Kom-
mission haben die EU-Mitgliedstaaten die 
Empfehlungen jedoch nicht oder nur sehr 
begrenzt umgesetzt, da bei reglementier-
ten Berufen immer noch erhebliches wirt-
schaftliches Potenzial ungenutzt bleibe, 
da diese oftmals einer restriktiven Regu-
lierung auf nationaler Ebene unterliegen.

Die EU-Kommission plant daher eine An-
passung ihrer Empfehlungen an die EU-
Mitgliedstaaten für den Bereich der Be-
rufsreglementierung. Dazu hat sie einen 
Fahrplan veröffentlicht und im Frühjahr 
2021 eine Konsultation gestartet. Die 
Anpassungen sollen die Niederlassungs-
freiheit und den freien Dienstleistungs-
verkehr im Binnenmarkt besser schützen. 
Im Mittelpunkt der neuen Empfehlungen 
werden wie im Jahr 2017 die Berufsregeln 
der unternehmensbezogenen Dienst-

leister, das heißt der Rechtsberufe, Buch- 
prüfer, Architekten, Ingenieure, Patent-
anwälte, Fremdenführer und Immobilien-
makler stehen, wobei ausdrücklich eine 
Erweiterung um die Notare angekündigt 
wird. Geplant ist, eine Bestandsaufnah-
me der seit dem Jahr 2017 umgesetz-
ten regulatorischen Änderungen in den 
Mitgliedstaaten vorzunehmen, den be-
stehenden Indikator für die Restriktivität 
freiberuflicher Dienstleistungen zu aktu-
alisieren und neue Entwicklungen in den 
Regulierungsrahmen der Mitgliedstaaten 
zu berücksichtigen.

Aus vertragszahnärztlicher Sicht ist in 
diesem Zusammenhang wichtig, dass die 
Gesundheitsberufe in der Roadmap nicht 
genannt werden und daher zu erwarten 
ist, dass diese von der angekündigten Neu-
auflage der Reformempfehlungen voraus-
sichtlich erneut nicht erfasst werden.        ■
 

BINNENMARKTPOLITISCHE ENTWICKLUNGEN IN DER EUROPÄISCHEN UNION

m 5. März 2021 hat die General-
direktion Umwelt der Europäi-
schen Kommission eine soge-
nannte „Folgenabschätzung in 

der Anfangsphase“ für die geplante Über-
arbeitung der im Jahr 2017 verabschiede-
ten EU-Quecksilberverordnung vorgelegt. 
Darin skizziert die Kommission ihre Über-
legungen sowie mögliche gesellschaft-

liche und umweltpolitische Folgen eines 
mittelfristigen Ausstiegs aus der Nut-
zung von Dentalamalgam („Phase-Out“). 
Die Folgenabschätzung ist der Auftakt 
zu einer Reihe von Maßnahmen, um die 
Öffentlichkeit in die geplante Überarbei-
tung der EU-Quecksilberverordnung ein-
zubinden.

Um das EU-Gesetzgebungsverfahren 
vollumfänglich zu begleiten, haben die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
(KZBV), die Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) und die Deutsche Gesellschaft 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
(DGZMK) eine strategische Arbeitsgruppe 
Amalgam gebildet. KZBV und BZÄK ha-
ben sich am 31. März 2021 zudem in 
einer gemeinsamen Stellungnahme 
gegenüber der Generaldirektion Umwelt 
der Europäischen Kommission für einen 
Erhalt von Amalgam ausgesprochen. Im 
Rahmen dessen haben KZBV und BZÄK 
darauf hingewiesen, dass durch die euro-
paweite Verpflichtung zum Betrieb von 
Amalgamabscheidern in Zahnarztpraxen 
ein umweltgerechter Umgang mit dem 
Werkstoff bereits sichergestellt ist.

Für den weiteren Verlauf des Verfahrens 
hat die Europäische Kommission für das 
dritte Quartal 2021 eine öffentliche Kon-
sultation, spezielle Konsultationen mit 
betroffenen Interessengruppen sowie 
Fachtreffen angekündigt. Den eigent-
lichen Gesetzgebungsvorschlag möchte 
die Kommission eigenen Angaben zufol-
ge im vierten Quartal 2022 vorlegen.      ■

PHASE-OUT VON AMALGAM –

REVISION DER EU-QUECKSILBERVERORDNUNG

D

A
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Die Corona-Pandemie wirkte sich auch 
auf die für die KZBV besonders relevante 
Arbeit des BFB auf europäischer Ebene 
aus. Zwar berichtete der BFB im gewohn-
ten Rahmen über Freiberufler-relevante 
Themen, doch konnten die geplanten 
Veranstaltungen in Brüssel nicht statt-
finden. Im Mittelpunkt standen unter 
anderem die Analyse und der Aktionsplan 
der Europäischen Kommission zum EU-
Binnenmarkt, Vorstellungen der EU-Kom-
mission in den Bereichen Digitalisierung/
Künstliche Intelligenz, Schwerpunkte 
und Hintergründe zur deutschen Rats-
präsidentschaft, laufende Vertragsverlet-
zungsverfahren im Zusammenhang mit 
der Berufsqualifikationsrichtlinie sowie 
der Initiativbericht „Stärkung des Binnen-
markts: die Zukunft des freien Dienstleis-
tungsverkehrs“ des Europäischen Parla-
ments zum Dienstleistungsbinnenmarkt. 
Über diesen gelang es dem BFB, das Euro-
päische Parlament von einer differenzier-
teren Sichtweise beim Thema nationale 
(Berufs-)Regulierungen zu überzeugen. 
Im Zuge der im Juli 2020 erfolgten Umset-
zung der Verhältnismäßigkeitsrichtlinie 
in nationales Recht stellte der BFB seinen 
Mitgliedern zudem einen Leitfaden zum 
Umgang mit den Kriterien der Verhältnis-
mäßigkeitsrichtlinie zur Verfügung.

Unter dem Arbeitstitel „Freie Berufe: Für 
jeden Einzelnen – die Zukunft ist unsere  
Verantwortung“ erarbeitete der BFB zu-
dem in Abstimmung mit seinen Mit-
gliedsorganisationen die Positionen der 
Freien Berufe für die Wahl zum Deutschen  
Bundestag.                                                         ■

ie Mitarbeit der Kassenzahn-
ärztlichen Bundesvereinigung 
(KZBV) im Bundesverband der 
Freien Berufe (BFB) war im Be-

richtszeitraum erneut geprägt durch den 
Umgang und die Reaktion auf die Folgen 
der Corona-Pandemie für Freiberufler. 
Der BFB war dabei kontinuierlich in die po-
litischen Regierungsrunden zur Bestands-
aufnahme und zu den Hilfsmaßnahmen 
einbezogen. Seine Stellungnahmen for-
mulierte der BFB auf dem Fundament der 
gemeinsamen Expertise aus dem konti-
nuierlichen engen Austausch mit seinen 
Mitgliedsorganisationen. Regelmäßige 
Umfragen flankieren die Abstimmung 
und Positionierung, angereichert durch 
Erfahrungsberichte aus der freiberufli-
chen Praxis, die für die politische Arbeit 
der KZBV ebenfalls von Relevanz waren. 
Parallel dazu bietet der BFB weiterhin ein 
umfangreiches Webangebot zu bundes-
weiten und länderspezifischen Hilfen für 
Freiberufler und versorgt die Mitglieder-
organisationen regelmäßig mit aktuellen 
Informationen zur politischen Diskussion, 
die sich aus den besonderen Herausforde-
rungen für die Freien Berufe ergeben. 

Mit der öffentlichkeitswirksamen Kam-
pagne „Mit System relevant. Wir helfen. 
Freie Berufe“ veranschaulicht der BFB in 
der Zeit der Pandemie die Leistungen der 
Freien Berufe als Helfer im Kampf gegen 
Corona und dessen Folgen. So hat der BFB 
seit Beginn der Corona-Krise den spezi-
fischen Problemlagen der Freien Berufe  
auf vielfältige Weise zu großer Aufmerk-
samkeit verholfen und für die Mitglieds- 
organisationen wertvolle Unterstützungs- 
leistungen erbracht.

Die KZBV wird im BFB durch ihren Vor-
standsvorsitzenden, Herrn Dr. Wolfgang 
Eßer, vertreten, der als Vizepräsident die 
Arbeit des BFB maßgeblich mitgestaltet.

MITARBEIT IM BUNDESVERBAND DER FREIEN BERUFE

D

Für mehr Informationen unter 
www.freie-berufe.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

„Der BFB hat seit Beginn der Corona-Krise den spezifischen

Problemlagen der Freien Berufen auf vielfältige Weise zu großer 

Aufmerksamkeitverholfen und für die Mitgliedsorganisationen

wertvolle Unterstützungsleistungen erbracht.“
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or dem Hintergrund des Aus-
laufens der mit dem 2. Bevölke- 
rungsschutzgesetz eingeführ-
ten Regelung des § 79 Abs. 3e 

SGB V zum 30. September 2020, welche 
den Vertreterversammlungen von Kassen-
zahnärztlichen Vereinigungen und Kas-
senzahnärztlicher Bundesvereinigung 
(KZBV) aus wichtigem Grund eine Be-
schlussfassung ohne Sitzung ermög-
lichte, hat die Vertreterversammlung der 
KZBV zum Erhalt ihrer Beschlussfähigkeit 
im Falle eines Fortdauerns der Corona-
Pandemie sowie mit Blick auf etwaige 
künftige Großschadensereignisse im Sep-
tember 2020 im schriftlichen Verfahren 
nach § 79 Abs. 3e SGB V eine Änderung 
in § 7 Abs. 16 S. 6 der Satzung der KZBV 
beschlossen. Danach kann die Vertreter-
versammlung im Falle eines Großscha-
densereignisses aus wichtigem Grund Be-
schlüsse im schriftlichen Verfahren ohne 
Sitzung fassen.

ie KZBV ist die Dachorganisa-
tion der 17 KZVen in den Bun-
desländern. Sie vertritt die  
Interessen von fast 63.000 

Zahnärztinnen und Zahnärzten, die an 
der vertragszahnärztlichen Versorgung 
teilnehmen. Vertragszahnärzte und in 
Praxen angestellte Zahnärzte bilden eine 
der größten Facharztgruppen in Deutsch-
land. Um die Interessen des Berufsstan-
des angemessen vertreten zu können, 
benötigt die KZBV die Expertise und  

Die Satzungsänderungen wurden vom 
Bundesministerium für Gesundheit mit 
Bescheid vom 25. September 2020 ge-
nehmigt, in der Ausgabe 20 der „Zahn-
ärztlichen Mitteilungen“ vom 16. Oktober 
2020 veröffentlicht und sind zum 17. Ok-
tober 2020 in Kraft getreten.

Die Satzung in ihrer aktuellen Fassung 
kann auf der Website der KZBV unter 
www.kzbv.de abgerufen werden, ebenso 
wie ergänzende, allgemeine Angaben zu 
Aufgaben und Zusammensetzung der 
Vertreterversammlung.                          ■

Legitimation ihrer Mitglieder. Berufs-
politische Grundsatzentscheidungen 
werden vor diesem Hintergrund auf 
der Vertreterversammlung getroffen.  
Die Vertreterversammlung ist das höchste 
parlamentarische Gremium der KZBV und 
damit das oberste Entscheidungsgremi-
um der Vertragszahnärzteschaft auf Bun-
desebene. Sie findet in der Regel zweimal 
im Jahr statt und besteht aus insgesamt 
60 Mitgliedern. 34 Sitze werden dabei 
vom Vorsitzenden und einem seiner 

Stellvertreter aus jeder KZV gestellt. Die 
übrigen 26 Delegierten werden von den 
KZVen nach dem Verhältniswahlrecht aus 
ihren Reihen gewählt. Die wichtigsten 
Aufgaben der Vertreterversammlung sind 
neben der Wahl des Vorstandes unter an-
derem der Erlass der Satzung der KZBV 
und deren Änderungen sowie das Fällen 
von Entscheidungen, die für die Körper-
schaft von grundsätzlicher Bedeutung 
sind.                                   ■

SATZUNG DER KZBV UND GESCHÄFTSORDNUNG

DER VERTRETERVERSAMMLUNG

Für das Gelingen von innerzahnärztlicher Kooperation bedarf es Möglichkeiten der Zielabstim-
mung und des Informationsaustausches, wechselseitiger Kommunikation und gegenseitiger 
Unterstützung. Benötigt werden konstruktive Problemlösungsdiskussionen und Zeitvorläufe, in 
der die Kooperation umgesetzt wird, auf die sich die Zahnärzteschaft geeinigt hat. Ein solches 
abgestimmtes Vorgehen ist die Basis von Vertrauen in den jeweiligen Kooperationspartner auf 
Bundes- und Landesebene und die Grundlage für den Erfolg des gesamten Berufsstandes.

  INNERZAHNÄRZTLICHE  KOOPERATION

D

V

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/vv-hintergrund

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Satzung

Stand: 9. November 2018

Gesc
häft

sord
nung

der Vertreterversammlung

Stand: 21. September 2018
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die Lage versetzt werden, eine aktive Rolle 
bei ihren Behandlungsentscheidungen zu 
übernehmen. Ferner verfolgt die Vision 
2030 die Botschaft, dass es keine Gesund-
heit ohne Mundgesundheit gibt.

Die FDI fordert Politiker und Meinungs-
träger weltweit auf, Mundgesundheit als 
wesentlichen Teil der gesundheitlichen 
Versorgung der Bevölkerung in ihre poli-
tischen Entscheidungen einzubeziehen. 
Da sich Gesundheitssysteme und ökono-
mische Ressourcen weltweit stark unter-
scheiden, sind die in dem Strategiepapier 
aufgezeigten Ziele und Wege sehr allge-
mein formuliert und erfordern regionale 
Anpassungen.

Im Berichtszeitraum hat sich die FDI län-
derübergreifend dafür eingesetzt, den 
Zahnärztinnen und Zahnärzten die Ver-
abreichung von COVID-19-Impfstoffen zu  
gestatten. Nachdem im Rahmen einer 
Umfrage 57 nationale Zahnärztever-
bände aus der ganzen Welt geantwortet 
hatten, dass fast zwei Drittel der Länder 
Zahnärzten die Verimpfung verbieten, 

forderte die FDI eine solche Erlaubnis im 
Rahmen einer Stellungnahme ausdrück-
lich ein. In Kambodscha, Kolumbien, Ägyp-
ten, Indien, Indonesien, Libanon, Nigeria, 
Serbien, Slowenien und dem Vereinigten 
Königreich dürfen Zahnärzte COVID-19- 
Impfstoffe verabreichen. In den USA 
erlaubten etwa 20 Bundesstaaten der 
Zahnärzteschaft die Impfung. Die Um-
frage untersuchte auch die Priorisierung 
von Zahnärzten: 53 Prozent der antwor-
tenden Länder gaben an, dass Zahnärzte 
in prioritäre Impfgruppen aufgenommen 
wurden, 12 Prozent teilten mit, dass dies 
nicht der Fall sei, und 18 Prozent antwor-
teten, dass das Impfprogramm und die 
Festlegung prioritärer Gruppen noch in 
Planung seien.                                                   ■

uf globaler Ebene ist die Zahn-
ärzteschaft in der Fédération 
Dentaire Internationale (FDI) 
organisiert, der mehr als 200 

Mitgliedsverbände aus 130 Ländern an-
gehören.

Die Aktivitäten der FDI mussten im Be-
richtszeitraum aufgrund der Corona-
Pandemie stark eingeschränkt werden. 
Neben dem Weltzahnärztekongress in 
Shanghai wurden zahlreiche weitere Ver-
anstaltungen abgesagt. Treffen fanden 
seither lediglich als Videokonferenzen 
statt.

Zeitgleich mit der 148. Sitzung des Exeku-
tivrats der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO), auf der eine Entschließung zur 
Mundgesundheit auf der Tagesordnung 
stand, veröffentlichte die FDI am 18. Ja-
nuar 2021 die „Vision 2030: Optimale 
Mundgesundheit für alle erreichen“. Mit 
dem neuen Strategiepapier schreibt der 
Weltzahnärzteverband sein Handlungs-
konzept für die nächsten zehn Jahre fort. 
Ziel des Konzepts, das an die FDI-Vision 
von 2020 anschließt, ist es, weltweit die 
Mundgesundheit der Bevölkerung zu ver-
bessern, soziale Ungleichheiten im Be-
reich Zahnmedizin abzubauen und die 
Rolle des Berufsstands bei der Bereitstel-
lung einer optimalen Mundgesundheit 
zu unterstützen. Das Konzept berück-
sichtigt globale gesellschaftliche Her-
ausforderungen wie eine älter werdende 
Bevölkerung. Die im Papier skizzierten 
Ziele sind zwar global angelegt, Regionen 
und Länder sind aber aufgefordert, diese 
für sich zu adaptieren und umzusetzen. 
Die Vision 2030 fordert, dass Patienten 
selbst gut informierte Fürsprecher für ihre 
eigene Mundgesundheit werden und in 

Auch in europäischen und internationalen Gremien und Organisationen werden wichtige 
Fragen der zahnärztlichen Versorgung diskutiert, aktuelle Entwicklungen im Gesundheits-
wesen analysiert und entsprechende Politikkonzepte der Zahnärzteschaft abgestimmt. Die 
KZBV bringt in solchen Organisationen seit vielen Jahren erfolgreich ihre Expertise ein und 
arbeitet an Positionierungen des Berufsstandes auf europäischer und transnationaler Ebene 
aktiv mit.

  DIE VERTRAGSZAHNÄRZTESCHAFT IN 

  INTERNATIONALEN ORGANISATIONEN UND GREMIEN

FÉDÉRATION DENTAIRE INTERNATIONALE

A

Für mehr Informationen unter 
www.fdiworlddental.org 
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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EUROPÄISCHE REGIONALORGANISATION DER FDI

Ländern gelang es, dass Zahnmediziner in 
die erste Prioritätsgruppe aufgenommen 
wurden.

Im Jahr 2020 wurden alle weiteren inter-
nationalen Aktivitäten verschoben, wis-
senschaftliche Veranstaltungen wurden 
teilweise online abgehalten. Die Pande-
mie hat sich deutlich auch auf die zahn-
medizinische Ausbildung ausgewirkt –
sowohl auf das Studium als auch auf die 
Fortbildung. Ein direkter Kontakt mit Stu-
denten und jungen Zahnärzten in Univer-
sitäten und anderen Ausbildungsstätten 
war nicht möglich.

Neben den Folgen der Corona-Pandemie 
wurde zudem das Thema „Investoren ge-
steuerte Zahnmedizin“ auf der ERO-Voll-
versammlung und in den Arbeitsgruppen 
der ERO diskutiert. Die meisten nationa-
len Zahnärzteorganisationen in der ERO-
Region sehen investorenorientierte zahn-
ärztliche Praxisketten als sehr kritisch an. 
Folgende alarmierende Entwicklungen 
wurden als Gefahr für die freie Zahnheil-
kunde benannt:

■ Einfluss der Zahnärzte auf die 
 Behandlungsfreiheit
■ Verlust der Behandlungsqualität
■ Ermutigung zur Überbehandlung  
 (mehr Leistungen als in Vergleichs- 
 gruppen)
■ Beeinträchtigung des Rechts der  
 Patienten auf freie Wahl des Zahnarztes
■ Unterbezahlung der Zahnärzte

Als Negativbeispiele wurden aus Italien 
die abrupte Schließung von 60 Dentix-
Zahnarztpraxen und aus Spanien der 
Konkurs der Konzernzahnarztpraxen wie 
i-Dental und Dentix genannt. Dabei wur-
den jeweils Hunderte von Patienten mit 
unvollendeten Behandlungen zurück-
gelassen. In Belgien steht eine Kette von 
sieben Kliniken mit sechstausend besorg-
ten Patienten vor dem Aus. Alle nationa-
len Zahnärzteorganisationen befürchten 
dabei gleiche Probleme wie in diesen 
Ländern. Die Zahnmedizin dürfe – so die 
einmütige Forderung – nicht zu einem 
Bereich für gewinnmaximierende Inves-
toren werden.

Die ERO-Arbeitsgruppe „Alternde Bevöl-
kerung“ ist dabei, eine Informationsbro-
schüre zur Mundhygiene für Hilfsperso-
nal zu entwickeln. Der Vertreter der KZBV, 
Herr Dr. Diercks, arbeitet aktiv in dieser 
Arbeitsgruppe mit und stellte dort als 
gutes Beispiel den in Deutschland verein-
barten Mundhygieneplan vor.

Von Seiten der KZBV nehmen die Herren 
Dr. Ralf Wagner und Dr. Michael Diercks 
als Vertreter aus Deutschland an der ERO-
Vollversammlung teil. Zudem ist Herr  
Dr. Wagner in der ERO-Arbeitsgruppe 
„Das zahnärztliche Team“ und „Freie 
zahnärztliche Berufsausübung in Europa“ 
und Herr Dr. Diercks in der ERO-Arbeits-
gruppe „Ageing Population“ engagiert.

Die nächste ERO-Versammlung soll plan-
mäßig am 29. und 30. April 2022 in Buka-
rest stattfinden.                                               ■

ie vorerst letzte Vollversamm-
lung der Europäischen Regio-
nalorganisation der FDI (ERO) 
fand pandemiebedingt als Vi-

deokonferenz am 17. April 2021 statt.

Im Mittelpunkt des fachlichen Austau-
sches stand der Umgang der Zahnmedi-
ziner mit der Covid-19-Pandemie in den 
ERO-Mitgliedsorganisationen. Während 
des schwierigen Jahres konzentrierte sich 
die gesamte Arbeit der nationalen Zahn-
ärzteorganisationen auf die Unterstüt-
zung des Berufsstandes. Zu Beginn der 
Pandemie wurde vor allem versucht, per-
sönliche Schutzausrüstung für Zahnärzte 
und ihre Teams zu organisieren. Zudem 
stand im Fokus, Patienten und Politiker 
davon zu überzeugen, dass die Zahnme-
dizin auch in Corona-Zeiten sicher ist und 
bei der Politik dafür zu werben, finan-
zielle Unterstützung für Zahnärzte ein-
zuführen, da diese einen signifikanten 
Rückgang der Patientenzahlen hinneh-
men mussten. Alle nationalen Zahnärzte- 
organisationen haben umfangreiche 
Homepages online gestellt, die Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte über das Risiko- 
und Hygienemanagement in der Praxis 
informieren sowie aktuelle Hinweise zu 
Tests, Impfungen sowie Quarantänemaß-
nahmen bieten. Zu dem wichtigen Thema  
Impfung arbeiteten die nationalen Zahn-
ärzteorganisationen eng mit den Gesund- 
heitsministerien zusammen, um Zahn-
ärzteschaft und zahnmedizinisches Per-
sonal frühzeitig zu impfen. In einigen 

Für mehr Informationen unter 
 www.erodental.org

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

  

D
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Health. Im Rahmen der Vollversammlung 
wurde auch die Stellungnahme „Zahnme-
dizin und Patientensicherheit während 
der COVID-19-Pandemie“ beschlossen, 
in der sich der CED dafür ausspricht, die 
zahnärztliche Versorgung während der 
Pandemie kontinuierlich aufrechtzuerhal-
ten und auch präventive Behandlungen 
nicht aufzuschieben. Ferner beschloss die 
CED-Vollversammlung in naher Zukunft 
ein eigenständiges Dokument zum The-
ma Dentaltourismus zu erstellen. Zudem 
wurde der Antrag der British Dental Asso-
ciation auf Mitgliedschaft als assoziierter 
Mitgliedsverband des CED ab dem 1. Ja-
nuar 2021 angenommen.

Als Vertreter der KZBV nehmen an den 
halbjährlich stattfindenden CED-Vollver- 
sammlungen die Herren Dr. Ralf Wagner 
und Dr. Michael Diercks teil.                       ■

er Council of European Dent-
ists (CED) ist die Zahnärztliche 
Standesvertretung auf Ebene 
der Europäischen Union und 

vertritt 33 nationale Zahnarztverbände 
mit mehr als 340.000 praktizierenden 
Zahnärztinnen und Zahnärzten.

Nachdem die Frühjahrsvollversammlung 
2020 in Dubrovnik/Kroatien ausfallen 
musste, fand am 20. November 2020 die 
CED-Vollversammlung erstmals per Video- 
konferenz statt. Die Aktivitäten des CED 
standen im Berichtszeitraum überwie-
gend im Zusammenhang mit COVID-19. 
So wurden 15 Erhebungsrunden zu natio-
nalen Maßnahmen im Bereich der Zahn-
medizin durchgeführt, die verfügbaren 
Informationen über eine neue Seite auf 
der CED-Website veröffentlicht und ein 
Webinar zur Pandemie organisiert. Der 
CED veröffentlichte mehrere Pressemit-
teilungen zum Umgang mit der Pandemie 
und tauschte sich mit einschlägigen eu-
ropäischen und internationalen Gremien 
aus, darunter dem Europäischen Zentrum 
für die Prävention und die Kontrolle von 
Krankheiten (ECDC) und Cochrane Oral 

COUNCIL OF EUROPEAN DENTISTS

Für mehr Informationen unter 
cedentists.eu
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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Noch nie in der Geschichte gab es eine derartige Fülle an Medienangeboten und 

Informationsquellen. Dies gilt sowohl für den herkömmlichen Print- und TV-Markt, 

als auch für die weiter rasant wachsende digitale Versorgung mit Nachrichten, 

Meinungen und Hintergrundberichten. Angesichts dieser revolutionären Entwick-

lung stellt sich weniger die Frage, wie, wo und wann Informationen zugänglich sind, 

sondern vielmehr, wie sich Wichtiges von Unwichtigem trennen lässt, wie gesicherte 

Fakten und seriöse Nachrichten von „Fake News“ unterschieden werden können. 

Der KZBV kommt bei der bedarfsgerechten Kommunikation zu vertragszahnärztli-

chen Themen auf Bundesebene eine Schlüsselposition zu: Praxen, Patienten, Medien-

macher und politische Entscheider werden kontinuierlich mit belastbaren Zahlen, 

Daten, Argumenten und Analysen aus erster Hand versorgt. Ansprechend aufbe- 

reitet, tagesaktuell verfügbar, fachlich abgesichert und allgemeinverständlich –  

das schafft Transparenz im Versorgungsgeschehen.

Wir verstehen uns dabei nicht nur als Dienstleister, sondern als verlässlicher und 

kompetenter Ansprechpartner, wenn es darum geht, zahnmedizinisches Wissen zu 

kommunizieren. Wir richten unsere Kommunikation auf das aus, was wirklich wichtig 

ist. Um unseren Positionen Gehör zu verschaffen und gesundheitspolitische Diskurse 

aktiv zu gestalten, nutzen wir sämtliche Instrumente einer Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit auf der Höhe der Zeit. Unser vielfältiges Medienportfolio unterstützt bei 

der Navigation durch das zahnärztliche Versorgungssystem und stärkt auch mit  

niederschwelligen Angeboten die Mundgesundheitskompetenz – in der analogen  

wie der digitalen Welt.
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ie Abteilung Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit der KZBV sucht 
den engen und möglichst per-
sönlichen Kontakt zu Redaktio-

nen, Korrespondenten und Fachdiensten. 
Damit stellt sie sicher, dass vertragszahn-
ärztliche Themen medial an den richtigen 
und wichtigen Stellen platziert werden. 
Tagesaktuelle Statements und langfristig 
angelegte Kampagnen fließen so in den 
Prozess der politischen Meinungsbildung 
ein und erreichen alle wichtigen Zielgrup-
pen.

Um dem permanenten Informationsfluss 
durch mobile Endgeräte gerecht zu wer-
den und jüngere Nutzerinnen und Nutzer 
direkt anzusprechen, setzt die Öffentlich-
keitsarbeit der KZBV neben der Kommu-
nikation über klassische Medien auf eine 
konsequente Digitalstrategie. Diese um-
fasst das multimediale Informationsan-
gebot von www.kzbv.de, unserer Partner-
Websites und soziale Medien wie Twitter, 
Facebook und YouTube.                                                                                     

KOMMUNIKATION IN DER  
CORONA-PANDEMIE

Im Berichtszeitraum machte die Coro-
na-Pandemie und ihre Auswirkungen für 
Berufsstand und Patienten einen großen 
Teil des Kommunikationsgeschehens im  
vertragszahnärztlichen Bereich aus. Da-
bei war es der KZBV wichtig, Praxen und  
Kassenzahnärztliche Vereinigungen jeder- 
zeit nützliche Instrumente an die Hand 
zu geben, um bestmöglich durch diese 
beispiellose Krise zu kommen. Über Mo-
nate wurden mit multimedialer PR-Arbeit 
und Agenda-Setting die Positionen der 
Vertragszahnärzteschaft fokussiert nach 
vorne getragen. Die Kommunikation der  
KZBV war auf das gerichtet, was für unsere 
Zielgruppen – Praxen, Patienten, Medien- 
macher und politische Entscheider – 
wichtig ist: Signifikante Botschaften  
und substanzielle Erfolge während der 
Pandemie.

Das hat mit dazu beigetragen, integrie-
rend und positiv in die Zahnärzteschaft 
hineinzuwirken. Die gezielte Ansprache 
von Praxen und Teams sollte die anhal-
tende Diskussion innerhalb des Berufs-
standes über die Systemrelevanz der 
Zahnärzteschaft aufgreifen, versuchen 
den Blick zu weiten und neue Perspekti-
ven aufzuzeigen. Gerade in schwierigen 
Zeiten ist es wichtig, den Zusammenhalt 
von Berufsstand und Selbstverwaltungs-

Als kompetenter Ansprechpartner für politische Entscheider 

und Medienmacher richtet die KZBV ihre Kommunikation auf 

das aus, was für Patienten und Zahnärzteschaft wichtig ist. 

Sie versorgt Praxen, Versicherte und interessierte Öffentlich-

keit kontinuierlich mit belastbaren Zahlen, Daten, Argumen-

ten und Analysen. Um den Konzepten und Standpunkten der 

KZBV Gehör zu verschaffen, bedient sie sich aller Instrumente 

einer Presse- und Öffentlichkeitsarbeit auf der Höhe der Zeit.

  KOMMUNIZIEREN

  PRESSE- UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
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körperschaften auf Bundes- und Landes-
ebene zu festigen und perspektivisch aus-
zubauen.

Ein besonderes Augenmerk lag etwa 
auf der Evaluation der COVID-19-Versor-
gungsstrukturen-Schutzverordnung. Die 
Kernbotschaften der Zahnärzteschaft,  
daraus resultierende Forderungen und 
politische Handlungsbedarfe hat die 
KZBV medial begleitet, um der Bedeu-
tung des Themas gerecht zu werden. Da-
bei war es wichtig, immer wieder darauf 
hinzuweisen, dass die Krisenreaktions- 
fähigkeit des Versorgungssystems ge-
stärkt werden muss.

So informierte die KZBV im Rahmen 
eines Online-Pressegespräches über die 
bundesmantelvertragliche Vereinbarung  
im Sinne eines „Pandemiezuschlages“. 
Auf Basis der Vereinbarung, die am  
1. April 2021 in Kraft getreten ist, wurden 
die Krankenkassen verpflichtet, in der 
zweiten Jahreshälfte einen Betrag von 
maximal 275.000.000 Euro als einmali-
ge pauschale Abgeltung für besondere 
Aufwände der Vertragszahnärzteschaft 
im Rahmen der Behandlung von GKV- 
Versicherten während der Pandemie – 
unabhängig von der jeweiligen Gesamt- 
vergütung – an die KZVen zu zahlen.

Darüber hinaus informierte die KZBV kon-
tinuierlich über neueste Entwicklungen 
hinsichtlich der Coronavirus-Testverord-
nung und der Coronavirus-Impfverord-
nung. Alle Informationen und Erläute-
rungen zu den Rahmenbedingungen der 
Regelungen sowie zentrale Dokumente 
zum Download können auf einer Sonder-
seite unter www.kzbv.de/coronavirus ab-
gerufen werden.

Angesichts der erneuten dynamischen 
Zunahme des Infektionsgeschehens und  
des Teil-Lockdowns im vergangenen 
Herbst haben die drei Spitzenorganisa-
tionen der Zahnärzteschaft in einer ge-
meinsamen Pressemitteilung den hohen 
Stellenwert der Zahnmedizin für das 
Gesundheitssystem im Kampf gegen 
die Pandemie betont und die Politik zum 
entschlossenen Handeln gegen die Krise 
und deren Folgen für die zahnärztliche 
Versorgung aufgerufen. KZBV, BZÄK und 
DGZMK versicherten dabei, dass die Ver-
sorgung aller Patienten bei maximalem 
Infektionsschutz weiterhin bundesweit 
sichergestellt werde. Zugleich forderten 
sie einmal mehr konkrete Hilfen ein, um 
dringend benötigte Versorgungsstruk- 
turen zu erhalten.

Eine Vielzahl von Anfragen zu verschie-
denen Aspekten der Pandemie wurden 
auf Grundlage von abgestimmten In-
formationen fortlaufend beantwortet. 
Bearbeitet wurden hunderte Nach-
richten und Zuschriften per Mail, Post, 
Fax und Social Media, die von Praxen,  
Medien, Unternehmen und Patienten an 
die KZBV gerichtet wurden.

Um die Bundesregierung bei der Verbrei-
tung der Corona-Warn-App zu unterstüt-
zen, wurden eine Reihe von Kommunika-
tionsmaßnahmen umgesetzt, darunter 
die Einbindung eines Kampagnenmotives 
und Verlinkungen auf der Website der 
KZBV, Banner und Links auf den KZBV- 
Facebook- und Twitter-Kanälen und ein 
Retweet eines Erklärfilms zur App.

Während der Hochphase der Pandemie 
war die Kommunikation auf Bundes- 
und Landesebene Richtung Berufsstand,  

Medien und Öffentlichkeit immer wieder 
Gegenstand von Diskussionen. Zur Unter-
stützung der politischen Arbeit für die 
Zahnärzteschaft hat die KZBV daher aus-
gewählte Indikatoren zu dem Thema in 
einer kompakten Übersicht zusammen-
gestellt. Diese ermöglicht aussagekräfti-
ge Vergleiche mit der Pressearbeit ande-
rer Institutionen. Zudem unterstreicht die 
Faktensammlung, was die Selbstverwal-
tung der Zahnärzteschaft in den Pande-
mie-Monaten auf allen Ebenen gemein-
sam geleistet hat.              

Die hohe Frequenz an Gesetzgebungs-
verfahren und die Vielzahl der für den 
Berufsstand relevanten Themen im Be-
richtsjahr – nicht nur im Zusammenhang 
mit der Pandemie – wurden mit Presse-
mitteilungen und Statements kommu-
nikativ begleitet, um den berechtigten 
Forderungen und Anliegen der Zahn-
ärzteschaft Gehör zu verschaffen, dar-
unter die Gutachten des IGES-Institutes 
und der Freien Universität Berlin zu den  
Auswirkungen von investorengetrage- 
nen Medizinischen Versorgungszentren 
(iMVZ) auf die zahnmedizinische Versor-
gung und die parlamentarischen Verfah-
ren zum Gesundheitsversorgungsweiter-
entwicklungsgesetz sowie zum Digitale 
Versorgung und Pflege Modernisierungs- 
Gesetz.                                                             
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Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/coronavirus
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



Um flächendeckend und allgemeinver-
ständlich über die neuen PAR-Leistungen 
zu informieren, wurde unter anderem ein 
aufwändig produziertes Videoprojekt mit 
Interviews und Animations-Sequenzen 
gestartet. Die drei Filme können über eine 
Sonderseite und die Social-Media-Kanäle 
der KZBV abgerufen werden. Zahnarzt-
praxen erhalten so schnell und kompakt 
alle relevanten Informationen, um die 
neue Richtlinie in der Versorgung zielge-
richtet umzusetzen. Die Videos, die seit 
ihrer Freischaltung zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung des Geschäftsberichts 
zehntausendfach abgerufen wurden, 
dienen zugleich der inhaltlichen Vorbe-
reitung von Versorgungsangeboten sowie 
als Ergänzung und Begleitung von Fortbil-
dungsveranstaltungen der KZVen.

Teil 1 wurde anlässlich der Jahrestagung 
der Deutschen Gesellschaft für Parodon-
tologie in Berlin veröffentlicht. Dargestellt 
werden in dem Video unter anderem die 
neue Leistungsstrecke der systematischen 
PAR-Therapie sowie zentrale standespoliti-
sche und wissenschaftliche Hintergründe. 
Im Juni wurden dann der zweite und dritte 
Teil des Videoprojektes veröffentlicht. Die-
se gehen detailliert auf konkrete Abrech-
nungsmodalitäten sowie die Leistungen 
und zu beachtenden Regelungen zur PAR-
Behandlung vulnerabler Gruppen ein.

Ein weiterer neuer Erklärfilm informiert 
Praxen, Patienten, Angehörige und Pfle-
gepersonal über die zusätzlichen zahn-
ärztlichen Präventionsleistungen für 
Menschen mit Pflegebedarf oder einer 
Beeinträchtigung. Auf einer Sonderseite 
finden sich zudem ergänzende Informa-
tionen, darunter auch das zahnärztliche 
Versorgungskonzept.

Als wichtigen Baustein in der Kommuni-
kation zur bedarfsgerechten Versorgung 
pflegebedürftiger Patienten und Men-
schen mit Handicap oder eingeschränkter 
Alltagskompetenz hat die KZBV im Be-
richtszeitraum ihren virtuellen Rundgang 
durch eine barrierearme Zahnarztpraxis 
technisch umfassend erneuert und in-
haltlich erweitert. Insbesondere Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte können mit der 
digitalen Anwendung Barrieren aus der 
Perspektive der genannten Patienten er-
fahren. Der überarbeitete Rundgang ist 
unter rundgang.kzbv.de erreichbar und 
simuliert einen Kontrolltermin in einer 
dreidimensionalen Musterpraxis. Für 
mobile Endgeräte stehen zudem drei 
Autopilot-Filme zum Abruf bereit, die den 
Zahnarztbesuch mit unterschiedlichen 
Barrieren-Situationen zeigen.

Im Juli 2021 wurde der Twitter-Account 
@kzbv von Twitter offiziell verifiziert, um 
der Verbreitung von Falschinformationen 
im Bereich der Gesundheitsversorgung 
aktiv entgegenzuwirken. Die Verifizierung 
ist auf Twitter an einem „Häkchen“ an der 
Wort-/Bild-Marke von @kzbv sowie bei 
einzelnen Tweets erkennbar. Stand heute 
hat @kzbv mehr als 1500 Follower, Ten-
denz weiter steigend.

NEWSLETTER „KZBV AKTUELL“ 
ÜBERARBEITET

Gemäß dem aktuellen Kommunikations-
konzept wurde der Newsletter „KZBV Ak-
tuell“ im Jahr 2020 optisch und inhaltlich 
überarbeitet. Der Dienst informiert noch 
umfassender und gezielter über vertrags-
zahnärztliche Themen. „KZBV Aktuell“ 
ist eine unverzichtbare Informations-
quelle für alle, die wichtige Nachrichten 
und Standpunkte der Vertragszahnärzte-
schaft aus erster Hand erhalten möchten. 
Der neue Newsletter kann unter www. 
kzbv.de/newsletter kostenfrei abonniert 
werden.

Unter anderem beinhaltet der rund-
erneuerte Informationsdienst eine Über-
sicht aktueller Pressemitteilungen und 
Stellungnahmen, Reden und Positionie-
rungen des Vorstands zu ausgewählten 
Versorgungsthemen, zahnärztlichen Leit-
linien, Publikationen, Themenseiten und 
Pressefotos von Veranstaltungen, die 
Vertragszahnärztliche Zahl des Monats 
sowie Stellenangebote der KZBV. Das klar 
strukturierte und übersichtliche Design 
im HTML-Format ermöglicht die Einbin-
dung von Grafiken und Fotos.

„KZBV Aktuell“ erscheint in der Regel 
monatlich, falls erforderlich aber auch in 
höherer Frequenz, um auf aktuelle Ereig-
nisse schneller reagieren und über grund-
legende Positionen der KZBV bedarfsge-
recht informieren zu können.                   ■

KOMMUNIKATIONS-SCHWERPUNKT 
VIDEOPROJEKTE UND ERKLÄRFILME

Neben tagesaktueller Medienarbeit ist 
auch das Angebot von multimedialen  
Erklärprojekten ein zentraler Schwer- 
punkt im Kommunikationsportfolio der 
KZBV.

Vor dem Hintergrund der nach wie vor 
angespannten Corona-Lage hat die 
KZBV im Rahmen einer weiteren Online- 
Pressekonferenz die Bewertung der neu-
en Leistungen bei der systematischen Be-
handlung von Parodontitis und anderer 
Parodontalerkrankungen erläutert.
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Videosprechstunden, Videofall- 
konferenzen und Telekonsile in der  
vertragszahnärztlichen Versorgung

Die wichtigsten Informationen für Zahnarztpraxen

         02/2021

und allgemeinverständlichen Überblick 
über alle relevanten Aspekte der IT-Sicher-
heit. Zudem ermöglichen sie Zahnärzten 
in Eigenregie die Praxisinfrastruktur ei-
nem ersten „Check“ zu unterziehen und 
unterstützen bei der Auswahl geeigneter 
Maßnahmen. Ziel ist es, Zahnärztinnen 
und Zahnärzte für das Thema IT-Sicher-
heit zu sensibilisieren und möglichst zu 
motivieren.

Der KZBV war es ein besonderes Anliegen, 
an die Kolleginnen und Kollegen in den 
Praxen zu denken, die vielfach nicht die 
Zeit aufbringen können, alle verfügbaren, 
komplexen Informationen zur IT-Sicher-
heit zu studieren und daraus – selbst oder 
mit externer Unterstützung – Handlungs-
bedarf für die eigene Praxis abzuleiten.

undierte und allgemeinverständ-
liche Broschüren, Flyer und Gra-
fiken anzubieten ist für das Kom-
munikationsangebot der KZBV 

weiterhin unverzichtbar. Alle Materialien 
sind auf der Website in digitalen Forma-
ten abrufbar, eine Vielzahl von Publikatio-
nen kann darüber hinaus im Webshop in 
gedruckter Form bestellt werden – für die 
Auslage in der Praxis oder die Information 
zu Hause.

So liegt die vollständig überarbeitete 3. 
Version des Praxis-Ratgebers „Frühkind-
liche Karies vermeiden“ vor. Neben der 
Neuproduktion von etwa der Hälfte der 
Fotos wurde der Ratgeber einer komplet-
ten textlichen Überprüfung unterzogen 
und in mehrfacher, enger wissenschaftli-
cher Abstimmung aktualisiert, optimiert 
und vereinheitlicht, etwa bei der Fluorid-
konzentration in Kinderzahnpasten.

Vor dem Hintergrund aktueller wissen-
schaftlicher Erkenntnisse zu diesem 
Thema hat die KZBV auch die Patienten-
broschüre „Gesunde Zähne für Ihr Kind“ 
in einer überarbeiteten Neuauflage ver-
öffentlicht. Die Publikation ist bei Bedarf 
in den Hauptmigrantensprachen Türkisch 
und Russisch verfügbar.

Für die Zahnärzteschaft steht darüber 
hinaus eine Serie von Spezialleitfäden 
bereit, die als kostenfreie PDF-Dateien 
verfügbar sind. Sie sollen Praxen die An-
bindung an die Telematikinfrastruktur – 
Deutschlands größtes Gesundheitsnetz 
– erleichtern. Zu der Serie zählen die Pu-
blikationen „Telematikinfrastruktur – ein 
Überblick“, „Elektronischer Medikations-
plan/Arzneimitteltherapie-Sicherheits-
prüfung (eMP/AMTS)“, „Notfalldatenma-
nagement (NFDM)“ sowie ein Leitfaden 
zum Nachrichtendienst KIM (Kommuni-
kation im Medizinwesen).

Um Zahnarztpraxen die Umsetzung der 
neuen „Richtlinie zur IT-Sicherheit in der 
vertragsärztlichen und vertragszahnärzt-
lichen Versorgung“ zu erleichtern, hat 
die KZBV auf einer Sonderseite ein ent-
sprechendes Informationspaket bereit-
gestellt, das etwa einen FAQ-Katalog be-
inhaltet. Zum Kommunikationsangebot 
zählt auch der zahnarztspezifische Leit-
faden „Datenschutz und IT-Sicherheit“ 
von KZBV und BZÄK, der kostenfrei unter 
www.kzbv.de/datenschutzleitfaden abge-
rufen werden kann. Die bereitgestellten 
Informationen geben einen kompakten 

INFORMATIONSMATERIALIEN

F
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Um den Berufsstand über den Umgang 
mit den neuen Videoleistungen zu infor-
mieren, hat die KZBV die Broschüre „Vi-
deosprechstunden, Videofallkonferenzen 
und Telekonsile in der vertragszahnärztli-
chen Versorgung – Die wichtigsten Infor-
mationen für Zahnarztpraxen“ veröffent-
licht. Die Publikation zeigt anschaulich 
auf, welche technischen Anforderungen 
und Voraussetzungen beachtet werden 
müssen. Schritt-für-Schritt-Anleitungen 
unterstützen auf dem Weg von der ana-
logen in die digitale Sprechstunde, wäh-
rend transparente Hinweise die Abrech-
nung mit gesetzlichen Krankenkassen 
erleichtern. Eine fortlaufend aktualisierte 
Übersicht, welche Unternehmen Video-
dienstleistungen in der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung anbieten, kann auf 
einer Sonderseite abgerufen werden.

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/informationsmaterial
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Für mehr Informationen unter 
www.youtube.com/user/DieKZBV 
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



Seit 1. Januar 2021 sind Kassen verpflich-
tet, ihren Versicherten die elektronische 
Patientenakte (ePA) anzubieten. Um 
Zahnärzteschaft und Patienten die wich-
tigsten Eigenschaften der ePA zu erläu-
tern, hat die KZBV neben einem Leitfaden 
zur ePA jeweils einen kompakten Infoflyer 
für Patienten sowie für Praxen erstellt. 
Die Flyer „Testphase der elektronischen 
Patientenakte“ und „Meine persönliche 
Patientenakte“ beschreiben Funktionen 
und Möglichkeiten der ePA, die Verwen-
dung in der Zahnarztpraxis und geben 
Antworten auf wichtige Fragen, etwa 
zum Thema Datenschutz. Beide Flyer lie-
gen in einer gelayouteten Version sowie 
in einer Version zum Selbstausdruck im 
DIN A4-Format vor.

Ebenfalls zum 1. Januar ist die Neufas-
sung der zahnärztlichen Heilmittelricht-
linie in Kraft getreten. Zu diesem Stichtag 

hat die KZBV vielfältige Informations-
materialien für Zahnarztpraxen aktua-
lisiert. So erläutert die Broschüre „Die 
zahnärztliche Heilmittelverordnung - So 
verschreiben Sie richtig“ den neuen Richt-
linientext, die Zuordnung der Heilmittel 
zu Indikationen sowie die konkrete Um-
setzung der Heilmittelverordnung und 
gibt praktische Ausfüllhinweise zu dem 
Vordruck „Zahnärztliche Heilmittelver-
ordnung“. Abgerundet wird das Infopaket 
mit zwei Fallbeispielen.

Die bewährten „Daten und Fakten“ geben 
in aktualisierter Fassung im Leporello-
Format sowie in digitaler Form weiterhin 
eine kompakte Übersicht über die wich-
tigsten Kennziffern und Indikatoren der 
zahnärztlichen Versorgung.

Die KZBV hat zudem die aktuellen Ergeb-
nisse ihrer jährlichen Umfrage zu den 
Leistungen der Professionellen Zahnrei-
nigung von Kostenträgern veröffentlicht. 
An der Erhebung 2020 haben sich ein-
mal mehr zahlreiche Kassen beteiligt und 
standardisierte Fragen zu PZR-Leistungen 
beantwortet. Die Ergebnisse können un-
ter www.kzbv.de/pzr-zuschuss abgerufen 
werden. Praxen haben die Informationen 
zudem als tabellarische Übersicht in der 
Ausgabe 19 der „Zahnärztlichen Mittei-
lungen“ erhalten.

Der Geschäftsbericht 2019/2020 der 
KZBV wurde einem grundlegenden opti-
schen und inhaltlichen Relaunch unter-
zogen. Bezüglich Inhalten, Layout und 
Bildkonzept hat der Bericht im Vergleich 
zu den Vorjahren eine grundlegende 
Überarbeitung und Weiterentwicklung 
erfahren. Als eine der zentralen Kommu-
nikationsplattformen der KZBV neben 
klassischer Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit und Online-Aktivitäten entspricht 
das Kompendium damit wieder den neu-
esten Standards in Sachen Grafik und mo-
dernem Berichtswesen.

Im Berichtszeitraum freigeschaltet wurde 
zudem eine weitere Sonderseite, mit der 
über das Thema Frauenförderung umfas-
send informiert wird.           ■
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Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/frauenfoerderung
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



Im Zuge der fortschreitenden Digitalisie-
rung und technischen Modernisierung 
steht die seit Jahren etablierte Digita-
le Planungshilfe für Festzuschüsse als 
Download zur Verfügung. Zahnarztpra-
xen, die an dem häufig nachgefragten Ba-
sisprogramm interessiert sind, finden die 
kostenfreie Software im zugriffsgeschütz-
ten Bereich der Website ihrer jeweiligen 
KZV. Das Angebot für Zahnärztinnen, 
Zahnärzte und Teams umfasst ein Booklet 
sowie Hinweise zur Programmoberfläche. 
Die aktuelle Version enthält die ab dem 
1. Januar 2021 geltenden neuen Festzu-
schussbeträge.

Im Rahmen der Erhöhung der Festzu-
schüsse zum Zahnersatz ab Oktober 
2020 wurden die betreffenden Informa-
tionsmedien auf den neuesten Stand 
gebracht. Geändert und ergänzt wurden 
unter anderem Inhalte von Websites, Bro-
schüren, Patienteninformationen sowie 
die Abrechnungshilfe für Festzuschüsse. 
Weitere Informationen zu dem Thema 
können unter www.informationen-zum-
zahnersatz.de abgerufen werden.

Der tagesaktuelle Pressespiegel für die 
Pressestellen der KZVen dient als Infor-
mationsplattform für Nachrichten, Mel-
dungen und Berichte, die den Berufsstand 

und das Gesundheitssystem als solches 
bewegen. Die Inhalte der Presseschau 
wurden zuletzt kontinuierlich erweitert 
und der Informationsgehalt so gesteigert. 
Neben Pressemeldungen wurde der Pres-
sespiegel der KZBV zu einem thematisch 
breit angelegten Trägermedium für Posi-
tionierungen der Zahnärzteschaft umge-
staltet.

Bewährt hat sich auch das beliebte For-
mat der „Vertragszahnärztlichen Zahl des 
Monats“. Dabei werden statistische Kenn-
zahlen der Versorgung an einen Presse-
verteiler, auf der KZBV-Website und über 
die Social-Media-Kanäle verbreitet. Die 
„Zahl des Monats“ dient vielfach als Im-
puls für Berichterstattung, Diskussionen 
in sozialen Medien oder für Hintergrund-
recherchen.                ■

nterne Kommunikation bedeutet für 
die KZBV vor allem: Zielgerichtete 
Dienstleistung für ihre Mitglieder, 
also für die KZVen und die Vertrags-

zahnärzteschaft als Berufsstand.

So wurden die 8., 9. und 10. Vertreter-
versammlung jeweils mit einem breit-
gefächerten Kommunikationsangebot 
begleitet. Während der Veranstaltungen 
wurden Posts mit Portraitfotos und zent-
ralen Aussagen der Vorstände in sozialen 
Netzwerken verbreitet. Pressemitteilun-
gen kommunizierten wichtige Themen 
der Sitzungen, die aufgrund der Pande-
mie jeweils als Videokonferenz durchge-
führt wurden. Öffentlichkeit und Medien-
vertreter konnten die Versammlungen 
über einen Live-Stream verfolgen. Ein On-
line-Telegramm informierte über zentrale 
Ergebnisse, Beschlüsse und Resolutionen. 
Foto-Dokumentationen wurden den Öf-
fentlichkeitsbeauftragten sowie Journa-
listen zur Verfügung gestellt.

Bei der 10. Vertreterversammlung war 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU) für ein Grußwort per Video live 
zugeschaltet und stand den Delegierten 
anschließend für eine Diskussion zur Ver-
fügung. Entsprechende Filmclips sind auf 
der Website der KZBV abrufbar.
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Für mehr Informationen unter 
www.informationen-zum-zahnersatz.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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In ihrem 111. Jahrgang mussten sich die „zm“ in ihrer Rolle 
als Leitmedium unter den Bedingungen der Corona-Pande-
mie bewähren. Dabei gelang es, auch weiterhin die Spitzen-
position unter den deutschen Dentaltiteln zu halten.
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MOLAREN-INZISIVEN-HYPOMINERALISATION 

MIH – U
pdate  

nach 20 Jahren 

SARS-CoV-2-Screening

Wie die telefonische Triage helfen  

kann, dass das Virus  

nicht in die Praxis gelangt.

SEITE
 12

Kariesmanagement bei Kindern

Konsensus-Empfehlungen  

zur Arretierung und Reduzierung  

der Karieslast im
 Milchgebiss.

SEITE
 42

PZR-Übersich
t 2020

46 Kassen haben geantwortet,  

wie viel Zuschuss sie
  

bei der PZR zahlen. 

SEITE
 66

it einer verbreiteten Auflage 
von rund 77.000 Exempla-
ren sind die „zm“ nach wie 
vor die einzige gedruckte 

Publikation, die den gesamten zahnärzt-
lichen Berufsstand erreicht. Mit einer 
14-tägigen Erscheinungsweise mit drei 
Doppelausgaben im Jahr liefert sie Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte zeitnah relevan-
te Informationen rund um die Themenbe-
reiche Zahnmedizin, Gesundheitspolitik, 
Medizin und Gesellschaft. Tagesaktuelle 
Informationen, denen während der Pan-
demie eine besondere Bedeutung zu-
kam, liefern zm-online und Social Media- 
Aktivitäten wie Facebook.

ZM-ONLINE IN FRISCHEM GEWAND

Nachdem die Printausgabe der „zm“ be-
reits Anfang 2020 einer umfangreichen 
Neugestaltung unterzogen worden war, 
musste der Relaunch der Website www.
zm-online.de pandemiebedingt zunächst 
zurückgestellt werden. Ende Mai 2021 
konnte dann aber der überarbeitete  
Online-Auftritt der „zm“ an den Start 
gehen. Vorausgegangen waren monate- 
lange Detailarbeiten und Abstimmun-
gen mit dem Deutschen Ärzteverlag. Ziel 
war es, eine optische Einheitlichkeit der 
Print- und Online-Medien herzustellen. 
Somit zeigt sich zm-online nun in einem 
frischeren und attraktiveren Gewand. 
Gleichzeitig wurde das Online-Portal 
um neue Funktionalitäten ergänzt, die 
vor allem die Orientierung erleichtern 
und relevante Inhalte schneller auffind-
bar machen sollen. Dadurch wird die  
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KLINISCH-ETHISCHE FALLDISKUSSION

„Herr Doktor,  
der Zahn  
muss raus!“ 

Interview mit CDU-MdB  
Dietrich Monstadt

Ein Gespräch über die Auswirkungen  
der Corona-Pandemie und den fehlenden 

Schutzschirm für Zahnärzte
SEITE 42

Wie steht es um  
die Dentalindustrie?

Nach dem Lockdown und vor der IDS – 
Vertrieb und Kommunikation  

im Wandel
SEITE 58

Kariesmanagement  
bei Erwachsenen

Konsensusempfehlungen  
für die Therapie von Approximal-  

und Sekundärkaries
SEITE 70
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Künstliche Intelligenz  
in der Zahnmedizin

Vertreterversammlung  
per Videostream

Wie die KZBV die Versorgung erhalten, 
Frauen fördern und den negativen  

Einfluss von iMVZ stoppen will.
SEITE 16

Die Zahnkliniken  
vor der zweiten Welle

Vorbereitungen für das Unkalkulierbare – 
Momentaufnahmen aus München  

und Eberswalde
SEITE 34

Praxisübernahme  
mitten im Lockdown

zm-starter: Zwei Zahnärztinnen  
gelang dennoch der Start  
in die Selbstständigkeit.

SEITE 86
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ABSCHLUSSBERICHT 

Täter und Verfolgte  
im „Dritten Reich“ 

Corona-Testverordnung
Wen und wie dürfen  

Vertragszahnärzte testen? Wie wird  
dann abgerechnet? Die KZBV hat die  

Antworten zusammengestellt.
SEITE 10

Deutscher Zahnärztetag 2020
Obwohl der wissenschaftliche Kongress 
eine reine Online-Veranstaltung war,  

wurden mit dem Thema „Orale Medizin 
und Immunkompetenz“ Akzente gesetzt. 

SEITE 16

Zurück auf Lesbos
Für ein halbes Jahr ruhte nach dem Brand 

in Moria die zahnärztliche Betreuung  
der Geflüchteten. Endlich geht es im  

neuen Lager Kara Tepe weiter.
SEITE 42

ZAHNÄRZTLICHE MITTEILUNGEN I WWW.ZM-ONLINE.DE AUSGABE 03 I 2021

ZAHNMEDIZINISCHE FACHANGESTELLTE

Ausbildung in  
schwierigen Zeiten

Aligner-Therapie
Die FDP fordert, gewerbliche  
Aligner- Behandlungen ohne  

vollumfängliche zahnheilkundliche  
Begleitung zu unterbinden. 

SEITE 12

Ausgeprägte Exostosen im UK
Ein progredient wachsender Torus  

mandibularis führt zur Einschränkung  
der Zungenbeweglichkeit. 

Der CME-Fall.
SEITE 38

Pionierinnen der Zahnmedizin
Die universitäre Zahnheilkunde war  

jahrhundertelang männlich. Doch es gab 
auch Wissenschaftlerinnen, die bleibende 

Zeichen setzten. Die neue zm-Serie.
SEITE 44zm
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WIE GEHT‘S MIT DEN PRAXEN WEITER?

Zurück in  

die Spur!

gematik

„Fehler beim Aktualisierungs -

mechanismus“ – ein technisches Problem 

und eine gestörte Kommunikation

SEITE 12

10-Sekunden-Zahnbürste

Nach einem Test der Reinigungsleistung 

steht fest, die Revolution  

beim Zähneputzen fällt (vorerst) aus.

SEITE 14

Mikroplastik

Die Verschmutzung der Meere nimmt  

trotz aller Erkenntnisse weiter zu –  

positive Ausnahme: die Dentalprodukte.

SEITE 58



Bedienung insbesondere beim Zugriff mit 
mobilen Endgeräten spürbar verbessert. 
Vor dem Hintergrund, dass inzwischen 
zwei Drittel der Zugriffe auf zm-online 
über Smartphone oder Tablet erfolgen, 
kommt diesem Aspekt eine besondere Be-
deutung zu. Mit rund 600.000 Nutzerin-
nen und Nutzer sowie über 1,1 Millionen 
Seitenaufrufe pro Monat bleiben die Zu-
griffszahlen weiterhin auf einem hohen 
Niveau.

NEWSLETTER HAT MAGNETWIRKUNG

Immer wichtiger werden die verschiedenen 
Newsletter der „zm“ – als Informations-,  
aber auch als Werbemedium. Neben dem 
wöchentlichen Newsletter, der im vergan-
genen Jahr optisch ebenfalls angepasst 
wurde, wurde im September 2020 ein 
Heft-Newsletter eingeführt, der alle 14 
Tage parallel zum Erscheinen des Heftes 
verschickt wird und auf dessen Inhalte 
verweist. Der Heft-Newsletter generiert 
dabei inzwischen jeweils bis zu 12.000 
Besuche bzw. 22.000 Seitenaufrufe auf 
zm-online. Besonders bemerkenswert ist, 
dass die durchschnittliche Verweildau-
er dieser Besucherinnen und Besucher 
mit rund 8:30 Minuten deutlich über der 
durchschnittlichen Verweildauer aller 
Nutzerinnen und Nutzer von zm-online 
liegt (1:24 Minuten). Neben diesen bei-
den Newsletter, die jeweils rund 12.000 
Bezieherinnen und Bezieher haben, gibt 
es noch einen vierteljährlichen zm-Star-
ter-Newsletter. Ein weiterer, zielgruppen-
orientierter Ausbau der Newsletter er-
scheint sinnvoll.

Inhaltlich standen die Corona-Pandemie 
und ihre Auswirkungen weiterhin im Fo-
kus der Berichterstattung der „zm“. Aller-
dings wurde darauf geachtet, dass alle für 
Zahnärztinnen und Zahnärzte relevanten 
Themen ihren Niederschlag in der Be-
richterstattung fanden, um ein möglichst 
breites Themenspektrum abzudecken.

Als weiterhin schwierig erwies sich der 
Werbemarkt. Nach einem massiven Ein-
bruch der Werbeeinnahmen im Sommer 
2020 war zwar im weiteren Verlauf der 
Pandemie eine leichte Erholung zu ver-
zeichnen, aber insgesamt konnte das 
Niveau aus der Zeit vor Corona noch nicht 
wieder erreicht werden. Ob die Corona-
Pandemie nachhaltige Auswirkungen auf 
den Werbemarkt haben wird, lässt sich 
derzeit noch nicht absehen.                        ■

                                                                  IM 111. JAHR NOCH IMMER MARKTFÜHRER

49

zm 111, Nr. 11, 1.6.2021, (1)

ZAHNÄRZTLICHE MITTEILUNGEN I WWW.ZM-ONLINE.DE

AUSGABE 11 I 2021

Neuer Knochen  
fürs Implantat

Prof. Iain Chapple im Interview

Welche Rolle spielen bakterielle Plaque 

und Parodontitis bei SARS-CoV-2?  

Reduziert eine gute Mundpflege  

das Infektionsrisiko?SEITE 20

Aligner-Behandlungen

Gewerbliche Anbieter dürfen nicht länger 

zahnmedizinische Standards unterlaufen, 

sondern müssen die Patientensicherheit 

gewährleisten, fordern BZÄK und KZBV. 

SEITE 38

Mundgesundheit in der Pflege

Erstmals haben Zahnmediziner und  

Pflegeexperten einen Leitfaden für  

die Sicherstellung der Mundhygiene  

bei Menschen mit Pflegebedarf erarbeitet.

SEITE 42
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MKG-Versorgung einer 
Long-COVID-Patientin

Wir können Hygiene
Eine repräsentative forsa-Umfrage  
hat ergeben, dass die Deutschen  

in Sachen Hygiene den Zahnärzten im 
Ärztevergleich am meisten vertrauen.

SEITE 20

Neue Paro-Leitlinie
Erstmals liegt ein umfassendes Konzept 

für die gesamte Therapiestrecke  
der Behandlung von Parodontitis  

der Stadien I bis III vor.
SEITE 42

Tipps von Praxisgründern
Tipps zu Personal, Netzwerk, Standort 

und Finanzen: Was junge Praxisinhaber 
Kollegen und Kolleginnen raten, die den 
Weg noch vor sich haben. In zm-starter.

SEITE 82 zm
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Pandemiezuschlag  
für Zahnärzte

Die KZBV hat einen finanziellen Ausgleich 
für die besonderen Aufwände während 

der Pandemie ausgehandelt.
SEITE 12

CME: Malformation  
der Zunge

Zuerst war es nur „ein kleiner Knubbel“. 
Jahre später kommt es zur chirurgischen 

Resektion der Gefäßanomalie. 
SEITE 42

BZÄK-Konferenz  
der Hilfsorganisationen

Wie kann man respektvoll Hilfe leisten? 
Was tun gegen die Verschärfung  

der Ungleichheiten durch die Pandemie?
SEITE 74

BARIATRISCHE ZAHNMEDIZIN 

XXL-Patienten  
in der Praxis 

ZAHNÄRZTLICHE MITTEILUNGEN I WWW.ZM-ONLINE.DE AUSGABE 9 I 2021

FFP-2 VERSUS MNS

Welche Maske  
ist die richtige?

BGH-Urteil zu zMVZ
Wenn ein zMVZ einen „Dr.“  

auf dem Praxisschild führt, dann  
muss dessen medizinische Leitung  

auch einen Doktortitel tragen.
SEITE 12

Klinisch-ethische Falldiskussion
Eine Patientin kommt mit starken  

Schmerzen in die Praxis, weigert sich 
aber eine Maske zu tragen. Ist es legitim, 

die Behandlung zu verweigern?
SEITE 14

COVID-19 und Zahnärzte
Erstmals wurden die psychologischen Aus-

wirkungen der Pandemie – Depression, 
Angst, Stress – auf die Zahnärzteschaft  

in Deutschland untersucht.
SEITE 56zm
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KINDESWOHLGEFÄHRDUNG 

Wie Zahnärzte  
helfen können 

Die neue PAR-Richtlinie
Ab 1. Juli wird endlich eine zeitgemäße 

Parodontitistherapie möglich:  
KZBV und GKV-Spitzenverband  
einigen sich auf Leistungspaket.

SEITE 12

Management von Kieferläsionen
Aufgrund der begrenzten Krankenhaus -
kapazitäten in der Pandemie gewinnen 
ambulante Therapiealternativen – wie  

die Zytostomie – an Bedeutung.
SEITE 16

Was Corona mit Zahnärzten macht
Stress, Angst und Dauerbelastung hat  

Dr. Bettina Kanzlivius, zahnmedizinische 
Leiterin der Beratungsstelle „Seele und 

Zähne“, beobachtet.
SEITE 28
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„Pacta sunt servanda“ – „Verträge sind einzuhalten“. Dieser  

historisch gewachsene Rechtsgrundsatz gilt auch heute noch – 

im Gesundheitssystem und damit auch in der vertragszahnärztli-

chen Versorgung. Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 

ist in ihrer gesetzlichen Funktion bei der Entscheidungsfindung 

im Vertragsbereich als ebenso verlässlicher wie vertrauensvoller 

Partner anerkannt und geschätzt. Erst eine ausgewogene und 

zukunftsweisende Vertragsgestaltung mit den gesetzlichen 

Krankenkassen sowie mit den Trägern der Heilfürsorge (Bundes-

ministerium des Innern, Bundesministerium der Verteidigung) und 

den Verbänden der Unfallversicherungsträger stellt die flächen-

deckende, wohnortnahe und qualitativ hochwertige Versorgung 

der Patientinnen und Patienten  in Deutschland sicher – jetzt 

und in Zukunft. In verschiedenen Regelwerken werden in Ver-

handlungen der Körperschaften auf Bundesebene unter anderem 

Bestimmungen zum Leistungskatalog der Gesetzlichen Kranken-

versicherung und zur Vergütung vertragszahnärztlicher Leistungen 

gemeinsam festgelegt.



abei ist es der KZBV insbeson-
dere gelungen, mit dem Paro-
dontologischen Aufklärungs- 
und Therapiegespräch sowie 

der Patientenindividuellen Mundhygiene- 
unterweisung Leistungsansprüche von 
gesetzlich versicherten Patienten hinsicht- 
lich der besonders wichtigen „sprechenden 
Zahnmedizin“ zu etablieren und Nach-
sorgeleistungen einzuführen, die den 
Behandlungserfolg unterstützen (Unter-
stützende Parodontitistherapie – UPT).

Die neue Behandlungsstrecke musste von 
KZBV und GKV-Spitzenverband in sehr 
kurzer Zeit im Bewertungsausschuss für 
zahnärztliche Leistungen leistungsrecht-
lich konkretisiert und vergütungsrechtlich 
bewertet werden. Trotz der naturgemäß 
sehr kontroversen Ansätze der Vertrags-
parteien musste es gelingen, in nur 40 Ka-
lendertagen den Leistungsbereich Teil 4  
des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs 
komplett zu überarbeiten. Zeitgleich 
mussten KZBV und GKV-Spitzenverband 
in ihrer Funktion als Bundesmantelver-
tragspartner die begleitenden Regelun-
gen bezüglich Beantragung, Begutach-
tung und Abrechnung der betreffenden 
Leistungen schaffen. In diesem Zusam-

menhang mussten zudem die für den 
Versorgungsbereich PAR erforderlichen 
Formulare neu erstellt werden.

Darüber hinaus hat sich die KZBV für 
Sonderregelungen eingesetzt, die Patien-
tinnen und Patienten mit körperlicher 
oder geistiger Beeinträchtigung (Pfle-
gegrad/Eingliederungshilfe), bei denen 
eine systematische Behandlung gemäß 
der Richtlinie nicht durchgeführt werden 
kann, dennoch Zugang zu einer möglichst 
weitreichenden Parodontitistherapie ge-
währen. Dies ist in der Behandlungsricht-
linie des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses und in den Bundesmantelverträgen  
– ebenfalls mit Wirkung zum 1. Juli 2021 – 
umgesetzt worden.

Im Hinblick auf das Inkrafttreten der 
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses und der grundsätzlichen Ent-
stehung des damit korrespondierenden 
Leistungsanspruchs der Versicherten der 
gesetzlichen Krankenversicherung zum 
1. Juli 2021, hatten die Vertragspartner 
des Weiteren die Aufgabe, eine Über-
gangsregelung für Alt- und Neufälle zu 
erarbeiten, die das Recht der Patientinnen 
und Patienten auf die neuen Leistungen 

ohne Verzug gewährleistet, aber nicht in 
bereits laufende Behandlungen eingreift. 
Insofern ist in all jenen Fällen nach dem 
neuen Recht zu verfahren, in denen mit 
der Therapie vor Inkrafttreten noch nicht 
begonnen wurde.

Durch eine sehr enge Zusammenarbeit 
mit den Herstellern der Praxissoftware 
konnten sämtliche Leistungen trotz des 
äußerst engen Zeitfensters umgesetzt 
werden. Auch für die technische Ab-
wicklung wurden Übergangslösungen 
gefunden, bis flächendeckend alle Ver-
waltungssysteme mit aktualisierten 
Modulen ausgestattet sind. Dank gilt an 
dieser Stelle insbesondere auch den ver-
tragszahnärztlichen Praxen für ein hohes 
Maß an Engagement und Flexibilität bei 
der Umsetzung der neuen PAR-Richtlinie 
in der Versorgung.

Nach den Errungenschaften für die ver-
tragszahnärztliche Versorgung in den 
zurückliegenden Jahren – unter ande-
rem bei der Verbesserung der Versorgung  
älterer und immobiler Patienten, für 
Patienten, die zu einer selbstständigen 
Mundhygiene nicht ausreichend in der 
Lage sind, oder auch im Hinblick auf 
die Bekämpfung frühkindlicher Karies 
als generalpräventives Instrument zur 
Vermeidung daraus erwachsender Zahn-
erkrankungen unterschiedlichster Art – 
freut sich die KZBV, dass es nach langen 
Mühen nun gelungen ist, den wichtigen 
Bereich der Parodontitisbehandlung auf 
eine neue Ebene zu heben. Dies ist nicht 
zuletzt ein Resultat der hervorragenden 
Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 
und deren Unterstützung, hier nament-
lich der Deutschen Gesellschaft für Paro-
dontologie.                                                        ■
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Ende des Jahres 2020 ist im Gemeinsamen Bundesausschuss 
eine eigenständige Richtlinie zur systematischen Behandlung 
von Parodontitis und anderen Parodontalerkrankungen zur 
Neuausrichtung und Anpassung der PAR-Behandlung an den 
Stand der Wissenschaft beschlossen worden.

  DIE NEUE PAR-BEHANDLUNG

D

ERKLÄRVIDEOS ZUR NEUEN PAR-RICHTLINIE UNTERSTÜTZEN DIE ZIELGERICHTETE UMSETZUNG IN DER VERSORGUNG



SONDERSITUATION CORONAVIRUS-VEREINBARUNG

ÜBER- UND ZWISCHENSTAATLICHEN KRANKENVERSICHERUNGSRECHTS 

ie Corona-Pandemie hat seit 
Frühjahr 2020 auch das  Ver-
tragsgeschäft der KZBV durch 
die Verhandlung und den Ab-

schluss einiger Sonderregelungen unmit-
telbar beeinflusst.

Bereits im Vorberichtszeitraum hatten 
KZBV und GKV-Spitzenverband eine be-
fristete Verein-barung geschlossen, um 
den aufgrund der Pandemie gestiege-
nen Bedarf an medizinischer Schutzaus-
rüstung zu decken und sicherzustellen. 
Diese Vereinbarung beinhaltete die Aus-
stattung der in den KZVen benannten 
Schwerpunktpraxen mit zentral be-
schaffter Schutzausrüstung für unauf-
schiebbare zahnärztliche Behandlungen 
von Versicherten in Deutschland, die 
von einer Infektion mit dem Corona-
virus (SARS-CoV-2) betroffen sind oder 
bei denen ein Verdacht hierfür besteht. 
Die Kosten hierfür mussten von den 
Krankenkassen getragen werden. Die 
Vereinbarung ist im aktuellen Berichts-
zeitraum – ausgerichtet an dem auf 
Landesebene jeweils festgestellten und 
gemeldeten weiteren Bedarf – mehrfach 
verlängert worden, zuletzt bis Ende März 
2021. Für den Zeitpunkt danach wurde  
kein zusätzlicher Bedarf für die Beliefe- 

rung von Schwerpunktpraxen gemeldet,  
sodass eine erneute Verlängerung bis auf 
Weiteres nicht erforderlich war.

PANDEMIE-VEREINBARUNG

Unter dem Gesichtspunkt des 
gemeinsamen Sicherstellungs-
auftrags der Bundesmantel-
vertragspartner sind KZBV und 
GKV-Spitzenverband nach zahlreichen 
Verhandlungsrunden schlussendlich zu 
einer bundesmantelvertraglichen Verein-
barung gelangt. Die „Vereinbarung zur 
pauschalierten Abgeltung von besonde-
ren Aufwänden für Vertragszahnärzte 
bei der zahnärztlichen Behandlung von 
GKV-Versicherten aufgrund der Corona-
Pandemie“ beinhaltet die einmalige pau-
schale Abgeltung besonderer Aufwände 
der Praxen. Die Krankenkassen verteilen 
dafür einen grundsätzlich garantierten 
Höchstbetrag in Höhe von 275.000.000 
Euro. Die Zahlung der Krankenkassen be-
zieht sich auf den Zeitraum April 2020 
bis Juni 2021 und erfolgt unmittelbar 
an die Kassenzahnärztlichen Vereinigun-
gen in zwei Raten zum 1. Juli und zum  
1. Oktober 2021 nach einem bundes- 
einheitlich festgelegten Verteilungs-
schlüssel. Anderweitige, auf Landes- 

ebene für den genannten Zeitraum ver-
einbarte Vergütungen, mit denen diesel-
be Zielrichtung verfolgt wird, können zur  
Vermeidung von Doppelfinanzierungen 
berücksichtigt werden.                             ■

ie KZBV und der GKV-SV haben 
sich auf eine Aktualisierung 
des bisherigen Verfahrens zur 
Behandlung von im Ausland 

krankenversicherten Patientinnen und 
Patienten geeinigt und dieses erstmalig 
in einer eigenständigen Vereinbarung 
im Rahmen des Bundesmantelvertrags – 
Zahnärzte (BMV-Z) normiert. Insgesamt 

wird das Verfahren vereinfacht, beschleu-
nigt und bürokratieärmer gestaltet, wo-
bei die in den Praxen etablierten Vorge-
hensweisen grundsätzlich beibehalten 
werden konnten. Insbesondere wurde das 
Verfahren zur Nutzung der Europäischen 
Krankenversicherungskarte (EHIC) für ver-
tragszahnärztliche Leistungen optimiert 
und Änderungen berücksichtigt, die sich 

Neufassung der Dienstvorschrift „Allge-
meine Regelung A-860/13 – Zahnärztliche  
Versorgung militärischen Personals“, die 
am 1. April 2021 in Kraft getreten ist, hat 
die KZBV beratend mitgewirkt. Hervorzu-
heben ist, dass die Bundeswehr im Rah-
men der PAR-Therapie bereits seit April 

die Kosten für eine unterstützende Paro-
dontitistherapie übernimmt, für diesen 
Bereich aber weitergehende Anpassun-
gen in Anlehnung an die im GKV-Bereich 
seit dem 1. Juli 2021 geltende neue PAR-
Richtlinie nachvollziehen wird.                    ■

durch den Austritt des Vereinigten König-
reiches aus der Europäischen Union er-
geben haben. Durch die Normierung des 
Verfahrens in einer eigenen Vereinbarung 
als Teil des BMV-Z wird die Rechtssicher-
heit für die zahnärztlichen Praxen bei der 
Behandlung von Patientinnen und Patien-
ten erheblich verbessert, die im Ausland 
krankenversichert sind.                                   ■
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Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/vertraege-abkommen
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

VEREINBARUNG ZUR BEHANDLUNG VON PATIENTEN IM RAHMEN  

BEI VORÜBERGEHENDEM AUFENTHALT IN DEUTSCHLAND

HEILFÜRSORGE

as Bundesministerium der Ver-
teidigung (BMVg) hat die seiner- 
zeitig geltenden Richtlinien für  
die medizinische Versorgung 

von Soldatinnen und Soldaten der Bundes- 
wehr überarbeitet und in Gestalt von 
Dienstvorschriften reaktiviert. Bei der 

D

D
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Die Qualität von Behandlungen spielt eine herausragende Rolle im Gesundheits-

system – auch im Bereich der Zahnmedizin. Denn wer als Patientin oder Patient eine 

Zahnarztpraxis aufsucht, muss sich immer darauf verlassen können, dass genau die 

Behandlungsoptionen oder Therapiealternativen angeboten werden, die für den je-

weiligen Befund angemessen sind und die eine effektive, zielführende und qualitativ 

hochwertige Versorgung ermöglichen. Die Förderung und Sicherung von Qualität sind 

Grundvoraussetzungen für ein leistungsfähiges Gesundheitssystem und damit auch 

eine zentrale Aufgabe des zahnärztlichen Berufsstandes. Der Umgang mit Qualitäts-

management, Qualitätssicherung und Leitlinien hat in der zahnärztlichen Praxis seit 

vielen Jahren einen festen Platz. Dazu gehört auch die fortlaufende Überprüfung von 

Qualität: (Zahn)medizinische Behandlungen, Therapien und Verfahren werden dabei 

unter anderem auf ihre Strukturen, Prozesse und Ergebnisse vor dem Hintergrund  

einer qualitativ hochwertigen Patientenversorgung untersucht. Darüber hinaus ist 

die KZBV an der Umsetzung weiterer Vorgaben des Gesetzgebers in Sachen Qualität 

an den Gemeinsamen Bundesausschuss intensiv beteiligt. Wie alle Heilberufe stellt 

sich die Vertragszahnärzteschaft der anhaltenden gesellschaftlichen Diskussion um 

die Qualität medizinischer Versorgung. Die Besonderheiten der Zahnheilkunde  

machen es jedoch notwendig, eigene passgenaue Konzepte für Patienten und Berufs-

stand zu erarbeiten, um die bereits sehr gute Versorgungsqualität in den Zahnarzt-

praxen zu sichern und immer weiter zu verbessern.



QUALITÄTSPRÜFUNGS-RICHTLINIE UND 
QUALITÄTSBEURTEILUNGS-RICHTLINIE 
ÜBERKAPPUNG

Auf Basis der Qualitätsprüfungs-Richt-
linie (QP-RL-Z) des G-BA fanden im Jahr 
2019 erstmals die Qualitätsprüfungen 
zum Thema Qualitätsbeurteilungs-Richt-
linie Überkappung (QBÜ-RL-Z) statt. Die 
KZVen haben über das Prüfjahr 2019 bis 
zum 31. Juli 2020 an die KZBV berichtet. 

Diese Informationen hat die KZBV ihrer-
seits zusammengefasst und in ihrem 
QP-Bericht 2020 bis zum 30. September  
2020 an den G-BA übermittelt und auf der 
Webseite der KZBV veröffentlicht. Pande-
miebedingt wurde die Berichterstattung 
im Jahr 2020 um ein Quartal nach hinten 
verschoben. Dies gilt ebenfalls für 2021. 

In 2020 fanden zum zweiten Mal die 
Qualitätsprüfungen statt. Im Unterschied 

zum ersten Jahr haben die KZVen im Jahr 
2020 erstmals Maßnahmen gegenüber 
Praxen verhängt, die eine Gesamtbewer-
tung von B oder C erreichten. Aktuell lie-
gen wegen der geänderten Datenliefer- 
fristen infolge der Covid-19-Pandemie 
noch keine vollständigen bundesweiten 
Daten vor. Den QP-Bericht 2021 wird die 
KZBV dem G-BA bis zum 30. September 
2021 zur Verfügung stellen.

AG QUALITÄT

Die Mitglieder der AG Qualität der KZBV 
befassen sich in ihren Sitzungen mit 
allen Fragen rund um das Thema Qua-
lität. Dadurch wird ein proaktiver Um-
gang mit sämtlichen Qualitätsthemen 
gewährleistet, die Bedeutung für den 
zahnärztlichen Sektor haben. Erarbeitet 
werden eigene Konzepte und Positionen 
zu laufenden Beratungen im G-BA, um 
diese als Trägerorganisation in den G-BA 
einzubringen.  

SCHULUNGEN ZUR  
QUALITÄTSPRÜFUNG

Die Qualitätsbeurteilungs-Richtlinie ver- 
tragszahnärztliche Versorgung Überkap- 
pung (QBÜ-RL-Z) ist am 1. Juli 2019 in Kraft 
getreten. Somit bestand für die Kassen-
zahnärztlichen Vereinigungen (KZVen) 
die Herausforderung, in relativ kurzer Zeit 
alle Voraussetzungen für eine Durchfüh-
rung der Qualitätsprüfungen zu schaffen, 
sie im Jahr 2019 umzusetzen und in 2020 
erstmalig an die KZBV zu berichten. 

Die Qualitätsprüfungen sind unter sehr 
hohem Einsatz durch die KZVen erfolg-
reich umgesetzt worden. Die KZBV hat 
die KZVen bei der Umsetzung der Quali-
tätsprüfungen intensiv unterstützt, um 
eine bundeseinheitliche und vergleich- 
bare Umsetzung der Qualitätsprüfungen  
in den KZVen zu gewährleisten.

Dazu führte die KZBV – neben Schulungen 
für die QP-Gremienmitglieder im Vorjahr – 
am 19. August 2020 auch eine Online- 
Koordinierungskonferenz Qualitätsprüfung
zur Unterstützung der KZVen durch. The-
ma der Konferenz waren die Ergebnisse 
und Erfahrungen der KZVen aus den ersten 
Qualitätsprüfungen zum Thema „Über-
kappung“ und der Weiterentwicklungs- 
bedarf für künftige Prüfungen.

In der Koordinierungskonferenz Quali-
tätsprüfung tauschten sich die KZVen 
und die KZBV über die Umsetzung des 
Verfahrens und die Ergebnisse der Quali- 
tätsprüfungen in den KZVen aus. Ziel der 
Konferenz war es, eine möglichst einheit-
liche Vorgehensweise bei der Umsetzung 
der Qualitätsprüfung zu gewährleisten.   ■

ie KZBV setzt sich in den Gre-
mien für eine praktikable und 
nutzenorientierte Umsetzung 
der Qualitätssicherung ein. An-

gestrebt wird hierbei die Qualitätsverbes-
serung durch Förderung von Motivation 
und Akzeptanz der Qualitätssicherungs-
maßnahmen. Verpflichtende Maßnahmen 
sollen bürokratiearm und an bestehen-
den Qualitätsdefiziten ausgerichtet sein. 

Als stimmberechtigte Trägerorganisation 
des G-BA ist die KZBV in hohem Maße in 
die Beratungen der zahlreichen Arbeits-
gruppen unter dem Dach des Unteraus-
schusses „Qualitätssicherung“ (UA QS)  
eingebunden. Insgesamt fanden zu den 
vorgenannten Themen im Berichtszeit-
raum – trotz der Corona-Pandemie – 
etwa 80 Sitzungen unter Beteiligung der 
KZBV statt. Aufgrund der pandemischen 
Lage fanden diese Sitzungen fast aus-
schließlich als Videokonferenz statt. Die 
G-BA-Sitzungen sind mit intensiver Vor- 
und Nacharbeit verbunden. Die KZBV 
bringt sich im Rahmen der einzelnen 
Richtlinien mit ihrer Expertise ein. 
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Die Tätigkeit der KZBV im Bereich Qualität umfasst die  
Gremienarbeit im G-BA sowie das eigene Engagement 
der KZBV selbst zur Qualitätsförderung. Die beiden Bereiche 
sind eng miteinander verzahnt. Wesentlich sind dabei die 
Themen Qualitätsmanagement (QM), Qualitätssicherung 
(QS) und Qualitätsprüfung (QP).

  GREMIENARBEIT UND AUFGABEN 

  IM BEREICH QUALITÄT

GREMIENARBEIT UND VERANSTALTUNGEN ZUM THEMA QUALITÄT

QUALITÄTSPRÜFUNG UND -BEURTEILUNG

D

Für mehr Informationen unter 
www.cirsdent-jzz.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



In der Anwendung und Umsetzung der 
neuen QP-RL-Z und QBÜ-RL-Z haben die 
KZVen und die betroffenen Zahnärztinnen  
und Zahnärzte sehr engagiert und moti- 
viert mitgearbeitet. Insbesondere vor dem  
Hintergrund des vergleichsweise engen 
Zeitfensters nach Inkrafttreten der QBÜ-
RL-Z sind die erfolgreiche Realisierung 
der organisatorischen, infrastrukturellen,  
personellen und fachlichen Voraussetzun-
gen durch die KZVen und die KZBV sowie 

die gute Mitwirkung der Praxen hervor-
zuheben.

Die KZBV wird die KZVen auch weiterhin 
bei der Umsetzung der Prüfverfahren, zum  
Beispiel durch weitere Koordinierungs-
konferenzen eng begleiten.                         ■

QUALITÄTSMANAGEMENT-RICHTLINIE

Auf Basis des bisher gültigen Frage-
bogens wurde der Stand des einrich-
tungsinternen Qualitätsmanagements in  
vertragszahnärztlichen Praxen auch in 
diesem Jahr richtlinienkonform von den 
KZVen erhoben. Dazu forderten die KZVen 
– wie bisher – gemäß QM-RL mindestens 
2,0 Prozent zufällig ausgewählte Ver-
tragszahnarztpraxen zur Vorlage einer 
schriftlichen Dokumentation für das Jahr 
2019 auf. Die Ergebnisse haben die KZVen 
der KZBV mitgeteilt. Die KZBV hat diese 
zusammengefasst und auf ihrer Web-
site veröffentlicht. Gegenüber dem G-BA 
wird die KZBV turnusgemäß im Jahr 2022  
wieder berichten.              

Die aktuellen Zahlen belegen erneut, dass 
die Einführung und Umsetzung des QM 
sowohl bei Praxen, die mehr als drei Jahre 
bestehen, als auch bei Praxen, die weniger 
als drei Jahre bestehen, flächendeckend 
erfolgt und im Vergleich zu den Vorjah-
ren stabil ist. Insbesondere ist festzustel-
len, dass in allen Praxen der PDCA-Zyklus 
auf die eingesetzten QM-Instrumente in 
einem sehr hohen Maß (98 – 99 Prozent) 
entweder angewendet, ausgewertet, 
fortentwickelt oder die Umsetzung der 
QM-Instrumente geplant wird.

Nach ausführlichen Beratungen trat im 
November 2020, nach Nichtbeanstan-
dung durch das Bundesministerium für 
Gesundheit, die geänderte QM-Richtlinie 
in Kraft. Neu geregelt sind vor allem das 
Stichprobenverfahren und die Ausgestal-
tung des Berichtsbogens.

Hinsichtlich der neuen Vorgaben zur Er-
hebung des Standes von QM ist es der 
KZBV in den Beratungen im G-BA ge-
lungen, den Bürokratieaufwand für die 
KZVen und für die vertragszahnärztli-
chen Praxen möglichst unverändert zu 
belassen. Nach der neuen Vorgabe for-
dern die KZVen ebenso wie die KVen ent-
weder jährlich mindestens 2,5 Prozent 
oder 2-jährlich 4 Prozent zufällig ausge-
wählte, an der vertrags(zahn)ärztlichen 
Versorgung teilnehmende Leistungser-
bringer zur Vorlage einer schriftlichen  
Dokumentation auf. Die KZBV hat sich  
für die 4-prozentige 2-jährliche Variante 
entschieden. Das bedeutet, dass im Ver- 
hältnis zur bisher jährlich durchgeführ- 
ten 2-prozentigen Stichprobenprüfung 
keine Erhöhung der Anzahl der gezogenen  
Praxen erfolgt.

Erste Stichprobenziehungen nach dem 
neuen Konzept finden im Jahr 2021 statt. 
Dazu nutzen die KZVen den neuen QM-
Berichtsbogen, der von der KZBV entspre-
chend den Änderungen in der QM-Richt-
linie auf Basis der neuen Vorgaben des 
G-BA erstellt wurde.

Zudem wurde ein neuer QM-Anwen-
dungsbereich „Prävention von und Hilfe 
bei Missbrauch und Gewalt“ in § 4 Abs. 2 
Teil A der QM-RL aufgenommen. Ziel der 
Regelung ist es, Missbrauch und Gewalt 
insbesondere gegenüber vulnerablen 
Patientengruppen, wie zum Beispiel Kin-
dern und Jugendlichen, vorzubeugen, sie 
zu erkennen, adäquat darauf zu reagieren 
und auch innerhalb der Einrichtung zu 
verhindern.

RISIKO- UND FEHLERMANAGEMENT 
IM RAHMEN VON QM – ZAHNÄRZT-
LICHES FEHLERMELDESYSTEM 
„CIRS DENT – JEDER ZAHN ZÄHLT!“

Mit Hilfe des Berichts- und Lernsystems 
„CIRS dent – Jeder Zahn zählt!“ können 
seit 2016 Zahnärztinnen oder Zahnärzte 
von Erfahrungen anderer Praxen lernen 
und somit die vertragszahnärztliche Ver-
sorgung weiter verbessern. Seit dem Start 
haben sich mittlerweile etwa 6.100 Teil-
nehmende registriert. Es liegen rund 190 
Berichte vor. Für die Website www.cirs-
dent-jzz.de wurden bisher Seitenaufrufe 
im sechsstelligen Bereich registriert.       ■                         

QUALITÄTSPRÜFUNG UND -BEURTEILUNG

QUALITÄTSMANAGEMENT
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Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/qualitaetspruefungen
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/qualitaetsmanagement 
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



QS-VERFAHREN 
„SYSTEMISCHE ANTIBIOTIKATHERAPIE“

Das IQTIG wurde im Januar 2020 mit 
der Prüfung der Umsetzbarkeit des ein-
richtungsübergreifenden, sektorenspezi-
fischen und länderbezogenen QS-Verfah-
rens „Systemische Antibiotikatherapie“ 
(QS-AB-Z) beauftragt. Insgesamt soll ein 
schlankes QS-Verfahren entstehen, das 
die Sozialdaten bei den Krankenkassen 
nutzt und so keinen zusätzlichen Büro-
kratieaufwand bei Zahnärztinnen und 
Zahnärzten verursacht. Das IQTIG hat den 
Bericht am 31. März 2021 an den G-BA 
übermittelt. Dort wurde er in der AG QS 
Zahnmedizin beraten. Aktuell laufen die 
Beratungen im G-BA zur Erstellung einer 
Richtlinie zu diesem QS-Verfahren.

Das Qualitätssicherungsverfahren QS-
AB-Z soll unter dem Dach der DeQS-Richt-
linie in einer Themenspezifischen Bestim-
mung geregelt werden. Die zugehörige 
Softwarespezifikation soll im Jahr 2022 
an das IQTIG beauftragt werden. Mit 
einem Start des QS-Verfahrens ist daher 
nicht vor dem Jahr 2024 zu rechnen. Man-
gels vorliegender Testdaten der Kassen 
für das IQTIG ist von einer Übergangs- 
phase in den ersten Jahren nach dem 
Start des QS-Verfahrens auszugehen.        ■
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DATENGESTÜTZTE QUALITÄTSSICHERUNG

DEQS-RICHTLINIE

Die Richtlinie zur datengestützten ein-
richtungsübergreifenden Qualitätssiche- 
rung (DeQS-Richtlinie) folgte in 2019 
auf die Richtlinie zur einrichtungs- und 
sektorenübergreifenden Qualitätssiche-
rung (Qesü-Richtlinie). Mit der DeQS-
Richtlinie wird die Weiterentwicklung 
der datengestützten Qualitätssicherung 
fortgeführt. Ein Ziel dieser Richtlinie 
war unter anderem, nach und nach alle 
Verfahren der sogenannten „datenge-
stützten“ Qualitätssicherung für Kran-
kenhäuser und Vertrags(zahn)ärztinnen 
und -ärzte unter diesem gemeinsamen 
„Dach“ zu bündeln und damit einheitli-
chen Rahmenbedingungen zuzuführen.

Der G-BA beschloss am 16. Juli 2020 eine 
Anpassung der Regelungen zu den Fach-
kommissionen in § 8a DeQS-RL. Danach 
übernehmen die Fachkommissionen im 
Auftrag der Landearbeitsgemeinschaf-
ten (LAG) die Prüfung und die fachliche 
Bewertung der vom Institut für Quali-
tätssicherung und Transparenz im Ge-
sundheitswesen (IQTIG) übermittelten 
Auswertungen und bewerten auch die 
Ergebnisse des Stellungnahmeverfah-
rens.



ie KZBV begleitet aktiv die 
Arbeit in den Gremien des In-
stituts und nahm im Berichts-
zeitraum vom Juni 2020 bis Juni 

2021 an den Sitzungen des Stiftungsrats, 
des Kuratoriums und des Finanzausschus- 
ses des IQWiG teil. Im Stiftungsrat hatte 
die KZBV im Jahr 2020 alternierend den 
Vorsitz inne, der zum Jahresbeginn 2021 
turnusgemäß auf die Seite des GKV-Spit-
zenverbandes überging. Ein weiterer 
Arbeitsschwerpunkt der Abteilung Quali-
tätsinstitut, Leitlinien liegt in der Bewer-
tung derfür die zahnmedizinische Versor-
gung relevanten Entwicklungsleistungen, 
Berichte und Gesundheitsinformationen, 
welche durch das IQWiG erstellt werden.

METHODISCHE GRUNDLAGEN

Die KZBV nimmt regelmäßig an den 
jährlichen Diskussionsveranstaltungen  
„IQWiG-Herbstsymposium“ und „IQWiG 
im Dialog“ teil, im Rahmen derer metho-
dische Aspekte thematisiert und beraten 
werden. Beide Veranstaltungen wurden 

IQWIG

D im Jahr 2020 aufgrund der COVID-19 
Pandemie abgesagt und sollen im Jahr 
2021 fortgeführt werden.

THEMENCHECK MEDIZIN

Der „ThemenCheck Medizin“ dient der 
wissenschaftlichen Bewertung medizi-
nischer Verfahren und Technologien in 
Form von HTA-Berichten zu Themenvor-
schlägen, die von jedem Bürger einge-
reicht werden können. Die KZBV ist durch 
die Vertretung im erweiterten Fachbeirat 
des Instituts in die finale Auswahl der 
eingereichten Themen eingebunden. Im 
Rahmen der letzten Auswahlrunde im 
Januar 2021 standen keine zahnmedizi-
nischen Themenvorschläge für die HTA-
Berichtserstellung zur Diskussion.

GESUNDHEITSINFORMATION.DE

Das IQWiG bindet die KZBV in das Stel-
lungnahmeverfahren zu den Entwürfen 
von neuen Gesundheitsinformationen 
ein, welche anschließend auf der Website 

Für mehr Informationen unter 
www.iqwig.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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Bei der Erarbeitung von Richtlinien für das GKV-System greifen die an den Grundsätzen der 
evidenzbasierten Medizin ausgerichteten Entscheidungspfade in den Gremien des  Ge- 
meinsamen Bundesausschusses (G-BA) auf die Empfehlungen der assoziierten Qualitätsinsti-
tute zurück – dem Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) 
und dem Institut für Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG). Die 
KZBV ist sowohl in den Organen und Gremien der Institute umfassend vertreten als auch in 
die Verfahren des IQWiG und des IQTIG eingebunden. Die Abteilung Qualitätsinstitut, Leitli-
nien berät den Vorstand in fachlichen Fragestellungen, die im Kontext mit den Qualitäts-
instituten aufkommen und begleitet deren Arbeit. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Mitarbeit 
bei der Erstellung von klinischen (zahn)medizinischen Leitlinien mit Relevanz für die vertrags-
zahnärztliche Versorgung. Leitlinien bilden eine der wesentlichen wissenschaftlichen Grund-
lagen für die Entwicklung von Qualitätsindikatoren zur Messung der Versorgungsqualität.

  QUALITÄTSINSTITUTE UND LEITLINIEN

www.gesundheitsinformation.de zum  
Zwecke der Patienteninformation ver-
öffentlicht werden. Im Berichtszeitraum 
wurden keine neuen zahnmedizinisch 
relevanten Gesundheitsinformationen 
veröffentlicht. Bis dato hat die KZBV 
zu den Entwürfen folgender Themen-
komplexe Stellungnahmen abgegeben:  
U-Untersuchungen, Kariesprophylaxe 
bei Kindern, Zahnfleischentzündung und 
Parodontitis, Professionelle Zahnreini-
gung, Zahn- und Kieferfehlstellungen 
und Aphthen.         ■



Die KZBV ist durch ihre Vertretung in 
den Organen Stiftungsrat und Vorstand 
sowie in den Gremien und durch die Ein-
bindung in diverse Stellungnahmever-
fahren intensiv in die Arbeit des IQTIG 
involviert. Im Zeitraum vom Juni 2020 
bis Juni 2021 nahm die KZBV an den Sit-
zungen des Stiftungsrats, des Vorstands, 
des Finanz- und Fachausschusses sowie 
des Kuratoriums teil. Im Jahr 2020 hat-
te die KZBV erstmalig die Funktion des 
Vorstandssprechers des IQTIG inne und 
führte auch im Stiftungsrat den Vorsitz 
bis zum Jahresbeginn 2021 kommissa-
risch weiter. Die KZBV begleitete im Be-
richtszeitraum aktiv das Verfahren zur 
Neubestellung der Institutsleitung des 
IQTIG.      

METHODISCHE GRUNDLAGEN

Im Berichtszeitraum erfolgte eine Wei-
terentwicklung der Methodischen 
Grundlagen des IQTIG. Im Juli 2020 
wurde ein erstes Diskussionspapier zur 
beschleunigten Entwicklungsdauer vor-
gelegt, zu welchem die KZBV eine Stel-
lungnahme verfasste.               ■

Die KZBV ist aktiv an der Entwicklung von 
vertragszahnärztlich relevanten wissen-
schaftlichen Leitlinien unter dem Dach 
der Arbeitsgemeinschaft der Wissen-
schaftlichen Medizinischen Fachgesell-
schaften (AWMF) beteiligt. Der Fokus 
der KZBV liegt dabei auf der praktischen 
Anwendbarkeit der Leitlinien im GKV-Sys-
tem und auf deren Vereinbarkeit mit den 
vertragszahnärztlichen Rahmenbedin-
gungen.

Im Berichtszeitraum war die KZBV in die 
Beratungen der folgenden Leitlinien-
projekte eingebunden: „Unterkieferpro-
trusionsschiene (UPS): Anwendung in 
der zahnärztlichen Schlafmedizin beim 
Erwachsenen“, „Zahnärztliche Chirurgie 
unter oraler Antikoagulation / Thrombo-
zytenaggregationshemmung“, „Früh-
erkennung und Management von ver-
lagerten und retinierten Eckzähnen“, 
„Sedierung in der Zahn-, Mund- und Kie-
ferheilkunde“, „Dysgnathiechirurgie“, „Im-
plantate in der Kieferorthopädie“, „Zahn-
ärztliche Behandlungsempfehlungen für 
Kinder und Erwachsene vor und nach ei-
ner Organtransplantation“, „Direkte Kom-
positrestaurationen an bleibenden Zäh-
nen im Front- und Seitenzahnbereich“, 
„Vollkeramische Kronen und Brücken“, 
„Therapie des dentalen Traumas bleiben-
der Zähne“, „Wurzelspitzenresektion“, 
„Diagnostik und Therapieoptionen von 
Aphthen und aphthoiden Läsionen der 
Mund- und Rachenschleimhaut“, „Fluori-
dierungsmaßnahmen zur Kariesprophy-
laxe“ und „Wurzelspitzenresektion“.

Unter Beteiligung der KZBV fertiggestellt 
und veröffentlicht wurden die Leitlinien 
„Die Behandlung von Parodontitis Sta-
dium I bis III: Die deutsche Implementie-
rung der S3-Leitlinie ‚Treatment of Stage 
I–III Periodontitis’ der European Federa-
tion of Periodontology (EFP)“, „Umgang 
mit zahnmedizinischen Patienten bei 
Belastung mit Aerosol-übertragbaren Er-
regern“, „Implantologische Indikationen 
für die Anwendung von Knochenersatz-
materialien“, „Häusliche mechanische 
Biofilmkontrolle in der Prävention paro-
dontaler Erkrankungen“ (Amendment), 
„Häusliches chemisches Biofilmmanage-
ment in der Prävention und Therapie der 
Gingivitis“ (Amendment) und „Implantat-
prothetische Versorgung des zahnlosen 
Oberkiefers“.               ■                
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IQTIG

LEITLINIEN

Für mehr Informationen unter 
iqtig.org

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/leitlinien 

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



Die KZBV ist Mitgliedsorganisation der DAJ 
und in deren Vorstand vertreten. Sie war 
an der Erstellung von Empfehlungen be-
teiligt, die der Schaffung eines gemeinsa-
men Handlungsrahmens zur zukünftigen 
Weiterentwicklung der Gruppenprophy-
laxe dienen und auf den Ergebnissen epi-
demiologischer Begleituntersuchungen 
basieren. Die Empfehlungen zur Weiter-
entwicklung der Gruppenprophylaxe  
wurden im Juli des vergangenen Jahres 
von der DAJ veröffentlicht. Die DAJ war 
maßgeblich an der Zusammenführung 
der zahnärztlichen und pädiatrischen 
Sicht auf die Kariesprävention mit Fluori-
den bei Säuglingen und Kleinkindern be-
teiligt, die zur Veröffentlichung einheit- 
licher Empfehlungen im April 2021  
führte.                                                                ■
 

Die KZBV hat Gaststatus in der Arbeits-
gruppe (AG) SNOMED CT und nimmt an 
deren Beratungen teil. Die beim Bundes-
institut für Arzneimittel und Medizin-
produkte (BfArM) angesiedelte AG ist 
mit der Erarbeitung, Pflege und Weiter- 
entwicklung von SNOMED CT für das 
deutsche Gesundheitswesen befasst. 
SNOMED CT stellt ein Terminologie- 
system zur möglichst eindeutigen und 
präzisen Bezeichnung klinischer Inhalte 
dar, welches unter anderem der struktu-
rierten Ablage und Verarbeitung medizi-
nischer Daten dient.                                                           ■
 

DAJ AG SNOMED CT
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Für mehr Informationen unter 
www.daj.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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m Bereich Zahnersatz wurden im Jahr 
2020 insgesamt 129.078 Gutachten 
erstellt. Das entspricht einer Abnah-
me um 2,6 Prozent im Vergleich zum 

Vorjahr. In 117.138 Planungsgutachten 
wurden – wie annähernd im Vorjahr – 
54,8 Prozent der Planungen befürwortet, 
während 22,8 Prozent nicht befürwortet 
und 22,4 Prozent der Planungen teilwei-
se befürwortet wurden. Bei knapp 8 Mil-
lionen prothetischen Behandlungsfällen 
wurden lediglich 11.939 Mängelgutachten 
angefordert. Dabei wurden in 68,3 Prozent 
der Fälle auch tatsächlich Mängel fest-
gestellt. Der Anteil gutachterlich bean-
standeter Therapien an der Gesamtzahl 
der Zahnersatzbehandlungen lag damit 
im Promillebereich und ist ein Indikator 
für eine insgesamt qualitativ gute Ver- 
sorgung mit Zahnersatz.                                     ■

Im Bereich Kieferorthopädie wurde im 
Jahr 2020 in 63.775 Fällen ein Gutachter 
bemüht. Das entspricht einer Zunahme 
um 10,5 Prozent. In 54,3 Prozent der Fälle 
wurde der geplanten Behandlung ganz, 
in 30,2 Prozent teilweise und in 15,5 
Prozent nicht zugestimmt. Bei 163 (– 2) 
Obergutachterverfahren wurde in 112 
Fällen (68,7 Prozent) der Behandlungs-
planung der Zahnärztin oder des Zahn-
arztes oder der Kieferorthopädin oder des 
Kieferorthopäden nicht zugestimmt.     ■

Die Begutachtung im Bereich Implan-
tologie nahm im Vergleich zum Vor-
jahr um 4,4 Prozent auf 1.866 Fälle ab. 
In 61,4 Prozent der Fälle wurde der ge-
planten Behandlung ganz, in 9,8 Pro-
zent teilweise und in 29,0 Prozent nicht 
zugestimmt. 12 Obergutachten (– 29,4 
Prozent) wurden erstellt. Dabei wurde 
die geplante Behandlung jeweils bei 
vier Fällen abgelehnt, teil- bzw. zuge- 
stimmt.                                                          ■

Im Bereich Parodontalerkrankungen er-
höhte sich die Zahl der Gutachten im 
Jahr 2020 um 21,2 Prozent auf 9.900, 
während die Zahl der Behandlungsfälle 
gleichzeitig um 7,34 Prozent auf 1.040,9 
Millionen sank. Die Begutachtungs- 
quote ist damit weiterhin verschwin-
dend gering. 45,3 Prozent der PAR-Sta-
ten, also Befunderhebungen der Paro-
dontien (Zahnhalteapparat), wurden 
ganz, 26,8 Prozent wurden teilweise und 
28 Prozent wurden durch die Gutachter 
nicht befürwortet. Das zweitinstanz- 
liche Obergutachterverfahren musste 
im Jahr 2020 zehn Mal in Anspruch ge-
nommen werden. In den Obergutach-
ter-Verfahren erzielten die Zahnärztin 
oder der Zahnarzt sechs Mal einen Teil-
erfolg, vier Mal wurde die Planung ab-
gelehnt.                                                         ■ 

Anders als in den meisten Industriestaaten existiert in 
Deutschland ein Gutachterwesen für die zahnmedizinische 
Versorgung zu Lasten der Gesetzlichen Krankenversicherung. 
Die Krankenkasse oder – in bestimmten Fällen – auch Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte können bei Bedarf einen Gutachter 
einschalten, der beurteilt, ob eine geplante Therapie ange-
messen ist und von der Krankenkasse übernommen werden 
muss, oder ob eine prothetische Versorgung unter Umstän-
den Mängel aufweist. Das Gutachterwesen dient damit der 
Überprüfung und Förderung der Behandlungsqualität.

  GUTACHTERWESEN

GUTACHTEN PARODON-GUTACHTEN

GUTACHTEN

GUTACHTEN

TALERKRANKUNGENZAHNERSATZ

KIEFERORTHOPÄDIE

IMPLANTOLOGIE

I

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/gutachterwesen 
scannen Sie bitte den QR-Code 

mit Ihrem Smartphone. 
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 2019 2020 Verände- 2019 2020 Verände- 2019 2020  Verände-
   rung in %   rung in %     rung in %

Gutachten 4.665 4.494 – 3,7 3.502 5.406 54,4  8.167 9.900  21,2

Obergutachtenanträge 15 9 – 40,0 7 12 71,4  22  21  – 4,5

vom Zahnarzt beantragt 14 9 – 35,7 4 10 150,0  18 19  5,6 

von der Krankenkasse beantragt 1 0  – 100,0 3 2  –33,3  4 2  – 50,0

OG-Verfahren aus verschiedenen 

Gründen nicht durchgeführt 12 3  – 75,0 4 8 100,0  16 11  – 31,3

durchgeführte OG-Verfahren 3 6 100,0 3 4 33,3  6 10  66,7 

Behandlungsplanung abgelehnt 1 4  3 0   4 4

Behandlungsplanung zugestimmt 1 0  0 0   1 0

Behandlungsplanung teilw. zugestimmt 1 2  0 4   1  6

                                      
 2019 2020 Verände- 2019 2020 Verände-  2019 2020   Verände-
   rung in %   rung in %     rung in %

Gutachten 26.922 28.474 5,8 30.779 35.301 14,7  57.701 63.775  10,5

Obergutachtenanträge 103 108 4,9 98 103 5,1  201  211  5,0

vom Zahnarzt beantragt 96 106 10,4 96 102 6,3  192 208  8,3 

von der Krankenkasse beantragt 7 2 – 71,4  2 1  – 50,0  9 3  – 66,7

OG-Verfahren aus verschiedenen 

Gründen nicht durchgeführt 20 26 30,0 16 22 37,5  36 48  33,3

durchgeführte OG-Verfahren 83 82 – 1,2 82 81 – 1,2  165 163  – 1,2 

Behandlungsplanung abgelehnt 57 54  49 58   106 112

Behandlungsplanung zugestimmt 17 23  29 20   46 43

Behandlungsplanung teilw. zugestimmt 9 5  4 3   13 8

PRIMÄRKASSEN

PRIMÄRKASSEN

PRIMÄRKASSEN

PARODONTOLOGIE

KIEFERORTHOPÄDIE

IMPLANTOLOGIE

PAR

KFO

IMP

INSGESAMT

INSGESAMT

INSGESAMT                                           
 2019 2020 Verände- 2019 2020 Verände- 2019 2020  Verände-
   rung in %   rung in %     rung in %

Gutachten 1.144 1.081 – 5,5 807 785 – 2,7  1.951 1.866  – 4,4

Obergutachtenanträge 14 13 – 7,1 23 18 – 21,7  37  31  – 16,2

vom Zahnarzt beantragt 7 9 28,6 8 12 50,0  15 21  40,0 

von der Krankenkasse beantragt 7 4 – 42,9 15 6 – 60,0   22 10  – 54,4

OG-Verfahren aus verschiedenen 

Gründen nicht durchgeführt 6 10 66,7 14 9 – 35,7  20 19  – 5,0

durchgeführte OG-Verfahren 8 3 – 62,5 9 9 0,0  17 12  – 29,4 

Behandlungsplanung abgelehnt 2 0  4 4   6 4

Behandlungsplanung zugestimmt 3 3  5 1   8 4

Behandlungsplanung teilw. zugestimmt 3 0  0 4   3 4

ERSATZKASSEN

ERSATZKASSEN

ERSATZKASSEN

GUTACHTEN UND OBERGUTACHTEN IN DEN JAHREN 2019 UND 2020



> Die KZBV und die 17 KZVen

>  Grunddaten der vertrags-
  zahnärztlichen Versorgung*

> Verpflichtende Maßnahmen  
 der Qualitätssicherung

> CIRS dent – Jeder Zahn zählt!
 Berichts- und Lernsystem für
 Zahnarztpraxen

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
gewährleistet mit etwa 48.500 Vertragszahn-
ärztinnen und Vertragszahnärzten und ihren 
Teams eine wohnortnahe und flächendeckende  
vertragszahnärztliche Versorgung. Als Dach- 
organisation der 17 Kassenzahnärztlichen Ver- 
einigungen in den 16 Bundesländern gestaltet 
die KZBV diese maßgeblich mit.

Einwohner je behandelnd tätigem Zahnarzt

Anzahl der Zahnärztinnen und Zahnärzte  
nach Fachgruppen (2019)

  Gutachterwesen
	Behandlungsrichtlinie
	PAR-Richtlinie
	Kieferorthopädie-Richtlinie
	Richtlinie zur zahnärztlichen Früherkennung
	Richtlinie zur zahnärztlichen Individual- 
 prophylaxe
	Zahnersatz-Richtlinie
	Allgemeine Festzuschuss-Richtlinie
	Qualitätsmanagement-
 Richtlinie
	Qualitätsprüfung-/
 Qualitätsbeurteilung
  Hygiene
	Röntgen

Mit dem Berichts- und Lernsystem CIRS dent –  
Jeder Zahn zählt! steht den Zahnärztinnen und 
Zahnärzten ein wichtiges Instrument zur Verfü-
gung, um den Auftrag hinsichtlich Risiko- und 
Fehlermanagement zu erfüllen. CIRS dent –  
Jeder Zahn zählt! ist ein wesentliches Instru-
ment eines effektiven 
patientenorientierten 
Qualitätsmanage-
ments.

System der vertrags-
zahnärztlichen
Qualitätsförderung

2015 2016 2017 2018 2019

1.149 1.147 1.148 1.144 1.146

Zahnärztlich tätige Zahnärzte
(Vertragszahnärzte, angestellte Zahnärzte, 
Privatzahnärzte, Assistenten) 
insgesamt  72.589
davon zahnärztlich tätige Fachzahnärzte 
für Kieferorthopädie 3.766
davon zahnärztlich tätige Fachzahnärzte 
für Oralchirurgie 3.321

* KZBV Statistik, Bundeszahnärztekammer, Gestaltung: atelier wieneritsch 
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> Gutachterwesen

> Wissenschaft

> Besonderheiten der  
 zahnmedizinischen Versorgung

> Qualifikation durch Fort- und  
 Weiterbildung

Die KZBV hat mit den gesetzlichen Kranken- 
kassen ein Gutachterwesen vereinbart. Sie  
leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur 
Sicherung und Förderung der Qualität der zahn-
medizinischen Versorgung. Einvernehmlich von 
Krankenkassen und KZVen bestellte Gutachter 
können vorab prothetische, kieferorthopädi-
sche und parodontologische Behandlungs- 
pläne prüfen. Zusätzlich bewerten sie die Be- 
handlungsqualität bei vermuteten Mängeln.

Die KZBV beteiligt sich an der Entwicklung 
von zahnmedizinischen Leitlinien und sichert 
damit eine am wissenschaftlichen Erkennt-
nisstand ausgerichtete Betreuung und Be- 
handlung der Patienten in den Praxen.

  Verstärkt präventionsorientierte Ausrichtung
  Individuelle Lösungen für die Patienten bei  
 gleichem Befund
  Mehrere Therapiealternativen
  Wenige fachliche Schnittmengen mit Ärzten  
 und Krankenhäusern
  Vergleichsweise wenige Arzneimittelverord- 
 nungen und veranlasste Leistungen 

Auch über den gesetzlichen Rahmen hinaus  
bilden sich Zahnärztinnen und Zahnärzte  
kontinuierlich fort. Mit zusätzlichen Weiter- 
bildungen erweitern sie ihre Behandlungs- 
konzepte. Damit sichern sie den Patienten die 
Teilhabe am zahnmedizinischen Fortschritt.
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> Die KZBV und die 17 KZVen

Wichtigste Aufgabe der KZBV und der KZVen ist die  
Sicherstellung der vertragszahnärztlichen Versorgung. 
Das heißt: In verbindlichen Verträgen mit den gesetzli-
chen Krankenkassen werden die Rechte und Pflichten der 
Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte festgelegt, 
aufgrund derer die zahnärztliche Behandlung einschließ-
lich der Versorgung mit Zahnersatz und kieferorthopädi-
sche Leistungen für die gesetzlich Krankenversicherten 
durchzuführen ist.

Die KZBV ist stimmberechtigte Trägerorganisation im 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), dem wichtigsten 
Entscheidungsgremium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung. Zusammen mit den anderen Trägerorganisationen 
von Ärzten, Krankenhäusern und Krankenkassen gestaltet 
die KZBV im G-BA den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) maßgeblich mit. In Deutsch-
land sind rund 90 Prozent der Bevölkerung gesetzlich  
krankenversichert. Das sind etwa 73 Millionen Menschen.

>  Grunddaten der vertrags- 
 zahnärztlichen Versorgung*

Mehr als 63.300 Zahnärztinnen und Zahnärzte gewähr- 
leisten in über 40.200 Praxen und 900 MVZ eine  
flächendeckende, wohnortnahe qualitätsorientierte  
Versorgung der Patienten. Darunter sind rund 3.800 
Fachzahnärzte für Kieferorthopädie und mehr als 3.300 
Fachärzte für Oralchirurgie. Hinzu kommen 235 Fach-
zahnärzte für Parodontologie (die nur im Bereich der  
Landeszahnärztekammer Westfalen-Lippe ausgebildet 
werden). Rund 1.800 Fachärzte für Mund-, Kiefer- und  
Gesichtschirurgie komplettieren die umfassende Versor- 
gung. Der Frauenanteil im Beruf beträgt rund 46 Prozent 
und wird deutlich zunehmen. 
 
Derzeit versorgt ein Zahnarzt (statistisch gesehen) 
mehr als 1.100 Patienten. Trotz einer seit 2012 stei-
genden Wohnbevölkerung in Deutschland nimmt die 
Versorgungsdichte nicht ab. Sie ist damit auch für die 
nächsten Jahre auf diesem hohen Niveau gesichert. Mit-
telfristig wird sich der demografische Wandel bemerkbar 
machen: Vermehrt werden ältere Zahnärztinnen und 
Zahnärzte aus dem Berufsleben ausscheiden. Der Anteil  
der Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung  
(GKV) für die zahnärztliche Versorgung der Versicherten  
ist in den letzten 20 Jahren stark gesunken. Er lag 1999 
noch bei knapp 9 Prozent. Heute gibt die GKV rund  

15 Mrd. Euro für die zahnärztliche Behandlung aus. Dies ist 
mit 6,27 Prozent der niedrigste Anteil der GKV-Ausgaben. 
Gut 61 Prozent der Ausgaben für die zahnärztliche The-
rapie (über 9 Mrd. Euro) werden für die konservierende, 
also zahnerhaltende, parodontale und chirurgische Be-
handlung ausgegeben. Etwa 1,2 Mrd. Euro wendet die  
GKV für die kieferorthopädische Therapie auf, rund  
3,5 Mrd. Euro kostet die Versorgung mit Zahnersatz. Über 
600 Mio. Euro werden jährlich für die zahnärztliche 
Prophylaxe in den Praxen ausgegeben. Damit wird ein  
wesentlicher Beitrag für den nachweislich hohen Präven-
tionsgrad in der Betreuung und die großen Erfolge in der 
zahnärztlichen Vorsorge geleistet.

>  Besonderheiten der  
 zahnmedizinischen Versorgung

Entscheidend für die großen Erfolge bei der Mundgesund-
heit in Deutschland ist die konsequente Ausrichtung von 
einer kurativen hin zu einer präventiven Zahnheilkunde. 
Dieser Paradigmenwechsel zieht sich wie ein roter Faden 
durch die Aktivitäten der KZBV und hat auch Niederschlag 
gefunden in den Gesundheitsreformen der letzten Jahre. 
Im Gegensatz zur ambulanten ärztlichen und besonders 
zur stationären, ist die zahnärztliche Versorgung befund- 
orientiert. Gleiche Befunde ermöglichen vielfach unter-
schiedliche, an den individuellen Gegebenheiten ausgerich-
tete Behandlungslösungen. Diese zur Verfügung stehende 
Vielzahl von Therapiealternativen ist eine Besonderheit der 
zahnärztlichen Versorgung gegenüber der ambulanten 
ärztlichen Behandlung und der Versorgung im Kranken-
haus. Hinzu kommt ein vergleichsweise geringer Anteil an 
Verordnungen von Arzneimitteln und veranlassten weiteren 
Leistungen. Das erklärt auch, warum die zahnärztliche Qua-
litätsförderung zuallererst auf den eigenen Sektor bezogen 
werden muss. Nur so ist die Qualität der zahnärztlichen Ver-
sorgung der Patienten zu sichern  und zu fördern. Die Be-
sonderheiten der zahnärztlichen Versorgung werden sonst 
in allgemein gültigen sektorübergreifenden Regelungen, die 
für Arzt, Zahnarzt und Krankenhaus gleichermaßen gelten, 
nicht gebührend berücksichtigt.

>  Gutachterwesen in der Zahnmedizin

Die äußerst geringe Zahl an gutachterlich festgestell-
ten Mängeln in der prothetischen Versorgung der  
Patienten ist ein belegbarer Indikator für eine hohe  
Versorgungsqualität. Der weit überwiegende Teil der  
Gutachten sind Planungsgutachten. Neben dieser 
qualitätsfördernden Begutachtung von Behandlungs- 

* Aktuelle Zahlen Stand vom 31.12.2019
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plänen bereits im Vorfeld der Behandlung, gewährleistet 
dieses System auch bei Beanstandungen der Versorgung 
nach der durchgeführten Behandlung den Patienten eine 
zeitnahe und in der Regel abschließende Beurteilung. Das 
zahnärztliche Gutachterwesen genießt bei allen Beteilig-
ten eine hohe Akzeptanz. 

Zahnersatz: Der Anteil gutachterlich beanstandeter The-
rapien an der Gesamtzahl der Zahnersatzbehandlungen 
lag 2019 im Promillebereich und ist damit ein Indikator 
für eine insgesamt qualitativ gute Versorgung mit Zahn- 
ersatz. Von rund 4,2 Millionen prothetischen Neuversor-
gungsfällen wurde im Jahr 2019 lediglich bei 0,22 Prozent 
durch Gutachten ein tatsächlicher Mangel bestätigt. 

>  Verpflichtende Maßnahmen  
 der Qualitätssicherung

Die KZBV sieht in Qualitätsmanagement und Qualitäts- 
sicherung sowie auch Qualitätsprüfung und -beurteilung 
wesentliche Elemente einer kontinuierlich für die Praxen 
weiter zu entwickelnden Qualitätsförderung. Eine Viel-
zahl von Vereinbarungen und Empfehlungen sichern die 
Qualität der zahnärztlichen Versorgung. Dazu gehören 
zum Beispiel die allgemeinen Richtlinien zur zahnärztli-
chen Versorgung, PAR-Richtlinien, wissenschaftliche Stel-
lungnahmen zu Themen der Berufsausübung, Vorgaben 
zur Hygiene, Röntgenstellen zur Überprüfung von Rönt-
geneinrichtungen in den Praxen, Gutachterwesen und 
Gutachterverfahren in Streitfällen, die Arbeit der Zahn-
ärztlichen Zentralstelle Qualitätssicherung, regionale 
Qualitätszirkel im gesamten Bundesgebiet sowie die Be-
stimmungen zur zahnärztlichen Fortbildung.

>  CIRS dent – Jeder Zahn zählt!
 Berichts- und Lernsystem für Zahnarztpraxen

Innerhalb des CIRS dent – Jeder Zahn zählt!-Internetpor-
tals berichten die Praxen anonym und sanktionsfrei von  
unerwünschten Ereignissen im Zusammenhang mit zahn- 
ärztlichen Behandlungen ohne Rückschlussmöglichkeiten  
auf die berichtende Praxis. Die Berichte von Kollegen kön-
nen kommentiert und mit anderen Nutzern des Berichts-
systems direkt und unkompliziert ausgetauscht werden. 
Ein Fachberatungsgremium von KZBV und BZÄK stellt nach  
Eingang eines entsprechenden Berichts dessen Anonymi- 
sierung sicher und ergänzt diesen um Hinweise und Lö-
sungsvorschläge, wie das geschilderte Ereignis künftig ver-
mieden werden kann. Anschließend wird der Bericht im 
für die Nutzer des CIRS-Systems zugänglichen Bereich  
veröffentlicht. Die CIRS dent – Jeder Zahn zählt!-Website 
hat zudem eine Datenbank-Funktion. Mit diesem transpa- 
renten Berichts- und Lernsystem wird nicht nur der praxis- 
interne Umgangmit unerwünschten Ereignissen ver-
bessert. Durch den interkollegialen Dialog wird auch das  
Fehlermanagement in jeder anderen teilnehmenden  
Praxis gefördert und ausgebaut.

>  Qualifikation durch Fort- und Weiterbildung

Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte sind zur  
regelmäßigen fachlichen Fortbildung verpflichtet und 
müssen alle fünf Jahre der für sie zuständigen KZV nach- 
weisen, dass sie dieser Pflicht nachgekommen sind. Inner- 
halb dieses Zeitraums müssen mindestens 125 Fortbil- 
dungspunkte nachgewiesen werden. Es gelten die Aner-
kennungs- und Bewertungskriterien der Bundeszahnärzte- 
kammer zur fachlichen Fortbildung. Andere Zertifikate 
müssen den Kriterien entsprechen, die die Bundeszahn-
ärztekammer aufgestellt hat. Die Weiterbildung dient 
dem Erwerb spezieller beruflicher Kenntnisse in Fachge-
bieten der Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde. Möglich 
ist eine Qualifizierung in den Teilgebieten Oralchirurgie,  
Kieferorthopädie und Öffentliches Gesundheitswesen.

>  Wissenschaft

Leitlinien für die Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind 
systematisch entwickelte, wissenschaftlich begründete 
und praxisorientierte Entscheidungshilfen bei der Versor-
gung der Patienten. Sie dienen als Orientierungshilfen, 
von der in begründeten Fällen abgewichen werden kann. 
Da Leitlinien auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beru-
hen, können sie die Behandlung sicherer machen. Leitli-
nien haben dabei fachlichen Orientierungscharakter. Das 
heißt, sie sind rechtlich nicht bindend und haben damit 
weder eine haftungsbegründende noch eine haftungs-
befreiende Wirkung. Die KZBV entwickelt Leitlinien zu-
sammen mit den wissenschaftlichen Fachgesellschaften 
unter dem Dach der Deutschen Gesellschaft für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) und der Bundes-
zahnärztekammer (BZÄK).

Das Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ) gibt wesent-
liche wissenschaftlich aufbereitete Impulse für die zahn-
ärztliche Versorgungsforschung und stellt die zahnärzt- 
liche Versorgung in ein sozialwissenschaftliches Umfeld.
Hinzu kommen Forschungsprojekte, die den Praxisalltag 
der Zahnärztinnen und Zahnärzte wesentlich begleiten.

Das Zentrum Zahnärztliche Qualität (ZZQ) ist eine ge-
meinsame Einrichtung von Kassenzahnärztlicher Bundes-
vereinigung (KZBV) und Bundeszahnärztekammer (BZÄK). 
Es wurde im Jahr 2000 gegründet, um die Trägerorgani-
sationen bei ihren Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Qualitätssicherung zahnmedizinischer Berufsausübung 
zu unterstützen.
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DIGITALES
GESUNDHEITSWESEN
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Die Digitalisierung schreitet in allen Lebensbereichen immer weiter voran. 

Auch im Gesundheitswesen ist die Dynamik dieser revolutionären Ent-

wicklung ungebrochen. Kaum ein Gesetz durchläuft im Bereich Gesund-

heit das parlamentarische Verfahren, das nicht auch Aspekte der Digita-

lisierung regelt oder Impulse für digitalen Fortschritt beinhaltet. 

Der zahnärztliche Berufsstand begreift die Digitalisierung als Chance, 

um einen gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsinformationen zu 

schaffen, die Gesundheitskompetenz von Patientinnen zu stärken und 

Bürokratielasten in Zahnarztpraxen zu bewältigen. Die Zahnärzteschaft 

will die Digitalisierung im Sinne von Patienten und Praxen als handelnder 

Akteur voranbringen und die flächendeckende und wohnortnahe Versor-

gung weiter verbessern und effizienter machen. Chancen für Versorgungs-

verbesserungen sollen genutzt, zugleich aber auch Risiken klar benannt 

und Gefahren nach Möglichkeit abgewehrt werden, die aus einem Über-

maß an Technikgläubigkeit im Wartezimmer von „Dr. Google“ entstehen 

können. Hochsensible Patientendaten müssen auch in Zeiten der Digitali-

sierung jederzeit vollumfänglich geschützt werden.

GESUNDHEITSWESEN
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Ab 1. Oktober 2021 beginnt die Einführung der digitalen Übermittlung der Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung von der Zahnarztpraxis an die Krankenkasse. Das bringt nicht nur technische 
Umstellungen für die Praxen mit sich, wie die Anbindung an die Telematikinfrastruktur, auch 
organisatorische Abläufe müssen angepasst werden. Darüber hinaus müssen die Praxisver-
waltungssysteme (PVS) auf diese  Entwicklung abgestimmt werden. Die KZBV informiert die 
PVS-Hersteller frühzeitig darüber, in einzelne Projekte werden sie von Beginn an eingebunden.

  IT FÜR DIE PRAXIS

wand ist deutlich geringer als bei einer 
Präsenzveranstaltung.

Schnell wurde ersichtlich, dass die meis-
ten PVS-Hersteller die notwendigen weit-
reichenden Änderungen für die äußerst 
umfangreichen Programmanpassungen 
bis zum Einführungstermin der neuen 
PAR-Leistungen am 1. Juli 2021 in der ge-
gebenen Zeit nicht umsetzen konnten. 
Gemeinsam wurde daher nach einer für 
alle Beteiligten gleichfalls hilfreichen wie 
sinnvollen Lösung gesucht. Im Vorder-
grund stand dabei einzig und allein, den 
Versicherten ebenso wie den Zahnarzt-
praxen die Behandlung entsprechend der 
neuen PAR-Richtlinie mit ihrem umfang-
reichen Leistungskatalog ab dem Ein-
führungszeitpunkt zu ermöglichen. Mit 
dem übergeordneten Ziel einer schnellen 
Umsetzung mit möglichst geringem Auf-
wand für Zahnarztpraxen wurde – mit 
erheblicher Unterstützung der PVS-Her-
steller – die Idee digital beschreibbarer 
PAR-Formulare realisiert.

ELEKTRONISCHE ARBEITSUNFÄHIG-
KEITSBESCHEINIGUNG

Seit dem 1. Oktober 2021 erfolgt die Über-
mittlung der Bescheinigung der Arbeits-
unfähigkeit von der Zahnarztpraxis an die 
Krankenkasse digital. Der ursprüngliche 
Einführungstermin 1. Januar 2021 konnte  
nicht flächendeckend umgesetzt werden,  
da die technischen Voraussetzungen 
nicht bei allen Krankenkassen gegeben 
waren. Die KZBV hat den PVS-Herstel-
lern frühzeitig sämtliche Informationen 
und technischen Dokumentationen zur 
Verfügung gestellt. Zudem können die 
Hersteller Tests mit ausgewählten Kran-
kenkassen durchführen. Seit März 2021 
läuft darüber hinaus ein Eignungsfest-
stellungsverfahren, das alle PVS-Her-

ELEKTRONISCHE ABRECHNUNG –  
NEUE FESTZUSCHUSSREGELUNG

Der Gesetzgeber hatte mit der Änderung 
in § 55 SGB V die Bonusregelung beim 
Zahnersatz zum 1. Oktober 2020 in eine 
Zuschussregelung geändert. Diese Än-
derung musste in den KZBV-Modulen 
ebenso nachvollzogen werden, wie die 
PVS-Hersteller ihre Praxisverwaltungssys-
teme entsprechend anpassen mussten. 
Obwohl einmal mehr nur ein vergleichs-
weise kleines Zeitfenster für die Imple-
mentierung zur Verfügung stand, konnte 
die neue Regelung fristgerecht umgesetzt 
werden.

ELEKTRONISCHE ABRECHNUNG –  
NEUE PAR-RICHTLINIE

Die neue PAR-Richtlinie mit ihrer völlig 
neuen Behandlungsstruktur und dem 
geänderten Leistungskatalog war in der 
Umsetzung im Berichtsjahr eine beson-
dere Herausforderung.

Nachdem der entsprechende Beschluss 
des Bewertungsausschusses vorlag, wurde 
umgehend mit den Umsetzungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten an den KZBV-Modulen 
begonnen. Parallel wurden die PVS-Her-
steller in zwei Online-Veranstaltungen 
über die neue PAR-Richtlinie umfassend 
informiert. Die Hersteller werden auch 
sonst grundsätzlich über sämtliche lau-
fenden und anstehenden Projekte regel-
mäßig und frühzeitig unterrichtet. Dies 
geschieht in Veranstaltungen, die auf-
grund der Pandemie-Situation seit Früh-
jahr 2020 in virtueller Form stattfinden. 
Diese Webkonferenzen haben drei posi-
tive Nebeneffekte: Sie können kurzfristig 
einberufen werden, von Seiten der PVS-
Hersteller können wesentlich mehr Per-
sonen teilnehmen und der zeitliche Auf-

steller bei der KZBV zum Nachweis der 
korrekten Umsetzung der technischen 
Vorgaben durchlaufen müssen. Dies be-
rücksichtigt auch die mit Einführung 
der elektronischen Übermittlung der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. um-
zusetzende Internationale statistische 
Klassifikation der Krankheiten und ver-
wandter Gesundheitsprobleme, kurz 
ICD-10. Die notwendigen, aktuellen ICD-
Codes sind sowohl im amtlichen Gesamt-
katalog als auch in einer Liste mit den 
häufigsten zahnärztlich relevanten Dia-
gnosen und in einer Schlagwortkatalog 
(Überleitungsliste) im PVS hinterlegt. Da-
mit kann bequem der richtige Code ziel-
gerichtet ausgewählt werden.

Die KZBV hat für die nähere Information 
der Zahnärztinnen und Zahnärzte einen 
eAU-Leitfaden als Informationsbroschüre 
entwickelt, der alles Wissenswerte zur 
elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung (eAU) und den Ablauf in der 
Zahnarztpraxis enthalten wird.

ELEKTRONISCHE PATIENTENAKTE – 
ZAHNBONUSHEFT

Seit dem 1. Januar 2021 können Versi-
cherte die elektronische Patientenakte 
(ePA) nutzen, die ihnen von der jeweiligen 
Krankenkasse auf Wunsch zur Verfügung 
gestellt wird. Ab 1. Juli 2021 müssen alle 
Zahnarzt- und Arztpraxen die ePA unter-
stützen, andernfalls droht nach dem Willen 
des Gesetzgebers ein pauschaler Hono-
rarabzugvon einem Prozent.

Gemäß § 341 SGB V muss die Zahnarzt-
praxis auf Wunsch des Versicherten dann 
Dokumente wie Befunde, Diagnosen 
oder Therapiemaßnahmen in die ePA ein-
stellen. Damit Zahnärztinnen und Zahn- 
ärzte ihrer gesetzlichen Verpflichtung,  
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Zahnärztinnen und Zahnärzte sind ge-
mäß § 291 Abs. 2b SGB V verpflichtet, 
die eGK-Online-Prüfung durchzuführen. 
Voraussetzung dafür ist die Anbindung 
der Praxen an die Telematikinfrastruktur. 
Dazu wurde zur Finanzierung der Maß-
nahmen nach § 291a Abs. 7b Satz 2 SGB V 
zwischen KZBV und GKV-SV eine Grund-

satzfinanzierungsvereinbarung (GFinV) 
geschlossen. In diesem Zusammenhang 
stellt die KZBV den KZVen ein Sammelab-
rechnungsformular für die quartalsweise 
Gesamtaufstellung des Ausstattungsgra-
des der TI-Komponenten zur Übermitt-
lung an den GKV-SV zur Verfügung.        ■

Der Gemeinsame Bundesausschuss 
ist das oberste Beschlussgremium der 
gemeinsamen Selbstverwaltung von 
Zahnärzten, Ärzten, Psychotherapeuten, 
Krankenhäusern und Krankenkassen. Fi-
nanziert wird der G-BA von den Kranken-
kassen über den sogenannten System-
zuschlag. Basis für die Berechnung des 
Systemzuschlages ist das geplante Volu-
men für das Haushaltsjahr des G-BA.

Die KZVen stellen auf Basis der Fallzahlen 
und des Systemzuschlages den Kranken-
kassen Rechnungen. Hierfür übernimmt 
die KZBV die Sammlung und Aufberei-
tung der von den KZVen gelieferten Daten 
ebenso wie die jährliche Rechnungsstel-
lung stellvertretend für alle KZVen.       ■

die ePA in der zahnärztlichen Versorgung 
zu unterstützen, nachkommen können, 
müssen die Praxisverwaltungssysteme 
diese Anwendung berücksichtigen. Die 
PVS-Hersteller müssen die Implemen-
tierung der ePA gegenüber der KZBV in 
einem schriftlichen Verfahren bestätigen. 
Darüber hinaus müssen die Praxisverwal-
tungssysteme gewährleisten, dass struk-
turierte Dokumente, so genannte Medi-
zinische Informationsobjekte (MIOs), in 
die ePA eingestellt werden können. Als 
erstes MIO für den zahnärztlichen Be-
reich wurde das Zahnbonusheft von der 
KZBV digital umgesetzt. Die Versicherten 
werden somit ab 1. Januar 2022, so der 
gesetzliche Einführungstermin, ihr Zahn-
bonusheft digital in der ePA führen lassen 
können. 

Als nächstes MIO für den zahnärztlichen 
Bereich ist der elektronische Zahnimplan-
tatpass geplant.  

ELEKTRONISCHES BEANTRAGUNGS- 
UND GENEHMIGUNGSVERFAHREN

Sämtliche zahnärztlichen Formulare wer-
den in ein elektronisches Beantragungs- 
und Genehmigungsverfahren, kurz EBZ, 
überführt. Die Übermittlung wird via KIM 
(Kommunikation im Medizinwesen) er-
folgen. Die Vorbereitungsarbeiten sowie 
die vertraglichen Verhandlungen laufen 
bereits seit geraumer Zeit, da mit Inkraft- 
treten der Grundsatzvereinbarung am  
1. April 2021 auch die Programmierarbei-
ten abgeschlossen waren. Daran schließt 
sich eine Labortestphase mit Testdaten 
an, die am 31. Dezember  2021 abge-
schlossen sein soll.

Die PVS-Hersteller sind über den Verband 
der deutschen Dentalsoftware-Unter-
nehmen (VDDS) einbezogen und werden 
regelmäßig in schriftlicher Form oder 
in Webkonferenzen über den aktuellen 
Stand informiert.         ■

FINANZIERUNG DER TELEMATIKINFRASTRUKTUR

FINANZIERUNG DES G-BA
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Einmal jährlich erstellt die KZBV eine Sta-
tistik über die elektronische Abrechnung 
in den Zahnarztpraxen für die Bereiche 
Konservierend-Chirurgische Leistungen 
(KCH) und Kieferorthopädie (KFO) mit 
Bezug auf die in den Zahnarztpraxen ein- 
gesetzten Praxisverwaltungssysteme. 
Grundlage dafür bilden die von den 
KZVen übermittelten Daten, die bei der 
elektronischen Einreichung der Abrech-
nungen automatisch erfasst werden. 
Diese Daten werden von der KZBV sta-
tistisch aufbereitet und veröffentlicht. 
Marktführend im Bereich der elektroni-
schen KCH-Abrechnungen sind weiter-
hin die Systeme DS-WIN-PLUS der Firma 
Dampsoft mit etwas mehr als 30 Prozent 
und Z1 von CompuGroup Medical Dental-
systeme mit 25 Prozent Marktanteil. Die 
Anbieter dieser Systeme konnten ihren 

Marktanteil im Vergleich zum Vorjahr so-
gar noch etwas steigern. Führende Praxis-
verwaltungssysteme in der Abrechnung 
für den Leistungsbereich KFO sind – wie 
bereits im Vorjahr – die Systeme ivoris 
(Computer konkret) mit knapp 30 Prozent 
Markanteil, DS-WIN-PLUS (Dampsoft) mit 
16 und Z1 (CompuGroup Medical Dental-
systeme) mit 14 Prozent.

Derzeit werden in Zahnarztpraxen 48 
verschiedene PVS für die Abrechnung 
eingesetzt, darunter auch so genannte  
Individualsysteme, die von Zahnärztinnen  
und Zahnärzten zur ausschließlichen An-
wendung in der eigenen Praxis entwickelt 
wurden. Im Laufe des vergangenen Be-
richtsjahres haben sechs PVS-Hersteller 
ihr Programm eingestellt, was teils aus 
Altersgründen und teils auf die stark ge-

ELEKTRONISCHE ABRECHNUNG – STATISTIK PRAXISVERWALTUNGSSYSTEME

ANTEIL DER EDV-SYSTEME AN DER ELEKTRONISCHEN ABRECHNUNG

Konservierend-chirurgische Abrechnungen

30,87 %
DS-WIN-PLUS Dampsoft

29,83 %
ivoris (vormals: KFO-WIN)

3,17 %
LinuDent Pharmatechnik

5,07 %
DENSoffice DENS

4,10 %
ChreMaSoft  
CompuGroup Medical Dentalsysteme

16,32 %
Andere

14,99 %
Andere

9,08 %
CHARLY solutio

8,02 %
CHARLY solutio

6,70 %
DentalExpress/OrthoExpress 

Computer Forum

5,23 %
Praxident A4/KFO 

h&k

6,46 %
EVIDENT EVIDENT

5,21 %
EVIDENT EVIDENT

24,93 %
Z1 CompuGroup 
Medical Dentalsysteme

14,06 %
Z1 CompuGroup Medical Dentalsysteme

15,96 %
DS-WIN-PLUS Dampsoft

Kieferorthopädische Abrechnungen

stiegenen Anforderungen an die PVS im 
Zusammenhang mit dem Fortschreiten 
der Digitalisierung im Gesundheitswesen 
zurückzuführen ist.

Die korrekte Zuordnung der für die Ab-
rechnung zuständigen Krankenkasse 
erfolgt über ein Bundeseinheitliches 
Kassenverzeichnis, das von der KZBV ver-
waltet wird. Es steht allen Zahnarztpraxen 
über die Websites der KZVen sowie der 
Website der KZBV für die Einbindung in 
das PVS zur Verfügung. Den KZVen dient 
das Verzeichnis darüber hinaus als Steue-
rungsinstrument bei der Rechnungs- 
legung an die Krankenkassen. Das Bundes- 
einheitliche Kassenverzeichnis enthält 
derzeit 103 Krankenkassen sowie eine 
große Anzahl an Heilfürsorge- und Sozial-
hilfeträgern.                         ■
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Der Anteil der an die TI angebundenen Zahnarztpraxen lag in 
den vergangenen zwölf Monaten stabil bei etwa 95 Prozent 
und damit weiterhin deutlich über der Anschlussquote von 
Arztpraxen und Krankenhäusern. Die Online-Prüfung der auf 
der elektronischen Gesundheitskarte (eGK) gespeicherten 
Versichertenstammdaten wird somit – bis auf wenige Einzel-
fälle – flächendeckend in allen Zahnarztpraxen durchgeführt.

  DIE TELEMATIKINFRASTRUKTUR

  IN ZAHNARZTPRAXEN

2021 bei 56 Prozent – in vielen KZV-Berei-
chen sogar deutlich darüber.

Die (Landes)Zahnärztekammern haben 
– Stand Juni 2021 – etwa 31.000 E-Zahn-
arztausweise ausgegeben. Zudem sind 
noch mehr als 4.000 ZOD-Karten in der 
vertragszahnärztlichen Versorgung im 
Einsatz. Hier hat sich die KZBV im Be-
richtsjahr beim Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) und der gematik er-
folgreich dafür eingesetzt, dass die ZOD-
Karten noch bis Ende 2023 – und damit 
bis zum Ende ihrer Gültigkeit – in der TI 
genutzt werden können. Ab dem Jahr 
2024 dürfen dann ausschließlich E-Zahn-
arztausweise der neuen Generation zum 
Einsatz kommen.

it der Einführung neuer 
Dienste, Komponenten und  
Anwendungen in der Telema- 
tikinfrastruktur (TI) wurden 

im Berichtsjahr der Grad der Vernetzung 
der Zahnarztpraxen und die Möglichkeiten 
zum Austausch von medizinischen Infor-
mationen noch einmal erhöht.

Im dritten Quartal 2020 haben die Zahn-
arztpraxen begonnen, sich mit dem soge-
nannten E-Health-Konnektor (PTV3) aus-
zustatten, sodass sie die Anwendungen 
Notfalldatenmanagement (NFDM) und 
Elektronischer Medikationsplan (eMP) 
sowie Kommunikation im Medizinwesen 
(KIM) und die qualifizierte elektronische 
Signatur (QES) prinzipiell nutzen können. 
Hier liegt der Ausstattungsgrad im Mai 

Der Anteil der Zahnarztpraxen, in denen 
mindestens ein E-Zahnarztausweis vor-
liegt, ist in allen KZV-Bereichen kontinuier- 
lich gestiegen und liegt vielerorts deutlich 
über 90 Prozent. In anderen KZV-Bereichen 
ist der Anteil dagegen noch zu gering. Die 
KZBV hat deshalb auch in den vergange-
nen zwölf Monaten regelmäßig darüber 
informiert, dass der E-Zahnarztausweis 
ab der Verfügbarkeit des E-Health-Kon-
nektors nach dem Willen des Gesetzge-
bers in den Praxen vorhanden sein muss.

E-ZAHNARZTAUSWEIS WIRD IN 
DER VERTRAGSZAHNÄRZTLICHEN 
VERSORGUNG UNVERZICHTBAR

Rechtlich verbindlich wurde die Not-
wendigkeit von mindestens einem Heil-
berufsausweis (HBA) je Praxis durch 
das Inkrafttreten des „Patientendaten-
Schutzgesetzes“ im Oktober 2020. Seit-
dem darf ein Praxisausweis (SMC-B) nur 
ausgegeben werden, wenn der Antrag-
steller bereits einen HBA erhalten hat. 
Hierzu hat die KZBV den KZVen eine Ver-
fahrensempfehlung zur Verfügung ge-
stellt.

Als zentraler Zugang zu den Anwendun-
gen der TI hat der E-Zahnarztausweis im 
Berichtszeitraum an Bedeutung gewon-
nen. Im Zuge der bevorstehenden Ein-
führung der elektronischen Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung (eAU) und des 
E-Rezepts wird er künftig unverzichtbar 
und daher von allen Zahnärztinnen und 
Zahnärzten benötigt, die selbst qualifi-
zierte elektronische Signaturen erstellen 
wollen oder müssen.           ■

STAND DER ANBINDUNG VON ZAHNARZTPRAXEN

M

DER NEUE E-ZAHNARZTAUSWEIS
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STÖRFÄLLE IN DER TI –  
KONNEKTOREN IM BLICKPUNKT

Neue „Baustellen“ sind im Berichtsjahr 
durch den Austausch und das Update von 
Konnektoren entstanden. Viele Praxen 
mussten im dritten und vierten Quartal 
2020 den Konnektor tauschen, weil ein 
Anbieter die Weiterentwicklung seiner 
Konnektoren beendet hat. Im gleichen 
Zeitraum wurde das E-Health-Update 
für die Konnektoren ausgerollt, wobei 
es in vielen Praxen zu Problemen bei der 
Installation kam. Die KZBV hat hierbei Ko-
ordinations- und Informationsaufgaben 
übernommen und die KZVen und Praxen 
fortlaufend über den aktuellen Sachstand 
informiert. Ein halbes Jahr später, beim 
ePA-Update des Konnektors im Juni 2021, 
war die KZBV wieder als Krisenmanager 
gefragt, weil eine neue Störungsthematik 
umfangreiche manuelle Maßnahmen in 
den Praxen verursacht hat.

Diese Vorfälle haben noch einmal gezeigt, 
wie wichtig ein stabiler Betrieb der TI ist. 
Die Zahnarztpraxen dürfen mit Recht er-
warten, dass die TI stetig zur Verfügung 
steht. Die KZBV hat diesen Punkt deshalb 
auch in diesem Berichtsjahr immer wie-
der an die gematik und das BMG adres-
siert.

Die KZBV hat sich zudem intensiv für eine 
angemessene Lösung der von der gema-
tik geforderten Betriebsdatenerfassung 
eingesetzt. Eine Verarbeitung gewisser 
Betriebsdaten ist nötig, um den siche-
ren Betrieb der TI zu gewährleisten. Aus 
datenschutzrechtlicher Sicht muss aber 

Der Gesetzgeber hat im Kontext der Di-
gitalisierung des Gesundheitswesens für 
das Berichtsjahr weitere sehr eng getak-
tete Fristen gesetzt – mit Folgen für den 
Betrieb der TI. Unterschiedliche betriebli-
che Störungen haben die Zahnarztpraxen 
zum Teil vor erhebliche Herausforderun-
gen gestellt. Vor allem bei den Konnek-
toren gab es – mitten in der Bewältigung 
der Covid-19-Pandemie – viel zu tun und 
zu verändern.

Eine noch offene Baustelle aus dem Vor-
jahr war die Abwicklung einer großen TI-
Störung, in deren Folge im Mai und Juni 
2020 ein Großteil der Konnektoren keine 
Verbindung mehr zur TI aufbauen konn-
te. Die KZBV hatte sich, neben der Koor-
dination der Maßnahmen zur Behebung, 
erfolgreich dafür eingesetzt, dass den 
Praxen keine Kosten entstehen sollten. 
Dennoch hatten einige Dienstleister teil-
weise Rechnungen für die Behebung der 
Störung gestellt. Hier konnte die KZBV 
im Verbund mit den anderen Leistungs-
erbringerorganisationen erreichen, dass 
die gematik den Praxen die entstandenen 
Kosten auf Nachweis erstattet. Die Ver-
suche der KZBV, auch die Anträge zu be-
rücksichtigen, die nach dem vereinbarten 
Stichtag eingereicht worden sind, hat die 
Gesellschafterversammlung der gematik 
im März 2021 abgelehnt.

sichergestellt sein, dass die Maßnahmen 
minimalinvasiv und in jedem Fall verhält-
nismäßig sind. Die gematik – gestützt 
durch das BMG – hat hier im Detail eine 
andere Auffassung als die so genannten 
„Leistungserbringerorganisationen“.

Dieses Spannungsfeld ist nur ein Beispiel 
dafür, dass der Betrieb der TI im Berichts-
zeitraum ein schwieriges Spielfeld für 
die Selbstverwaltung war. Ihr Einfluss in 
der gematik ist seit Eintritt des BMG als 
Mehrheitsgesellschafter in der gematik 
stark zurückgegangen. Bei der Konzeption 
der Anwendungen wird sie nur unzurei-
chend eingebunden und Initiativen, wie 
zum Beispiel die Forderung, Anwendun-
gen in Feldtests ausführlich zu erproben 
und deren Ergebnisse vor dem produkti-
ven Einsatz zu berücksichtigen, können 
und werden mit den Mehrheitsverhält-
nissen in der Gesellschafterversammlung 
einfach blockiert, um die gesetzlich vom 
Mehrheitsgesellschafter vorgegebenen 
Fristen einhalten zu können.

INFORMATIONEN FINDEN,  
WISSEN TEILEN – KZBV STARTET  
TI-SPRECHSTUNDE

Mit einer konsequenten Ausrichtung auf 
Austausch und Information hat die KZBV 
im Berichtsjahr daran gearbeitet, die 
KZVen als koordinierende Ansprechpart-
ner für die Zahnarztpraxen auf die neuen 
Herausforderungen im Betrieb der TI vor-
zubereiten. So bietet die KZBV unter an-
derem seit August 2020 alle drei Wochen 
eine „TI-Sprechstunde“ für die KZVen an. 
Das Format wird zusätzlich zu der seit Jah-
ren bewährten Informations- und Aus-
tauschplattform, dem Jour fixe „Telema-
tik“ der KZVen, angeboten und ermöglicht 
die Diskussion aktueller TI-Themen mit 
den KZVen und der KZVen untereinander. 
Alle Fragen und Antworten werden in 
einer Wissensdatenbank dokumentiert. 
Dieser Fokus auf Austausch und Informa-
tion stärkt die Resilienz der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung in einem schwieri-
gen TI-Umfeld.

Dem noch einmal gewachsenen Infor-
mationsbedarf zum Betrieb der TI hat die 
KZBV mit neuen Informationsmaterialien 
für die Zahnarztpraxen Rechnung getra-
gen. Im Berichtsjahr wurden neue Leit-
fäden, darunter der Leitfaden „Telematik-
infrastruktur – Ein Überblick“, erstellt und 
die Informationen zur TI auf der Website 
der KZBV umfassend aktualisiert.               ■

BETRIEB DER TELEMATIKINFRASTRUKTUR

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/telematikinfrastruktur
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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Im Berichtsjahr sind mit dem Notfall-
datenmanagement (NFDM) und dem 
elektronischen Medikationsplan (eMP) 
die ersten Anwendungen der TI gestartet, 
die der Behandlung von Patientinnen und 
Patienten zugutekommen.

Der Wirkbetrieb hat im dritten und vier-
ten Quartal 2020 begonnen. Seitdem ha-
ben die Zahnarztpraxen grundsätzlich die 
Möglichkeit, die auf der elektronischen 
Gesundheitskarte (eGK) der Versicherten 
gespeicherten Datensätze zu bearbeiten.

Allerdings nutzten im Berichtszeitraum 
nur sehr wenige Patientinnen und Patien-
ten die freiwilligen Anwendungen, sodass 
sowohl in Arzt- wie auch in den Zahnarzt-
praxen nur selten Notfalldatensätze oder 
elektronische Medikationspläne ausge-
lesen und aktualisiert werden.

Zur Unterstützung der Praxen und zur 
Steigerung der Attraktivität der Anwen-
dungen hat die KZBV Verhandlungen mit 
dem GKV-Spitzenverband aufgenommen, 
um im Einheitlichen Bewertungsmaß-
stab für zahnärztliche Leistungen (BEMA) 
Vergütungen für die Aktualisierung eines 
Notfalldatensatzes und eines elektroni-
schen Medikationsplans zu verankern.

Seitens der gematik wurde im Berichts-
jahr eine wissenschaftliche Evaluation 
(WEV) zu den Feldtests durchgeführt, in 
der die Praxistauglichkeit der beiden An-
wendungen untersucht worden ist. Das 
Ergebnis zeigt, dass fast alle beteiligten 
Zahnärzte und Ärzte die Anwendungen 
auf der eGK grundsätzlich befürworten. 
Allerdings bemängeln sechs von zehn Be-
fragten die praktische Umsetzung. Und 
bei einem Drittel der teilnehmenden 
Praxen traten bei den Updates der Pra-
xisverwaltungssysteme (PVS) technische 
Probleme auf. Deshalb hat die KZBV ge-
matik und Industrie aufgefordert, bei der 
Praktikabilität der Anwendungen nachzu-
bessern.

MEDIZINISCHE DATEN AUF DER eGK 
VOR DEM AUS

Im Zuge des „Gesetzes zur digitalen Ver-
sorgung und Pflege“ (DVPMG), das die 
Bundesregierung im November 2020 
vorgelegt hat, soll der Notfalldatensatz 
ab dem 1. Juli 2023 zu einer online ge-
führten elektronischen Patientenkurzak-
te weiterentwickelt werden. Auf Wunsch 
und mit Einwilligung der Versicherten 
muss der Notfalldatensatz dann von der 
eGK gelöscht werden. Im Rahmen dieser 

MEHRWERTE DER ELEKTRONISCHEN GESUNDHEITSKARTE

Patientenkurzakte plant die gematik zum 
Berichtszeitpunkt ein Pilotprojekt in der 
Grenzregion Kleve-Nijmegen zur Schlag-
anfallversorgung der dort lebenden Pati-
entinnen und Patienten. Das Projekt zahlt 
auf den Willen des Gesetzgebers ein, mit 
der Patientenkurzakte den grenzüber-
schreitenden Austausch von Gesund-
heitsdaten zu gewährleisten. Das DVPMG 
sieht zudem vor, dass auch der elektro-
nische Medikationsplan ab dem 1. Juli 
2023 in eine eigene Anwendung in der 
TI überführt wird, auf die dann ebenfalls 
ausschließlich digital zugegriffen werden 
kann. Die eGK wird so nach dem Willen 
des Gesetzgebers zu einem reinen Versi-
cherungsnachweis zurückgebaut.    

Dies führt dazu, dass der Notfalldaten-
satz und der elektronische Medikations-
plan offline nicht mehr nutzbar sind. Die 
KZBV hat den Gesetzgeber deshalb auf-
gefordert, die eGK als Speicherort für me-
dizinische Daten beizubehalten. In einem 
ersten Schritt konnte erreicht werden, 
dass der Notfalldatensatz und der elek-
tronische Medikationsplan auf Wunsch 
der Versicherten mindestens bis zum  
1. Juli 2024 und anschließend so lange  
auf der eGK verbleibt, bis diese ihre Gül-
tigkeit verliert.                        ■
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Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) 
müssen alle Praxen ab dem 1. Oktober 2021 
KIM verpflichtend nutzen. Um die notwen- 
dige flächendeckende Verbreitung von 
KIM zu unterstützen, hat die KZBV im 
Berichtsjahr viele Angebote zur Informa-
tion und zum Austausch rund um KIM 
gemacht und sich auch in die Konzeption 
des eAU-Feldtests eingebracht.

Obwohl KIM erst mit der eAU verpflich-
tend zu nutzen ist, können die Praxen die 
Pauschalen, die für die Integration eines 
KIM-Clients, die Anbindung eines KIM-
Fachdienstes und für den Betrieb vorgese-
hen sind, bereits seit dem 3. Quartal 2020 
geltend machen, wenn sie sich mit den 
erforderlichen Komponenten und Diens-
ten ausgestattet haben. Die KZBV hatte 
im Sommer 2020 in Verhandlungen mit 
dem GKV-Spitzenverband die Weichen 
entsprechend gestellt.

KIM VERNETZT DIE VERTRAGSZAHN-
ÄRZTLICHE VERSORGUNG

Parallel zur Anbindung der Zahnarztpra-
xen hat die KZBV auch die Anbindung der 
KZVen an KIM unterstützt. Im Berichts-
zeitraum konnten potentielle KIM-An-
bieter ihre Planungen und Produkte in 
entsprechenden Workshops vorstellen. 
Für die KZVen ist damit eine breite Ent-
scheidungsgrundlage für die Auswahl 
eines Dienstes und die Konzeption eige-
ner Anwendungen, wie zum Beispiel für 
die Abwicklung von Gutachterverfahren 

Die Kommunikation im Medizinwesen, 
kurz KIM, ist der neue übergreifende 
Kommunikationsdienst der TI. Darüber 
können alle Akteure sicher miteinander 
kommunizieren und digitale Dokumente 
und Nachrichten untereinander austau-
schen. Im Berichtszeitraum ist KIM in den 
Praxen angekommen.

Im Frühjahr 2020 haben 16 Zahnarztpra-
xen und vier Test-KZVen (Baden-Würt-
temberg, Bayern, Berlin und Nordrhein) 
am KIM-Feldtest des ersten Anbieters 
teilgenommen. Die zahnärztlichen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer sowie die 
beteiligten KZVen hatten durch das Fest-
stellen von Fehlern und der Unterstüt-
zung bei deren Behebung großen Anteil 
an der erfolgreichen Durchführung.

Nachdem zusätzliche Zahnarztpraxen 
und auch die Test-KZVen die Feldtests 
aller technischen KIM-Anbieter erfolg-
reich absolviert haben, können die Zahn-
arzt- und Arztpraxen mittlerweile aus 
mehr als 30 Anbietern einen KIM-Dienst 
auswählen. Die KZBV hat sich aufgrund 
dieser großen Marktvielfalt und nach ein-
gehender Befassung in Abstimmung mit 
den KZVen dagegen entschieden, zusätz-
lich einen eigenen KIM-Dienst anzubieten.
Die ersten KIM-Installationen im vertrags- 
zahnärztlichen Bereich sind im ersten 
Quartal 2021 gestartet. Seitdem nehmen 
die Bestellungen monatlich zu und liegen 
Mitte Juni 2021 im vierstelligen Bereich. 
Für das Versenden der elektronischen 

oder die Übermittlung der Abrechnung, 
geschaffen worden. Gleichzeitig hat die 
KZBV die Vorbereitung der technischen 
Anbindung der KZVen an KIM koordiniert, 
indem sie Software-Alternativen zum 
Konnektor – den Basic Consumer für grö-
ßere Institutionen – vorgestellt und be-
wertet sowie mit gematik und Anbietern 
abgestimmt hat.

Bezüglich des für KIM erforderlichen und 
unter anderem durch die KZVen zu befül-
lenden Verzeichnisdienstes (VZD) konn-
ten im Berichtszeitraum die Technik und 
die Prozesse festgelegt werden. Auch hier 
hat die KZBV regelmäßig Workshops ver-
anstaltet, in denen sich die Entwickler der 
KZVen untereinander austauschen und 
Fragen bei KZBV und gematik platzieren 
konnten.

Der Verzeichnisdienst wird in einer Aus-
baustufe auch für den geplanten Tele-
matikinfrastruktur-Messenger, kurz TI-  
Messenger, verwendet. Über diesen Mes-
senger-Dienst sollen sich künftig Leis-
tungserbringer untereinander und mit 
ihren Patientinnen und Patienten sicher 
austauschen können. Die KZBV befürwor-
tet diesen Ansatz, sofern er für die Praxen 
nicht verpflichtend ist. In den Workshops 
der gematik setzte sich die KZBV zudem 
erfolgreich dafür ein, dass die Kommuni-
kation mit den Patientinnen und Patien-
ten initial ausschließlich von den Zahn-
arztpraxen gestartet werden kann.     ■

MODERNE KOMMUNIKATION IM MEDIZINWESEN
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Erst Mitte Juni 2021, kurz vor Fristen-
de, hat das BMG verlauten lassen, dass 
von der Sanktionierung abgesehen wird, 
wenn eine Umsetzung objektiv nicht ge-
leistet werden kann. Die KZBV hat diese 
Information an die KZVen weitergeleitet 
und noch einmal darauf hingewiesen, 
dass die Zahnarztpraxen aufgefordert 
werden sollten, sich nachweislich um die 
Beschaffung der erforderlichen Dienste 
und Komponenten zu bemühen, um der 
Sanktionierung zu entgehen.

Zum Ausgleich der Ausstattungs- und 
Betriebskosten, die den Zahnarztpraxen 
durch die Einführung der ePA entstehen, 
hat die KZBV neue Pauschalen für die Im-
plementierung und den Betrieb mit dem 
GKV-Spitzenverband verhandelt und im 

Mit der elektronischen Patientenakte 
(ePA), einer von den Versicherten geführ-
ten Akte, wurde im Berichtsjahr ein zent-
raler Baustein in der Digitalisierungsstra-
tegie des Gesetzgebers eingeführt.

Die Inbetriebnahme der ePA ist mit der Be-
reitstellung der Aktensysteme und Front-
ends („ePA-Apps“) für die Versicherten 
durch die Krankenkassen zum 1. Januar  
2021 erfolgt. Zum Berichtszeitpunkt hat-
ten bundesweit rund 200.000 Versicherte 
eine ePA freigeschaltet. Seit dem 1. Juli 
2021 hat zudem die flächendeckende Ein-
führung der ePA in den Praxen begonnen, 
um wichtige Dokumente, Diagnosen und 
Befunde der Patientinnen und Patienten 
einsehen und für andere Akteure der TI in 
die Akte hochladen zu können.

Die Zahnarztpraxen mussten bis zum  
30. Juni 2021 den Nachweis erbringen, 
sich mit den Komponenten und Diensten 
zur Unterstützung der ePA ausgestattet 
zu haben – andernfalls müssen die KZVen 
nach dem Willen des Gesetzgebers das 
Honorar so lange pauschal um 1 Prozent 
kürzen, bis die Praxen den erforderlichen 
Nachweis erbringen können.

FRISTEN UND SANKTIONEN IN DER 
KRITIK

Die Voraussetzungen für die Ausstattung 
sind aber selbst zum Berichtszeitpunkt 
noch nicht vollständig gegeben. So ist zwar  
die Zulassung der Konnektor-Updates bis  
Ende Juni erfolgt, angepasste Praxisver-
waltungssysteme stehen aber weiterhin  
noch nicht flächendeckend zur Verfügung.  
Die KZBV hat diesen Punkt im gesamten 
Berichtsjahr immer wieder in den Gre-
mien der gematik und auch öffentlich 
thematisiert und gegenüber dem BMG 
gefordert, die Frist zu verschieben und 
die Sanktionen zu streichen. Trotz der  
zahlreichen Initiativen hat das BMG bisher  
diesen Forderungen nicht entsprochen.

STARTSCHUSS FÜR DIE ELEKTRONISCHE PATIENTENAKTE

BMV-Z festgeschrieben Des Weiteren hat 
die KZBV den Leitfaden „Elektronische 
Patientenakte (ePA)“ erstellt, um Zahn-
arztpraxen die rechtliche Einordnung und 
die technischen Voraussetzungen der ePA 
sowie mögliche Szenarien kompakt und 
verständlich zu erläutern.

Im Sinne einer umfangreichen Informa-
tion der Zahnarztpraxen hat die KZBV 
in der Gesellschafterversammlung der 
gematik für die Erstellung eines Gutach-
tens zu arzthaftungsrechtlichen Fragen 
im Hinblick auf den Umgang mit der ePA  
gestimmt. Das Gutachten liegt mittler-
weile vor und bietet den Praxen eine 
Grundlage für den rechtlichen Umgang 
mit der ePA.                 ■

Die elektronische 
Patientenakte (ePA)
Leitfaden für die Anwendung „ePA“
in der Zahnarztpraxis

         07/2021



kann nur unzureichend getestet werden, 
weil zu wenige Praxisverwaltungssysteme 
(PVS) „E-Rezept-ready“ sind.

ZAHNARZTPRAXEN TESTEN ELEKTRONI-
SCHE VERORDNUNGEN

Im Anschluss an die E-Rezept-Testphase 
findet im vierten Quartal 2021 die bun-
desweite Einführungsphase statt, be-
vor das E-Rezept zum 1. Januar 2022 zur 
Pflichtanwendung wird und für verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel genutzt 
werden muss. Die KZBV hat die gematik 
und den Gesetzgeber aufgefordert, die 
Frist zur Einführung des E-Rezepts zu ver-
schieben, falls in der Testphase Probleme 
in den getesteten Szenarien auftreten.

Die Sicherheitsgutachten für die Kompo-
nenten und Dienste des E-Rezepts sind 
auch auf Initiative der KZBV durch externe 
Gutachter erstellt worden.

Weil mit dem E-Rezept die Nutzung der 
qualifizierten elektronischen Signatur 
(QES) zunehmen wird, hat sich die KZBV 
für eine Erleichterung der Auslösung der 
QES mit Hilfe der sogenannten Komfort-
signatur eingesetzt. Mit ihr kann der  
E-Zahnarztausweis nach einmaliger PIN-
Eingabe für bis zu 24 Stunden für die 
Signatur einer größeren Anzahl von Do-
kumenten (bis zu 250) aktiviert werden. 

In diesem Punkt konnte erreicht werden, 
dass die Komfortsignatur früher als ur-
sprünglich von der gematik geplant im 
3. Quartal 2021 von den Konnektoren zur 
Verfügung gestellt wird.

E-REZEPT PER APP ODER AUSDRUCK

Zur Verwaltung der E-Rezepte hat die ge-
matik eine App entwickelt und zum 1. Juli 
2021 bereitgestellt. Versicherte können 
damit den Rezeptcode zu ihrem E-Rezept, 
den sie in den Praxen erhalten, verwalten 
und in der Apotheke digital vorlegen. Zu-
satzfunktionen erhalten Versicherte, die 
ein geeignetes NFC-fähiges Smartphone 
und eine NFC-fähige eGK besitzen. Künf-
tig wird es drei Wege geben, ein E-Rezept 
in der Apotheke einzulösen: Versicherte, 
die die App mit eGK-Anmeldung nutzen, 
können den Rezeptcode zu ihrem E-Re-
zept direkt aus dem Fachdienst der TI auf 
ihr Smartphone laden und dort verwal-
ten, während Patienten, die die App ohne 
eGK-Anmeldung nutzen, den Rezeptcode 
als Ausdruck in der Praxis erhalten und 
diesen zur weiteren Verwaltung mit der 
App abscannen müssen. Versicherte, die 
kein Smartphone nutzen, erhalten den-
selben Ausdruck direkt zur Vorlage in der 
Apotheke. Zur Entlastung der Praxen hat 
die KZBV unterstützt, dass die gematik 
einen Service-Desk für Versicherte anbie-
tet, an den Fragen rund um das E-Rezept 
und die E-Rezept-App adressiert werden 
können.

Die Regelungen zum Ausgleich der Aus-
stattungs- und Betriebskosten, die durch 
die Einführung des E-Rezepts entstehen, 
wurden erfolgreich mit dem GKV-Spit-
zenverband verhandelt. Sowohl für die 
Implementierung in die Praxis-IT als auch 
für den monatlichen Betrieb konnte eine 
Pauschale vereinbart und im BMV-Z fest-
gelegt werden. Bezüglich der redaktionel-
len Änderungen im BMV-Z, die erforder-
lich sind, um E-Rezepte zu ermöglichen, 
befinden sich die Bundesmantelvertrags-
partner noch in Verhandlungen.

Um die Zahnarztpraxen gut auf die Ein-
führung des E-Rezepts vorzubereiten, hat 
die KZBV auch hierzu einen Leitfaden er-
stellt, der Informationen zu den Anwen-
dungsszenarien sowie den technischen 
Voraussetzungen und rechtlichen Rah-
menbedingungen enthält. Ergänzend 
dazu wird die KZBV Informationsmate-
rialien zur Nutzung der Komfortsignatur 
anbieten.                          ■

Vertragszahnärztinnen und Vertragszahn- 
ärzte müssen ab dem 1. Januar 2022 für 
die Verordnungen apothekenpflichtiger 
Arzneimittel das E-Rezept nutzen. Es wird 
digital erstellt und qualifiziert signiert, 
das bisherige Verfahren mit dem ge-
druckten Muster-16-Formular wird zum 
Auslaufmodell, bleibt aber als Ersatzver-
fahren zunächst bestehen.

Zur Vorbereitung der Einführung ist am 
1. Juli 2021 die durch die gematik beglei-
tete E-Rezept-Testphase in Berlin-Bran-
denburg gestartet. Die KZBV hatte einen 
„richtigen“ Feldtest gefordert, der solch 
einer Massenanwendung durch Art und 
Umfang gerecht wird. Die Gesellschafter- 
versammlung der gematik hat jedoch an-
ders entschieden. Stattdessen findet vom 
1. Juli bis 30. September eine dreimonatige 
Testphase mit ausgewähltem kleinem 
Teilnehmerkreis (45 Arztpraxen, 5 Zahn-
arztpraxen, 1 Klinikum, 120 Apotheken) 
statt. Die KZBV hat sich erfolgreich dafür 
eingesetzt, dass auch Zahnarztpraxen an 
der Testphase teilnehmen können, was 
anfangs nicht vorgesehen war. Ebenso 
war die Anzahl der zu testenden Szenarien 
zu klein angesetzt. Auch hier hat die KZBV 
gemeinsam mit den anderen Leistungs-
erbringerorganisationen eine Verbesse- 
rung erwirkt. Das große Problem an der 
Testkonzeption konnte aber nicht gelöst 
werden: Die Interoperabilität des E-Rezepts  

DAS ELEKTRONISCHE REZEPT KOMMT
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KZBV VERÖFFENTLICHT IT-SICHERHEITSRICHTLINIE
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Im Berichtsjahr hat die KZBV erstmals die zahlreichen Vorgaben zur IT-Sicherheit in einem 

Regelwerk zusammengefasst, das den Zahnarztpraxen dabei hilft, ihre Daten noch sicherer 

zu verwalten und Risiken zu minimieren.

Die „Richtlinie zur IT-Sicherheit in der vertragsärztlichen und vertragszahnärztlichen Versor-

gung“ ist am 2. Februar 2021 in Kraft getreten. Der Gesetzgeber hatte KZBV und Kassenärzt-

liche Bundesvereinigung (KBV) mit § 75 b SGB V zuvor verpflichtet, die IT-Sicherheitsanforde- 

rungen für Zahnarzt- und Arztpraxen in einer speziellen Richtlinie verbindlich festzulegen. 

Vor Inkrafttreten der Richtlinie hat die KZBV ihre Positionen monatelang mit dem Bundesamt 

für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und der KBV abgestimmt und sich erfolgreich 

für ein verständliches Regelwerk eingesetzt, das von Zahnarztpraxen mit vertretbaren Aufwand 

umgesetzt werden kann.

 BESSERER SCHUTZ FÜR PRAXIS- UND PATIENTENDATEN

dizinischen Geräten und Praxissoftware 
erläutert. Ein weiteres wichtiges Thema 
ist die TI. Dabei wird jeweils ein für Zahn-
arztpraxen adäquates Sicherheitsniveau 
auf dem Stand der Technik beschrieben.

Zur Erleichterung der Umsetzung hat die 
KZBV zusammen mit der Bundeszahnärz-
tekammer (BZÄK) den Leitfaden „Daten-
schutz & IT-Sicherheit in der Zahnarzt- 
praxis“ erstellt, der inhaltlich auf dem 
seit Jahren etablierten „Datenschutz- und  
Datensicherheitsleitfaden für die Zahn-
arztpraxis-EDV“ aufsetzt. Weitere Infor-
mationen rund um die IT-Sicherheits-
richtlinie und die Zertifizierungsrichtlinie 
inklusive einem umfangreichen FAQ-Be-
reich wurden auf der Website der KZBV 
im Bereich „Telematik und IT“ zusammen-
gestellt. Dort ist auch die aktuelle Liste 
der zertifizierten IT-Dienstleister verlinkt. 
In Form von regelmäßigen Arbeitstreffen 
mit dem BSI und der KBV setzt sich die 

KZBV weiterhin dafür ein, dass die Anfor-
derungen, die sich aus der IT-Sicherheits-
richtlinie ergeben, kontinuierlich auf ihre 
Wirksamkeit überprüft werden und bei 
gegebenenfalls erforderlichen Aktuali-
sierungen die Interessen der Zahnärzte-
schaft berücksichtigt werden.                     ■

iel der IT-Sicherheitsrichtlinie ist 
es, Störungen der informations-
technischen Systeme, Kompo-
nenten oder Prozesse in der ver-

tragszahnärztlichen Praxis zu vermeiden 
und damit Risiken der Praxen zu verrin-
gern. Die KZBV hat sich bei der Erstellung 
der Richtlinie erfolgreich dafür eingesetzt, 
dass die gesetzlichen Vorgaben für Zahn-
arztpraxen mit vertretbarem Aufwand 
umgesetzt werden können und die Anfor-
derungen auf das tatsächlich notwendige 
Maß konzentriert wurden.

Dort, wo sich Praxen Unterstützung bei 
der Umsetzung der Sicherheitsrichtlinie 
von IT-Dienstleistern holen wollen, bietet 
ihnen die Zertifizierungsrichtlinie Orien-
tierung, die im Mai 2020 ebenfalls unter 
Mithilfe der KZBV veröffentlicht wor-
den ist. Sie regelt die Zertifizierung von 
Dienstleistern, die Zahnärztinnen und 
Zahnärzte sowie Ärztinnen und Ärzte in 
IT-Sicherheitsfragen beraten und die Vor-
gaben der Sicherheitsrichtlinie umsetzen. 
Das entsprechende Verfahren zum Nach-
weis der Sachkunde wird im Einverständ-
nis mit der KZBV durch die KBV durchge-
führt. Zum Berichtszeitpunkt können die 
Praxen aus mehr als 100 zertifizierten 
Dienstleistern wählen.

Die verabschiedete Fassung der IT-Sicher-
heitsrichtlinie umfasst die zentralen Vor-
gaben zur IT-Sicherheit in der Zahnarzt-
praxis. Unter anderem werden der Einsatz 
von PCs und Mobilgeräten sowie von me-

Z

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/it-sicherheitsrichtlinie
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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Ein geplanter Technologiesprung in der 
TI, der teilweise bereits im „Digitale-Ver-
sorgung-und-Pflege-Modernisierungs–
Gesetz“ (DVPMG) verankert ist, hat für 
die nächsten Jahre ein weiteres großes  
Spannungsfeld erzeugt – zwischen einem 
stabilen Betrieb der TI und der Transfor-
mation der TI hin zu einer ganz neuen 
Architektur.

Mit dem Whitepaper „TI 2.0 – Arena für 
digitale Medizin“ hat die gematik im Be-
richtsjahr eine TI-Novelle angekündigt: 
Die bisherige Architektur als eigenstän-
diges Gesundheitsnetz soll durch die uni-
verselle Erreichbarkeit der Fachdienste  
und Anwendungen über das Internet 
ersetzt werden. Die bisherigen Karten-
herausgeber – im zahnärztlichen Sektor 
also die Zahnärztekammern und KZVen –  
sollen zudem als so genannte Identitäts-
anbieter auftreten. Der Nachweis der 
Echtheit der Person oder Institution wird 
damit mittels so genannter „digitaler 
Identitäten“ möglich sein und soll von den 

Versicherten und Leistungserbringern  
mobil und ohne Smartcards (eGK, HBA, 
SMC-B) genutzt werden können, um sich 
gegenüber der TI zu authentifizieren.

EINE TI OHNE KARTEN 
UND KONNEKTOREN

Die von Gesetzgeber und gematik geplan-
ten Veränderungen werden erneut zu  
großen Umstellungsaufwänden in Pra-
xen, Krankenhäusern und Apotheken füh-
ren. Der Fokus auf die neuen Grundprinzi-
pien bedingt – mitten in der Einführung 
zentraler Leuchtturmanwendungen wie 
der ePA oder dem E-Rezept – umfang- 
reiche Anpassungsarbeiten im zentralen 
und dezentralen Bereich der TI. In der  
„heutigen TI“ haben die Zahnarztpraxen 
einen ausgezeichneten Stand erreicht: 
Anbindungsquote und Ausstattungsgrad 
sind so gut wie in keinem anderen Sektor. 
Nun muss in den nächsten fünf Jahren par-
allel zum TI-Betrieb die Transformation zur  
TI 2.0 organisiert werden.

DIE ZUKUNT DER TELEMATIKINFRASTUKTUR

Zum Berichtszeitpunkt hat die gematik 
das Ergebnis einer Machbarkeitsstudie 
zur TI 2.0 vorgelegt, das nun von den Ge-
sellschaftern technisch, wirtschaftlich, 
rechtlich und sicherheitstechnisch be-
wertet werden muss.

Dabei wird sich die KZBV dafür einsetzen, 
dass Zahnarztpraxen durch den Wegfall 
der TI als geschlossenes Gesundheitsnetz 
nicht als Ausfallbürge in die Haftung für 
die IT-Absicherung und den Datenschutz 
in der dezentralen TI genommen werden 
und die zusätzlichen Lasten, die zum Bei-
spiel durch eine alternative Absicherung 
der Praxis-IT entstehen, angemessen ver-
teilt werden. 

Zudem wird sich die KZBV für eine Alter-
native zum mobil- und smartphone-zent-
rierten Ansatz der TI 2.0 starkmachen, die 
Millionen von Menschen in der Alters-
gruppe 65 Plus von der Digitalisierung  
der Medizin ausschließt.                                ■

Lorem ipsum dolor sit amet, consectetur adipisici elit, sed eiusmod tempor inci-
dunt ut labore et dolore magna aliqua. Ut enim ad minim veniam, quis nostrud 
exercitation ullamco laboris nisi ut aliquid ex ea commodi consequat. Quis aute 
iure reprehenderit in voluptate velit esse cillum dolore eu fugiat nulla pariatur. 
Excepteur sint obcaecat cupiditat non proident, sunt in culpa qui officia de-
serunt mollit anim id est laborum.Duis autem vel eum iriure dolor in hendre-
rit in vulputate velit esse molestie consequat, vel illum dolore eu feugiat nulla 
facilisis at vero eros et accumsan et iusto odio dignissim qui blandit praesent 
luptatum zzril delenit augue duis dolore te feugait nulla facilisi. Lorem ipsum 
dolor sit amet, consectetuer adipiscing elit, sed diam nonummy nibh euismod 
tincidunt ut laoreet dolore magna aliquam erat volutpat.

1.1 Headline

1.1. Zwischenheadline

1.1.1 Lorem ipsum

Lorem ipsum dolor sit am

Datenschutz & IT-Sicherheit in der Zahnarztpraxis

         06/2021

Datenschutz & IT-Sicherheit 
in der Zahnarztpraxis
Leitfaden  
+ Empfehlungen zur Umsetzung der IT-Sicherheitsrichtlinie

Telematikinfrastruktur
Ein Überblick

         08/2021

DIE KZBV STELLT UMFANGREICHES INFORMATIONSMATERIAL ZUR DIGITALISIERUNG UND TELEMATIKINFRASTRUKTUR BEREIT



ten. Kein anderer Sektor ist so gut und 
flächendeckend mit den Diensten und 
Komponenten der TI ausgestattet.

Trotz der guten Vorbereitungen in der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung kommt 
die Studie bei den TI-Anwendungen zu 
keinem guten Ergebnis: Viele der befrag-
ten Leistungserbringerinstitutionen be-
richten bei der Installation und Nutzung 
der TI-Anwendungen von technischen 
Problemen und zu hohem Aufwand. Be-
sonders kritisch wird zudem das mangel-
hafte Schulungsangebot bei den TI-An-
wendungen gesehen.

STUDIE STÜTZT POSITIONEN DER KZBV

Wesentliche Kritikpunkte der KZBV am 
Betrieb der TI werden damit durch die 
Studie bekräftigt. Auch im Berichtsjahr 
hat die KZBV immer wieder einen stabi-
len Betrieb der TI eingefordert und davor 
gewarnt, Anwendungen ohne evaluierte  
Feldtests in einer Taktung ins Feld zu füh-

ren, die den Praxen keine Zeit mehr lässt, 
die Digitalisierung zu organisieren. Die 
Zahnarzt- und Arztpraxen sowie die Kran-
kenhäuser und Apotheken müssen bei 
den TI-Anwendungen besser eingebun-
den werden.

Zum Berichtszeitpunkt werden die Ergeb-
nisse der Studie von den Gesellschaftern 
der gematik beraten und Handlungsab-
leitungen aus der Studie diskutiert. Die 
KZBV wird sich intensiv daran beteiligen 
und dafür eintreten, dass die Erfahrung 
der Zahnarztpraxen, die offensichtlich 
den höchsten TI-Reifegrad haben, genutzt 
werden, um die Anwendungen weiter- 
zuentwickeln und Mehrwerte zu schaf-
fen.                                                                         ■

Im Berichtszeitraum hat die gematik erst-
malig eine flächendeckende Erhebung 
der Akzeptanz und Praxistauglichkeit der 
bereits bundesweit ausgerollten Anwen-
dungen der TI durchgeführt. Zudem wur-
den die Praxen, Krankenhäuser und Apo-
theken nach ihren Nutzererwartungen an 
zukünftig verfügbare Anwendungen und 
Dienste der TI befragt.

Ziel der gematik-Studie ist es, den Status 
quo der TI bei den Leistungserbringerin-
stitutionen regelmäßig repräsentativ zu 
erheben. An der aktuellen Studie, die im 
März 2021 durchgeführt wurde, haben 
auch 157 Zahnarztpraxen teilgenommen.
Die Ergebnisse der Befragungen zeigen, 
dass die Zahnarztpraxen den Benchmark 
für einen flächendeckenden Anschluss an 
die TI darstellen. Sie liegen deutlich vor 
Arztpraxen, Apotheken und Krankenhäu-
sern. Auch im TI-Ready-Index der Studie, 
der den TI-Anschluss durch Konnektor, 
HBA und TI-Anwendungen misst, ist der 
Reifegrad der Zahnarztpraxen am höchs-

WISSENSCHAFTLICHE EVALUATION DER TELEMATIKINFRASTRUKTUR
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Elektronischer 
Medikationsplan
Leitfaden für die Anwendungen eMP/AMTS 
in der Zahnarztpraxis

         08/2021

Das elektronische 
Rezept (E-Rezept)
Leitfaden für die Anwendung „E-Rezept“
in der Zahnarztpraxis

         09/2021         09/2021
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Zahnmedizinische Gesundheitsforschung – das ist die zentrale Aufgabe 

des Instituts der Deutschen Zahnärzte (IDZ) in gemeinsamer Trägerschaft 

von Kassenzahnärztlicher Bundesvereinigung und Bundeszahnärzte-

kammer. Bereits seit dem Jahr 1980 leistet das Institut wichtige Grund-

lagen- und Fachforschung für die Berufs- und Standespolitik sowie für 

Zahnarztpraxen und Patienten. Als Leuchtturmprojekt untersucht das IDZ 

mit der Deutschen Mundgesundheitsstudie regelmäßig den Mundgesund-

heitszustand der Bevölkerung als Beitrag zur Gesundheitsversorgungs-

forschung und -epidemiologie. Komplex angelegte Untersuchungen zu 

den Gebieten der Gesundheitsökonomie und der Gesundheitssystem-

forschung gehören ebenso zum Forschungsrepertoire des IDZ wie Studien 

zur Medizinsoziologie oder zur zahnärztlichen Professionsforschung.  

Damit liefert das Institut mit Sitz in Köln eine breite und verlässliche 

Datenbasis für die Formulierung berufspolitischer Forderungen und die 

Entwicklung von zahnärztlichen Versorgungskonzepten. Das IDZ trägt  

mit seiner Arbeit dazu bei, die Mundgesundheit in Deutschland weiter  

zu verbessern.



MUNDGESUNDHEITSZIELE 2030

Im Jahr 1996 definierte die Bundeszahn-
ärztekammer erstmals für Deutschland 
Mundgesundheitsziele für den zahnme-
dizinischen Bereich. Die mittlerweile dritte 
Weiterentwicklung der Ziele erfolgt auf 
Grundlage neuer oralepidemiologischer 
Studien und bietet erneut die Möglichkeit 
der Re-Evaluierung und der gesundheits-
politischen Positionierung. Sowohl Präva- 
lenzen von Erkrankungen des Mund-, Kie-
fer-, Gesichtsbereiches als auch der Ver-
sorgungsgrad und Behandlungsbedarfe 
stellen die Grundlage für die Formulierung 
der aktuellen Mundgesundheitsziele dar. 
Die zahnbezogene Fokussierung auf die 
Definition von Zielen erfährt dabei eine 
Erweiterung um sowohl krankheitsbe-
zogene als auch gesundheitsförderliche 
und präventive Zielbereiche, im Sinne der 
Einheit von Primär-, Sekundär- und Tertiär-
prävention, da die präventionsorientierte 
Zahnmedizin über die Förderung reiner 
primärpräventiver Leistungen einer Karies- 
oder Parodontitisprophylaxe hinausgeht. 
Mundgesundheit ist von der Allgemein-
gesundheit nicht zu trennen und Gesund-
heitszielsetzungen sind immer an die Spe-
zifika des Gesundheitssystems gebunden. 
Durch die gemeinsame wissenschaftli-
che und berufspolitische Erarbeitung der 
Mundgesundheitsziele ist in einem breiten 
Konsensprozess der Anspruch an eine wei-
tere Verbesserung der Mundgesundheit 
in Deutschland geschaffen worden, unter 
der Annahme, dass die gesundheitspoliti-
schen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land erhalten bleiben. Entsprechend 
werden auch Handlungsempfehlungen 
zur Zielerreichung definiert. Der Artikel 
„Mundgesundheitsziele für Deutschland 
bis zum Jahr 2030“ wurde im Online- 
Journal des IDZ im Juni 2021 veröffentlicht 
und kann im Publikationsbereich unter 
www.idz.institute abgerufen werden.                                               

SECHSTE DEUTSCHE  
MUNDGESUNDHEITSSTUDIE

Die Arbeiten an der Sechsten Deutschen 
Mundgesundheitsstudie (DMS • 6) des 
IDZ schreiten weiter voran. Die unter 
dem Zusatztitel „Deutschland auf den 
Zahn gefühlt“ firmierende Studie glie-
dert sich in mehrere Module: Das erste ist 
ein Modul mit dem Schwerpunkt Kiefer-
orthopädie; die weiteren Module haben 
das bereits aus den Vorgängerstudien 
bekannte Spektrum oraler Erkrankungen 
zum Gegenstand.

m Berichtszeittraum gehörten dem  
Vorstandsausschuss an: Prof. Dr. 
Christoph Benz, Dr. Peter Engel 
(Stellv. Vors. im Jahr 2021), Dr. Wolf-

gang Eßer (Altern. Vors. im Jahr 2021),  
ZA Martin Hendges, Prof. Dr. Dietmar  
Oesterreich, Dr. Karl-Georg Pochhammer.

Forschungsschwerpunkte des Instituts 
sind Fragen der Gesundheitsversorgungs-
forschung und -epidemiologie, Gesund-
heitsökonomie und -systemforschung, 
Zahnärztliche Professionsforschung, Me-
dizinsoziologie und Gesundheitspsycho-
logie, Fragen der Systemforschung sowie 
der Qualitätssicherungsforschung. Die 

Ergebnisse aus den Forschungsprojek-
ten des IDZ liefern Basismaterialien und 
Analysen für die Weiterentwicklung der 
zahnärztlichen Versorgungsstruktur im 
Gesundheitswesen.

Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter kommen aus den Berei-
chen der Zahnmedizin, Wirtschaftswis-
senschaften, Sozialwissenschaften und 
Statistik. Wissenschaftlicher Direktor des 
IDZ ist Professor Dr. A. Rainer Jordan.         

INTEGRATION DES ZZQ IN DAS IDZ

Die Arbeitsbereiche der in Berlin angesie-
delten Stabsstelle des IDZ Zentrum Zahn-
ärztliche Qualität (ZZQ) wurden zum  
1. Januar 2021 in das IDZ nach Köln inte- 
griert und personell verstärkt: Die Be-
schäftigung mit Fragen der zahnärztlichen 
Qualität wird nun in zwei neu geschaf-
fenen Arbeitsschwerpunkten „Evidenz- 
basierte Medizin“ und „Zahnärztliche 
Qualität“ erfolgen. Außerdem wurde ein 
weiterer Arbeitsschwerpunkt „Gesund-
heitskompetenz“ im IDZ eingerichtet. Mit 
der Integration des ZZQ in die Forschungs-
bereiche des IDZ werden Synergien in  
der institutsinternen Zusammenarbeit 
geschaffen. Der Begriff ZZQ bleibt als 
Qualitätssiegel erhalten.                                    ■
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Das Institut der Deutschen Zahnärzte ist eine organisatorisch 
selbstständige Forschungseinrichtung in Trägerschaft von 
Kassenzahnärztlicher Bundesvereinigung und Bundeszahn-
ärztekammer. Die langfristige Aufgabenplanung wird durch 
den Gemeinsamen Vorstandsausschuss des IDZ festgelegt. 
Den Vorsitz führen im jährlichen Wechsel der Vorsitzende 
des Vorstands der KZBV und der Präsident der BZÄK.

  FORSCHUNG

  FÜR DEN BERUFSSTAND

                                                                     GESUNDHEITSVERSORGUNGSFORSCHUNG UND -EPIDEMIOLOGIE
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KIEFERORTHOPÄDISCHES MODUL: 
DATENERHEBUNG ERFOLGREICH 
ABGESCHLOSSEN

Für das kieferorthopädische Modul reisten 
im ersten Quartal 2021 zwei Studien-
teams durch ganz Deutschland: In bun-
desweit 16 Untersuchungszentren wur-
den rund 700 Kinder im Alter von 8 und 
9 Jahren befragt und untersucht. Außer-
dem wurden von jedem Kind digitale Ge-
bissmodelle mittels intraoraler Scanner 
erstellt. Die aufgrund der Pandemie be-
sonders umfangreichen Hygienemaßnah- 
men trugen dazu bei, dass die Datener-
hebung trotz der widrigen Umstände  
erfolgreich abgeschlossen werden konnte. 
Derzeit wertet das IDZ die Daten aus. 

HAUPTMODULE: 
AUSSCHREIBUNGEN ABGESCHLOSSEN

Der Hauptteil der DMS • 6 besteht aus 
zwei größeren Modulen, in deren Rahmen 
deutschlandweit insgesamt rund 4500 
Menschen im Alter von 12 bis 82 Jahren 
befragt und untersucht werden sollen. 
Ein Modul besteht aus Personen, die be-
reits an der DMS 5 teilgenommen haben; 
für das andere Modul werden neue Perso-
nen zur DMS • 6 eingeladen.

BERUFSBILD ANGEHENDER UND JUNGER ZAHNÄRZTINNEN UND ZAHNÄRZTE

Nach nunmehr sechsjähriger Beforschung der Einstellungen und Vorstellungen  
der nachrückenden Generation junger Zahnärztinnen und Zahnärzte ist ein 
umfangreicher Forschungsbericht zum Berufsbild-Projekt des IDZ erschienen.  
Forschungspolitisch handelt es sich um ein Novum, denn es wurden erstmals  
angehende Zahnärztinnen und -ärzte ausgehend vom 9./10. Semester des 
Zahnmedizinstudiums über mehrere Jahre auf dem Weg in das zahnärztliche 
Berufsleben begleitet. Insgesamt drei Befragungswellen und mehrere Gruppen-
diskussionen mit jungen Zahnärztinnen und Zahnärzten lieferten das Mate- 
rial für Erkenntnisse zum Berufsbild der nachrückenden Generation, zur beruf-
lichen Zufriedenheit, zur Niederlassungsneigung, zu präferierten Praxisformen,  
zur Ortsgrößenwahl sowie Wunsch-Regionen, sei es in Anstellung oder in eige- 
ner Praxis. Zudem wurde das Fortbildungsverhalten analysiert. Nicht zuletzt 
wurden die jungen Zahnärztinnen und -ärzte auch zum Stellenwert der Frei-
beruflichkeit und ihrem Interesse an standespolitischem Engagement befragt. 
Die Erkenntnisse geben wertvolle Hinweise, wie eine wohnortnahe zahnärzt-
liche Versorgung der Patienten auch künftig gesichert werden kann. Die IDZ-
Monographie wird abgerundet durch zwei einordnende Beiträge externer 
Autoren, namentlich dem Arbeitssoziologen Prof. Olaf Struck und der Parteien-
soziologin Dr. Jasmin Siri. Der in der IDZ-Materialienreihe erschienene Band 
38 von Dr. Nele Kettler mit dem Titel „Junge Zahnärztinnen und -ärzte: Berufs-
bild – Patientenversorgung – Standespolitik“ wurde im Juli 2021 veröffentlicht.   
                                                                                                                                                             ■

Für diese Hauptmodule sind die beiden 
öffentlichen Ausschreibungsverfahren 
inzwischen abgeschlossen: Auf der einen 
Seite suchte das IDZ einen Dienstleister 
für die Entwicklung der Software, mit de-
ren Hilfe die Daten bei den zahnmedizi-
nischen Untersuchungen erfasst werden 
sollen, auf der anderen Seite galt es, einen 
Dienstleister zu finden, der die organi-
satorische Planung und die logistische 
Durchführung der Studie übernimmt. Für 
beide Ausschreibungen erhielt die Kantar 
GmbH den Zuschlag. Das IDZ und Kantar 
nahmen sogleich die Arbeit auf und ab 
Mitte 2022 werden dann wieder Studien-
teams unterwegs sein, um Deutschland 
auf den Zahn zu fühlen.

PROJEKTMANAGEMENT

Seit dem Januar 2021 verstärkt die Soziolo-
gin Cristiana Ohm, M. A., das Studienteam 
am IDZ als Projektmanagerin. Als Stabs-
stelle der Projektleitung wirkt sie bei der 
Planung und Durchführung der DMS • 6  
mit und ist verantwortlich für die Pro-
jektkoordination der Studie. Sie fungiert 
dabei als zentrale Ansprechpartnerin. 
Frau Ohm verfügt über Erfahrung als  
Projekt- und Studienleiterin in der Markt-
forschung.                          ■

                                                                     GESUNDHEITSVERSORGUNGSFORSCHUNG UND -EPIDEMIOLOGIE
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NEUEINRICHTUNG ARBEITSSCHWER-
PUNKT GESUNDHEITSKOMPETENZ

Im Zuge der genannten Umstrukturie-
rung des Instituts hat zum Beginn des Jah-
res 2021 Frau Dr. Evamarie Brock-Midding 
ihre Arbeit am IDZ aufgenommen. Frau 
Dr. Brock-Midding ist Medizinsoziologin 
mit Expertise in den Bereichen Patienten-

zentrierung und qualitative Methoden. 
Sie ist im Arbeitsschwerpunkt Gesund-
heitskompetenz tätig, welcher Teil des 
Forschungsschwerpunkts Medizinsozio-
logie und Gesundheitspsychologie ist. 
Ihre Hauptaufgabe ist die Betreuung des 
Projekts Zahnärztliche Patientenbera-
tung. Mittelfristig ist die Weiterentwick-
lung des Arbeitsschwerpunkts sowie des 

Projekts geplant: Neben der Evaluation 
der Patientenberatung und der Verbesse-
rung der zugehörigen Dokumentations-
Software wird sich Frau Dr. Brock-Midding 
zukünftig vermehrt wissenschaftlichen 
Fragestellungen zur Gesundheitskompe-
tenz widmen.                                                    ■

MEDIZINSOZIOLOGIE UND GESUNDHEITSPSYCHOLOGIE

INVESTITIONEN BEI DER ZAHNÄRZT- 
LICHEN EXISTENZGRÜNDUNG 
(INVESTMONITOR ZAHNARZTPRAXIS)

Das IDZ analysiert seit dem Jahr 1984  
gemeinsam mit der Deutschen Apothe- 
ker- und Ärztebank das zahnärztliche 
Investitionsverhalten bei der Niederlas- 
sung. Im Rahmen der Projektserie  
„InvestMonitor“ werden die Finanzie-

STRUKTURELLER NEUAUFBAU AM IDZ

Am IDZ wurde der strukturelle Neuauf-
bau des Forschungsschwerpunkts Evi-
denzbasierte Medizin und Qualität be-
gonnen. Dieser Forschungsschwerpunkt 
gliedert sich in die beiden Arbeitsbereiche 

rungsvolumina der allgemeinzahnärzt- 
lichen Praxen berichtet. Zudem wird das 
Investitionsgeschehen in zahnärztlichen 
Fachpraxen für die Bereiche Kieferor-
thopädie sowie MKG und Oralchirurgie  
analysiert. Die Ergebnisse für das Be-
richtsjahr 2019 wurden im Dezember 
2020 im Online-Journal des IDZ „Zahn-
medizin, Forschung und Versorgung“ 
veröffentlicht.                                                   ■

Evidenzbasierte Medizin und Qualität. 
Mit der Beschäftigung der Forschungsfra-
gen aus dem Bereich der Evidenzbasier-
ten Medizin wurde Frau Dr. Julia Simon 
betraut, die sich zukünftig mit der Ent-
wicklung von praxisrelevanten Behand-
lungspfaden beschäftigen wird.                 ■

GESUNDHEITSÖKONOMIE UND -SYSTEMFORSCHUNG

EVIDENZBASIERTE MEDIZIN UND QUALITÄT

SONSTIGE FORSCHUNGSVORHABEN UND LAUFENDE AKTIVITÄTEN

Das IDZ arbeitet im Wissenschaftlichen Beirat der Informationsstelle für Karies- 

prophylaxe mit, die sich vor allem für die Verbreitung der Verwendung von  

fluoridiertem Speisesalz einsetzt.

Das IDZ unterstützt die Arbeit der Trägerorganisationen in diversen Ausschüssen und 

Arbeitsgruppen, unter anderem im Ausschuss Präventive Zahnheilkunde und im Aus-

schuss Praxisführung der BZÄK sowie in der AG Patientenorientierung der KZBV.

Der wissenschaftliche Direktor des IDZ, Prof. Dr. Jordan, ist Mitglied und war von 

2018 bis Mai 2021 Präsident der Deutschen Gesellschaft für orale Epidemiologie  

und Versorgungsforschung (DGoEV) in der Deutschen Gesellschaft für Zahn-, Mund- 

und Kieferheilkunde (DGZMK). Er ist ebenfalls Mitglied der Behavioral, Epidemiologic 

and Health Services Research Scientific Group (BEHSR) der International Association 

for Dental Research (IADR).

Beirat der Informationsstelle 
für Kariesprophylaxe (IfK)

Ausschüsse und Arbeitsgruppen 
der Trägerorganisationen

Mitarbeit in nationalen und 
internationalen Arbeitsgruppen

Für mehr Informationen unter 
www.idz.institute
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung ist als Körperschaft

 des öffentlichen Rechts ein krisensicherer und familienfreundlicher 

Arbeitgeber. Ihr größtes Kapital sind langjährige Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter mit spezialisierten Kenntnissen und Fähigkeiten 

in den unterschiedlichsten Fachbereichen. Eine vorausschauende 

Personalplanung sowie ein gutes Personalmanagement zur Sicherung 

und zum Aufbau einer qualifizierten und kompetenten Belegschaft 

haben zentrale Bedeutung für den Erfolg der gesamten Institution. 

Die Belegschaft der KZBV umfasst 137 Mitarbeiter an den Standorten 

Köln und Berlin.
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Die KZBV finanziert sich aus Beiträgen ihrer Mitgliedsorga-

nisationen, also der 17 Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 

der Länder. Die Höhe der Beiträge richtet sich nach der Zahl 

der Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte, die wie-

derum Mitglied der jeweiligen KZV sind. Seit dem Jahr 2016 

beträgt der monatliche Beitrag pro Vertragszahnärztin und 

Vertragszahnarzt 22,10 Euro.

  ORGANIGRAMM UND HAUSHALT
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HAUSHALTSRECHNUNG 2020

EINNAHMEN           €

A. Beiträge 16.869.107

B. Zinsen 27.109

C. Sonstige 1.573.002

 

D. Vermögensabnahme 1.108.306

 19.577.524

AUSGABEN                      €

A. Aufwandsentschädigungen, Beiträge  385.222

B. Öffentlichkeitsarbeit 142.868

C. Externe Dienste 1.588.944

D. Reise- und Tagungskosten 929.257

E. Personalkosten 13.929.786

F. Sonstiger Verwaltungsaufwand  2.601.447 

  

 19.577.524

Auf Basis der Zustandsbewertung und des  
Sanierungsmaßnahmenkonzeptes hat die  
Vertreterversammlung der KZBV im Okto- 
ber 2020 den Beschluss gefasst, das 
Zahnärztehaus in Köln umfassend zu mo-
dernisieren. Grundlage der Entscheidung 
waren die Planungen und Kostenschät-
zungen nach DIN 276 durch das Archi-
tekturbüro Draeger und die weitere Be-
ratungsunterlage „2nd Opinion“ der Büro 
Dr. Vogel GmbH. 

Seit Anfang des Jahres 2021 begleitet das 
Büro Dr. Vogel das gesamte Bauprojekt 
zur Revitalisierung des Kölner Zahnärzte- 
hauses auf Bauherrenseite. Das Büro 
übernimmt dabei die Projektleitung und 
das Projektcontrolling mit Fokus auf die 
Einhaltung von Budget und Zeitvorgaben. 
Zusätzlich berät und unterstützt es die 
KZBV bei den Leistungsbeschreibungen 
in Vergabeverfahren und der Vertragsge-
staltung.

Das Büro Dr. Vogel hat von der VV im  
Oktober 2020 auch einen Prüfauftrag er-
halten, der die Frage einer Zwischenmiete 
und die Thematik der zusätzlichen Sanie-
rung der Fassade sowie weiterer Kern- 
sanierungsmaßnahmen zum Inhalt hatte. 
Als Ergebnis der Prüfung empfahl das 
Büro Dr. Vogel, die geplante Sanierung um 

die Fassadenerneuerung mit Dämmung 
zu erweitern und das Bauvorhaben in 
einem Zug durchzuführen, statt phasen-
weise in mehreren Bauabschnitten. Bei 
Umsetzung der Bauarbeiten in einem Zug 
entstünden durch die zeitgleiche Ausfüh-
rung unterschiedlicher Arbeiten auf ver-
schiedenen Etagen Synergieeffekte, die 
die reine Bauzeit von insgesamt vier bis 
sechs Jahren auf ca. zwei Jahre verringern 
würden. Das Gebäude könne dann aber 
während der Bauzeit von der Verwaltung 
nicht genutzt werden, sondern müsse 
vollständig geräumt werden.

Die KZBV hat entschieden, für die Zeit der 
Bauphase Büroräume in Köln anzumie-
ten und strebt – aufgrund der positiven 
Erfahrungen aus der Pandemie – für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine 
Hybridlösung aus Präsenz und Mobilem 
Arbeiten an. 

Die Erneuerung der Gebäudefassade ist 
nach dem Planungsergebnis der Fachpla-
nung Technische Gebäudeausrüstung ein 
wesentlicher Faktor bei der Berechnung 
des Wärmebedarfs und der notwendigen 
Raumklimatisierung. Unter ökologischen 
Gesichtspunkten solle das Haus daher 
nicht nur mit einer modernen Heizungs-, 
Lüftungs- und Klimatechnik ausgestattet 

werden, sondern zudem von außen zur 
nachhaltigen Optimierung des Energie-
bedarfs gedämmt werden. Die zusätzliche  
Investition für Fassadenerneuerung und 
Dämmung würden sich aufgrund des ge-
ringeren Energiebedarfs und damit ein-
hergehender Einsparungen von Energie-
kosten bereits nach einigen Jahren wieder 
amortisieren.

Aus diesem Grund wurde ergänzend eine 
Ausschreibung der Fachplanung für die 
Fassadenerneuerung vorgenommen und 
zwischenzeitlich an ein Architekturbüro 
aus Köln vergeben. Der Fassadenplaner 
gibt eine Einschätzung ab, die in die Kos-
tenberechnung einfließen wird.

Der Bauantrag wurde ohne die Fassaden-
planung und ohne signifikante Verzöge-
rung am 16. März 2021 bei der Stadt Köln 
eingereicht. Die Fachplanung zur Fassa-
denerneuerung kann nach Auskunft der 
Stadt Köln zum laufenden Bauantrags-
verfahren nachgereicht werden. Bis zur 
Erteilung der Baugenehmigung ist mit 
einer Bearbeitungszeit von etwa zwölf 
Monaten zu rechnen, was nach Stand Juli 
2021 zu einem Baubeginn zum Ende des 
1. Quartals 2022 führen würde.      ■

MODERNISIERUNG DES KÖLNER ZAHNÄRZTEHAUSES
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Der Haushalt der KZBV wird zu einem er-
heblichen Teil von Fixkosten bestimmt. 
Darüber hinaus beeinflussen strategische 
und operative Entscheidungen das Volu-
men des Etats. Für das Jahr 2021 weist der  
Haushaltsplan Ausgaben in Höhe von 
20.894.707 Euro aus. Das entspricht einer 
Erhöhung von 3,0 Prozent im Vergleich 
zum Ansatz des Vorjahres. Dabei sieht der 

Haushaltsplan eine Vermögensabnahme 
von 2.547.924 Euro vor.

Die Kostensteigerung ist zum einen auf 
die Durchführung des Zahnärzte-Praxis-  
Panels (ZäPP) zurückzuführen. Zum ande- 
ren erhöhte sich die Zahl der Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter der KZBV und die  
damit verbundenen Personalkosten.        ■

Für das Wirtschaftsjahr 2020 war im 
Haushalt ursprünglich eine Vermögens-
abnahme von 2.140.337 Euro vorgesehen. 
Tatsächlich wurde zum 31. Dezember 
eine Vermögensabnahme in Höhe von 
1.108.306 Euro ausgewiesen. Ursächlich 
für dieses Ergebnis sind saldierte Mehr-
einnahmen in Höhe von 331.748 Euro und 

saldierte Minderausgaben von 700.283 
Euro. Das in der Bilanz zum Ende des 
Jahres 2020 ausgewiesene Gesamtver-
mögen der KZBV ist damit auf 7.525.160 
Euro gesunken. Die Jahresrechnung 2020 
wurde durch die BDO AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft geprüft und ohne Ein-
schränkungen bestätigt.                               ■

HAUSHALTSABSCHLUSS 2020

HAUSHALTSPLANUNG 2021

KZV MITGLIEDER

Baden-Württemberg 7.979

Bayerns 10.357

Berlin 3.682

Brandenburg 1.729

Bremen 497

Hamburg 1.745

Hessen 4.786

Mecklenburg-Vorpommern 1.179

Niedersachsen 5.996

Nordrhein 7.289

Rheinland-Pfalz 2.680

Saarland 617

Sachsen 3.356

Sachsen-Anhalt 1.601

Schleswig-Holstein 2.126

Thüringen 1.712

Westfalen-Lippe 5.836

  63.167

MITGLIEDSZAHNÄRZTE JE KZV IM JAHR 2020



DER ZAHNÄRZTLICHE
VERSORGUNGS-
MARKT IN ZAHLEN
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Die wichtigste Aufgabe der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung als 

Körperschaft des öffentlichen Rechts ist die Sicherstellung einer flächen-

deckenden, wohnortnahen und patientenorientierten Versorgung. Für 

die Erfüllung dieses gesetzlichen Sicherstellungsauftrages sowie für die 

Erreichung weiterer Ziele für Patienten und Zahnärzteschaft ist eine belast-

bare und aussagekräftige Datenbasis unverzichtbar. Die Abteilung Statistik 

der KZBV erhebt dafür fortlaufend und systematisch alle relevanten Zahlen 

und Parameter der vertragszahnärztlichen Versorgung. Diese wichtigen 

Informationen zum Leistungsgeschehen werden zunächst in aufwendigen  

Verfahren aufbereitet und kommen dann als methodisch fundierte Auswer- 

tungen in der standespolitischen Arbeit der KZBV zum Einsatz. Ob detail-

lierte Strukturuntersuchungen über Auswirkungen der Umstrukturierung 

von Gebührenordnungen, Verhandlungen über die Fortschreibung des 

Zahnersatz-Punktwertes oder mehrjährige Erhebungen zu den Rahmen- 

bedingungen und der wirtschaftlichen Entwicklung von Zahnarztpraxen – 

statistische Fakten und umfangreiche, datengestützte Analysen sind die 

Grundlage für Positionierungen des Berufsstandes in Gesetzgebungs-

verfahren und bei politischen Diskursen innerhalb der Selbstverwaltung.

VERSORGUNGS-
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Statistische und ökonomische Daten sind eine zentrale 
Informationsgrundlage für die vertragspolitische Arbeit der 
KZBV. Gerade im Dialog mit der Politik und in Verhandlungen 
mit Kostenträgern bilden sie eine unverzichtbare Argumen-
tationsbasis. Neben umfangreichen Berechnungen ist die  
Abteilung Statistik eng in die konzeptionelle Weiterentwick-
lung von Vertragsstrukturen eingebunden. Darüber hinaus 
werden im Rahmen von Spezialstatistiken in koordinierender 
Funktion Strukturdaten der Kassenzahnärztlichen Vereinigun-
gen in den Ländern erhoben und in Dienstleistungsfunktion 
zudem Sonderanalysen für die KZVen ausgewertet.

  DATEN, FAKTEN & ANALYSEN

edes Jahr legt die Abteilung Statis-
tik das „KZBV Jahrbuch“ als aktuelle 
Dokumentation der statistischen 
Basisdaten zur vertragszahnärztli-

chen Versorgung vor. Über die Fortschrei-
bung von Datenreihen hinaus zeigt dieses 
etablierte Kompendium in Kurzberich-
ten wichtige Entwicklungstrends auf. In 
einem gesonderten Teil sind zusätzlich 
Daten aus dem Abrechnungsgeschehen 
im privatzahnärztlichen Bereich ausge-
wiesen.

Das Jahrbuch wird Entscheidungsträ-
gern in zahnärztlichen Organisationen, 
aber auch allen relevanten Verbänden im 
Gesundheitswesen, Bundesministerien, 
dem Statistischen Bundesamt, Hoch-
schulen sowie einer Reihe von Instituten 
und den Medien zur Verfügung gestellt. 
Als Informationsquelle über Struktur-
daten zur zahnärztlichen Versorgung ist 
es weithin anerkannt. Es beinhaltet aus-
schließlich valide Daten aus amtlichen 
sowie offiziellen Statistiken.

Das aktuelle KZBV-Jahrbuch steht als 
downloadfähige PDF-Datei auf der Web-
site der KZBV unter www.kzbv.de kos-
tenlos zur Verfügung. Printexemplare 
können über die Rubrik „Service“ bestellt 
werden.                               ■

J
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ABRECHNUNGSGESCHEHEN  
IM JAHR 2020

Das Abrechnungsgeschehen in der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung im Jahr 
2020 war insbesondere im 1. Halbjahr 
2020 von den pandemiebedingten Aus-
wirkungen der Ausweitung des Corona-
Virus gekennzeichnet. Durch die allge-
meine Unsicherheit in der Bevölkerung 
und die Aufforderung zur Begrenzung so-
zialer Kontakte ist die Leistungsanforde-
rung der Versicherten in Zahnarztpraxen 
und damit die abgerechnete Leistungs-
menge im 1. Halbjahr 2020 deutlich ge-
sunken.

Die Analyse der Abrechnungsdaten im 
Jahr 2020 verdeutlicht insbesondere die 
starke Reagibilität der Leistungsinan-
spruchnahme der Versicherten aufgrund 
der coronabedingten Beschränkungen 
und Auflagen und das abrupte Einbre-
chen des Abrechnungsgeschehens in der 
Phase des strengen Lockdowns in den 
Monaten April und Mai. Die Praxen wur-
den von dieser rückläufigen Leistungs-
anforderung in ihrer betriebswirtschaft-
lichen Situation hart getroffen. Mit der 
Lockerung der strengen Corona-Auflagen 

Mitte des Jahres 2020 nahm das Leis-
tungsgeschehen im den einzelnen Leis-
tungsbereichen dann langsam wieder 
zu. Obwohl in der zweiten Jahreshälfte  
leichte Aufholtendenzen in der Leistungs-
inanspruchnahme erkennbar waren, wird 
in fast allen Leistungsbereichen das Ab-
rechnungsniveau des Jahres 2019 unter-
schritten und die vollständige Rückkehr 
auf das Ausgangsniveau vor der Pande-
mie könnte noch einen längeren Zeit-
raum im Jahr 2021 beanspruchen.

FALLZAHLEN

Durch das coronabedingt verzerrte Ab-
rechnungsgeschehen im Jahr 2020 waren 
in den einzelnen Leistungsbereichen in 
fast allen Quartalen rückläufige Fallzah-
len zu verzeichnen. Eine besonders ein-
schneidende Wirkung hatte der Lockdown 
im Frühjahr 2020 mit einer damit einher-
gehenden abrupt einbrechenden Leis-
tungsinanspruchnahme der Versicher- 
ten ab Mitte März 2020, so dass im  
2. Quartal 2020 in den einzelnen Leis-
tungsbereichen quartalsbezogene Rück-
gänge von – 15 Prozent bis – 30 Prozent 
bei den Fallzahlen (Ausnahme Kfo mit 
– 3,5 Prozent) festzustellen waren. In 

den einzelnen Leistungsbereichen waren 
zwar leichte Aufholtendenzen bei den 
Fallzahlen im Jahresverlauf 2020 zu er-
kennen, allerdings wurde in den größeren 
Bereichen (KCH und ZE) in keinem der 
Quartale des Jahres 2020 das Vorjahresni-
veau erreicht, so dass im Jahresvergleich 
in fast allen Leistungsbereichen (mit Aus-
nahme von KB/KG) rückläufige Fallzahlen 
zwischen – 1 Prozent und – 9 Prozent fest-
zustellen sind.

LEISTUNGSMENGE

Für eine im Hinblick auf das Leistungs-
inanspruchnahmeverhalten unverzerrte 
Analyse der Corona-Auswirkungen muss 
auf die Leistungsvolumina und nicht auf 
die von der Punktwertentwicklung be-
einflussten Honorarvolumina abgestellt 
werden. Ähnlich wie bei den Fallzahlen 
ist auch die Leistungsmenge (gemes-
sen in Bema-Punkten) insbesondere im  
2. Quartal 2020 deutlich von den corona-
bedingten Auswirkungen betroffen. Die 
Leistungsmenge ging im Durchschnitt 
aller Leistungsbereiche (ohne ZE) im  
2. Quartal 2020 um – 13 Prozent zurück. 
Auch im Gesamtjahr 2020 waren über 
alle Leistungsbereiche (ohne ZE) hin-

AUSGABEN DER KRANKENKASSEN FÜR DIE ZAHNMEDIZINISCHE VERSORGUNG
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weg – trotz leichter Aufholtendenzen 
im 2. Halbjahr 2020 – Rückgänge bei der 
Leistungsmenge um – 4 Prozent zu ver-
zeichnen.   

GKV-AUSGABEN

Bei den GKV-Ausgaben sind in den ein-
zelnen Leistungsbereichen insbesondere 
im 2. Quartal 2020 deutliche Rückgänge 
mit Veränderungen zwischen – 9 Pro-
zent und – 28 Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum aufgetreten. Im Jah-
resverlauf 2020 hat die Leistungsinan-
spruchnahme der Versicherten aufgrund 
der Lockerungen der strengen Corona-
Auflagen wieder zugenommen, so dass 
nachfolgend auch die GKV-Ausgaben sich 
dem Vorjahresniveau wieder angenähert 
haben, ohne dass jedoch im Gesamtjahr 
2020 die Abrechnungswerte des Jahres 
2019 erreicht werden konnten. Trotz der 
in diese Abrechnungsdaten eingeflosse-
nen Punktwertanpassungen des Jahres 
2020 liegen die über die KZVen in allen 
Leistungsbereichen abgerechneten Be-
träge (KZV-Umsatz) im Gesamtjahr 2020 
um 1,5 Prozent unter dem Jahr 2019.  
Die Rückkehr auf dieses Ausgangsniveau 
könnte sich ins Jahr 2021 hinein erstre-
cken und ist derzeit noch nicht abge-
schlossen.   

Im Bereich Zahnersatz muss neben den 
coronabedingten Auswirkungen auf die 
Ausgaben der GKV in der ersten Jahres-
hälfte 2020 die erhöhende Wirkung der 
Zuschussanpassung zum 1. Oktober 2020  
bei den Veränderungen des GKV-Zu-
schusses im Quartal IV/2020 berück-
sichtigt werden. Die Festzuschüsse der 
Kassen erhöhten sich durch das Termin-
service- und Versorgungsgesetz zum  
1. Oktober für alle Patientinnen und Pa-
tienten ohne Bonus von derzeit 50 auf 
dann 60 Prozent sowie von 60 auf 70 
Prozent beziehungsweise von 65 auf 75 
Prozent für Versicherte, die mit ihrem 
Bonusheft regelmäßige Vorsorgeunter- 
suchungen belegen können.   [Grafik 1a]
      
LEISTUNGEN FÜR PFLEGEBEDÜRFTIGE 
UND MENSCHEN MIT EINER BEEIN-
TRÄCHTIGUNG

Die Einführung der neuen Leistungen 
nach § 87 Abs. 2j SGB V zum 1. April 
2014 ist zusammen mit den bereits zum  
1. April 2013 eingeführten Leistungen  
nach § 87 Abs. 2i SGB V ein weiterer 
wichtiger Schritt zur Verbesserung der 
zahnmedizinischen Versorgung von Pfle-
gebedürftigen und Menschen mit einer 
Beeinträchtigung. Voraussetzung für die 
Abrechenbarkeit der Leistungen nach  
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ANZAHL DER ABGESCHLOSSENEN KOOPERATIONSVERTRÄGE NACH § 119 B SGB V – DEUTSCHLAND

§ 87 Abs. 2j SGB V ist der Abschluss eines 
Kooperationsvertrages nach § 119 b SGB V  
zwischen einer Vertragszahnärztin oder 
einem Vertragszahnarzt und einer Pflege-
einrichtung.

Die Zahl der Kooperationsverträge lag 
Ende 2020 bei 5.774 und ist damit im Vor-
jahresvergleich um rund 370 oder rund  
7 Prozent gestiegen. Daraus ergibt sich 
ein bundesweiter Abdeckungsgrad von 
rund 38 Prozent.

Der Anteil der Besuche von Kooperations-
zahnärztinnen und Kooperationszahnärz-
ten im Rahmen der Verträge nach § 119 b  
SGB V belief sich im Jahr 2020 bereits 
auf 56 Prozent aller Besuche. Dies zeigt, 
dass die Möglichkeit, Kooperationen mit  
Pflegeeinrichtungen zu schließen, von  
der Zahnärzteschaft in verstärktem Maße 
genutzt wird.  [Grafik 1b]

Dabei hatten Besuche bei Pflegebedürfti-
gen und Menschen mit einer Beeinträch-
tigung im Jahr 2019 – gemessen an den 
BEMA-Positionen 171 a/b und 172a/b – 
einen Anteil von etwa 91 Prozent an der 
Gesamtzahl der Besuche.                               ■
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Die KZBV hat bis zum Erhebungsjahr 
2016 jährlich Kostenstrukturerhebungen 
in zahnärztlichen Praxen durchgeführt. 
Seit dem Jahr 2017 wird die Erhebung 
bundesweit vom Zentralinstitut für die 
kassenärztliche Versorgung in Deutsch-
land (Zi) durchgeführt, das als externes 
und unabhängiges Forschungsinsti-
tut über ausgewiesene Expertise in der 
Durchführung von Erhebungen zu Kos-
tenstrukturen von Arztpraxen verfügt. Im 
Rahmen der neuen, methodisch als Zahn-
ärzte-Praxis-Panel (ZäPP) angelegten Er-
hebung werden mit Hilfe eines deutlich 
erweiterten Erhebungsbogens jährlich 
Daten zur wirtschaftlichen Situation der 
Zahnarztpraxen und zu den Rahmenbe-
dingungen der vertragszahnärztlichen 
Versorgung bei den Praxen erfragt.

Für die Erhebung der Kostenstruktur des 
Jahres 2017 und 2018 wurden mehr als 
37.000 Zahnarztpraxen schriftlich befragt.

ENTWICKLUNG IM  
BUNDESDURCHSCHNITT

Nach dem Rückgang des steuerlichen 
Einnahmen-Überschusses (Einkommen 

vor Steuern) um 4,4 Prozent je Inhaberin 
oder Inhaber in Deutschland im Jahr 2005 
im Vergleich zu 2004 (insbesondere auf-
grund der Entwicklung im Bereich Zahn-
ersatz im Zusammenhang mit der Ein-
führung der Festzuschüsse) und einem 
weiteren Rückgang im Jahr 2006 stieg 
der Einnahmen-Überschuss in den Jahren 
2007 bis 2018 wieder an. 

Im Jahr 2018 lag der Einnahmen-Über-
schuss mit 168.700 Euro um 2,3 Prozent 
über dem Vorjahreswert. Im Vergleich 
zum Jahr 2004 ist damit der Einnahmen-
Überschuss um 52,8 Prozent (durch-
schnittlich jährlich um 3,1 Prozent) ge-
stiegen. Da sich aber in diesem Zeitraum 
der allgemeine Preisindex um 22,2 Pro-
zent erhöhte, ist der Einnahmen-Über-
schuss real, also unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Preisentwicklung, um 
insgesamt 25,0 Prozent (durchschnittlich 
jährlich 1,6 Prozent) gestiegen. Zurück-
zuführen ist die Entwicklung des zahn-
ärztlichen Einnahmen-Überschusses im 
Jahr 2018 im Vergleich zum Jahr 2017 auf 
einen Anstieg des Umsatzes (Gesamt-
einnahmen aus selbstständiger zahn-
ärztlicher Tätigkeit) je Praxisinhaber um  

3,2 Prozent bei gleichzeitiger Zunahme 
der Betriebsausgaben um 3,6 Prozent. 
[Tabelle 2]

ALTE BUNDESLÄNDER

In den alten Bundesländern erhöhte sich 
der Umsatz je Praxisinhaberin und Praxis-
inhaber im Jahr 2018 im Vergleich zum 
Vorjahr um 3,0 Prozent. Die Betriebsaus-
gaben stiegen gleichzeitig um 3,4 Pro-
zent. Daraus resultierte ein Anstieg des 
steuerlichen Einnahmen-Überschusses 
um 2,1 Prozent (real + 0,3 Prozent) auf 
175.500 Euro. Der im Jahr 2018 in den 
alten Ländern erzielte durchschnittliche 
Einnahmen-Überschuss lag nominal um 
71 Prozent über dem Wert, den Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte im Jahr 1976, also 
42 Jahre vorher, im Durchschnitt erreich-
ten. Dies entspricht einer durchschnitt-
lichen jährlichen Steigerungsrate von 1,3 
Prozent. Allerdings hat in diesem Zeit-
raum eine Preissteigerung (Inflationsrate) 
von 143 Prozent den Realwert des Einnah-
men-Überschusses der Praxisinhaber auf 
70 Prozent, also um etwa ein Drittel im 
Vergleich zum Jahr 1976 reduziert.
[Grafik 2a und 2b]
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STEUERLICHE EINNAHMEN-ÜBERSCHUSSRECHNUNG JE PRAXISINHABER – DEUTSCHLAND

[Tabelle 2]

Jahr Umsatz Veränderung Kosten Veränderung Anteil am Umsatz minus Veränderung Median des
 (aus selbst.  in % (= steuerliche in % Umsatz Kosten (= steuerl. in % Einnahmen-
 zahnärztlicher  Betriebsaus-  in % Einnahmen-  Überschusses
 Tätigkeit) in €   gaben) in €   Überschuss) in €  in € bei

Deutschland

2017 504.500  339.600  67,3 164.900  144.700

2018 520.500 + 3,2  351.800 + 3,6  67,6 168.700 + 2,3 145.600

Alte Bundesländer

2017 531.800  359.900  67,7 171.900  150.600

2018 547.800 + 3,0  372.300 + 3,4  68,0 175.500 + 2,1  151.900

Neue Bundesländer

2017 379.500  245.200  64,6 134.300  118.300

2018 395.200 + 4,1  256.500 + 4,6  64,9 138.700 + 3,3 122.400

Grundlagen: Zahnärzte-Praxis-Panel des Zi (Erhebung 2019) sowie eigenen Berechnungen



UMSATZ, KOSTEN UND EINKOMMEN JE PRAXISINHABER – ALTE BUNDESLÄNDER

[Grafik 2a]

[Grafik 2b]
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Im Jahr 2018 blieben 60 Prozent der Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte in Westdeutsch-
land mit ihrem Einkommen unter dem 
Durchschnittswert von 175.500 Euro,  
40 Prozent lagen darüber. Der Median 
des Einnahmen-Überschusses lag im Jahr 
2018 bei 151.900 Euro. In den alten Län-
dern waren Zahnärzte im Durchschnitt 
43,3 Stunden pro Woche tätig, davon  
33,0 Stunden behandelnd. Durchschnitt-
lich wurden in der Praxis 8,22 Personen 
beschäftigt.

NEUE BUNDESLÄNDER

In den neuen Bundesländern stieg der 
Umsatz je Praxisinhaber im Jahr 2018 

im Vergleich zum Jahr 2017 um 4,1 Pro-
zent. Die Betriebsausgaben erhöhten 
sich um 4,6 Prozent, woraus ein Anstieg 
des durchschnittlichen Einnahmen-Über-
schusses um 3,3 Prozent (real + 1,5 Pro-
zent) auf 138.700 Euro resultiert. Insge-
samt führten die Einkommensanstiege 
der letzten Jahre zu einer Erhöhung des 
Einnahmen-Überschusses um 48,1 Pro-
zent im Jahr 2018 im Vergleich zum Jahr 
2004, was einer durchschnittlichen jähr-
lichen Veränderungsrate von 2,8 Prozent 
entspricht. Aufgrund der allgemeinen 
Preisentwicklung, die zwischen den Jah-
ren 2004 und 2018 22,2 Prozent betrug, 
ist der Einnahmen-Überschuss in diesem 
Zeitraum real um 21,2 Prozent gestiegen.

Im Jahr 2018 blieben 58 Prozent der ost-
deutschen Zahnärztinnen und Zahnärzte 
mit ihrem Einkommen vor Steuern unter 
dem Durchschnittswert von 138.700 Euro 
und 42 Prozent erreichten ein höheres 
Einkommen. Der Median des Einnahmen-
Überschusses lag im Jahr 2018 in den 
neuen Ländern bei 122.400 Euro.

Für Zahnärzte in den neuen Ländern er-
gab sich eine durchschnittliche Wochen-
arbeitszeit von 42,5 Stunden, davon ent-
fielen 32,4 Stunden auf die Behandlung. 
Durchschnittlich wurden in der Praxis 
5,56 Personen beschäftigt.                           ■

Das seit dem 1. Januar 2007 geltende 
Vertragsarztrechtsänderungsgesetz 
(VÄndG) wurde zum 1. Juli 2007 durch 
Änderungen der Bundesmantelverträge 
präzisiert. Damit wurden neue Möglich-
keiten zur Ausübung des zahnärztlichen 
Berufs geschaffen. Vertragszahnärz-
tinnen und Vertragszahnärzte können 
nun in erweitertem Umfang Zahnärzte 
anstellen, Zweigpraxen eröffnen oder 
gemeinsam überörtliche Berufsaus-
übungsgemeinschaften gründen. Durch 
das Gesetz zur Stärkung des Wettbe-
werbs in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV-WSG) ist die Bedarfszulas-
sung zum 1. April 2007 weggefallen.

Die Zahl der an der Versorgung teilneh-
menden Zahnärztinnen und Zahnärzte 
(Vertragszahnärzte) in Deutschland be-
trug Ende des Jahres 2020 47.279. Damit 
verringerte sich die Zahl der Vertrags-
zahnärztinnen und Vertragszahnärzte in 
Deutschland im Vergleich zum Vorjahr 
um 2,5 Prozent. Die Zahl der nur an der 
kieferorthopädischen Versorgung teil-
nehmenden Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte belief sich Ende des Jahres 2020 
auf 2.962 und sank damit im Vergleich 
zum entsprechenden Vorjahresquartal 
um – 1,4 Prozent.

Die insgesamt rückläufige Zahl der 
Vertragszahnärztinnen und Vertrags-
zahnärzte stellt allerdings keine Ver-
schlechterung der vertragszahnärztli-
chen Versorgung dar, sondern muss vor 

dem Hintergrund des Inkrafttretens des 
VÄndG Anfang des Jahres 2007 gesehen 
werden. Im Quartalsverlauf ab I/2007, 
insbesondere ab dem III. Quartal 2007, 
war ein deutlicher Anstieg der Zahl der 
bei den Vertragszahnärztinnen und Ver-
tragszahnärzten angestellten Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte festzustellen. Ende 
des IV. Quartals 2019 belief sich diese 
Zahl in Deutschland auf 12.008, Ende 
des IV. Quartals 2020 auf 12.396. Unter 
Berücksichtigung der angestellten Zahn-
ärzte in medizinischen Versorgungs-
zentren (MVZ) erhöhte sich im gleichen 
Zeitraum die Gesamtzahl der angestell-
ten Zahnärztinnen und Zahnärzte von 
14.859 auf 15.588. Wesentliche Gründe 
für den Anstieg der Zahl der angestellten 
Zahnärzte dürften sein, dass einerseits 
Vertragszahnärztinnen und Vertrags-
zahnärzte aus der Selbstständigkeit in 
ein Angestelltenverhältnis gewechselt 
sind und andererseits Berufsanfänger in 
stärkerem Maße statt der Selbstständig-
keit ein Angestelltenverhältnis bei Ver-
tragszahnärztinnen und Vertragszahn-
ärzten gewählt haben.

Die Gesamtzahl der Vertragszahnärzte 
und der bei ihnen angestellten Zahn-
ärzte betrug am Ende des IV. Quartals 
2019 60.509 (– 1,5 Prozent gegenüber 
IV/2018) und am Ende des IV. Quartals 
2020 59.675 (– 1,4 Prozent gegenüber 
IV/2019). Unter Einbezug der angestell-
ten Zahnärztinnen und Zahnärzte in 
MVZ verringerte sich im gleichen Zeit-

raum die Gesamtzahl nur um – 0,8 Pro-
zent von 63.360 auf 62.867. Somit ist der 
Grad der vertragszahnärztlichen Versor-
gung trotz Rückgangs der Zahl der Ver-
tragszahnärzte nur minimal gesunken 
(bei leicht gestiegener Zahl der Versi-
cherten in der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung). [Grafik 3a]

Zum IV. Quartal 2020 nahmen in 
Deutschland 1.062 medizinische Versor-
gungszentren an der vertragszahnärzt-
lichen Versorgung teil. Gegenüber dem 
Vorjahresquartal mit deutschlandweit 
904 medizinischen Versorgungszentren 
entspricht das einem Anstieg von 18 
Prozent. Der deutliche Anstieg der Zahl 
der medizinischen Versorgungszentren 
resultiert daher, dass mit dem Inkraft-
treten des GKV-Versorgungsstärkungs-
gesetzes (GKV-VSG) zum 23. Juli 2015 
den Inhabern von medizinischen Versor-
gungszentren nunmehr die Möglichkeit 
eingeräumt wurde, diese auch fachgrup-
pengleich zu betreiben. Auch die Zahl  
der in den medizinischen Versorgungs-
zentren tätigen angestellten Zahnärzt-
innen und Zahnärzte erhöhte sich inner-
halb eines Jahres um 12 Prozent und lag 
am Ende des Jahres 2020 in Deutschland 
bei 3.192. Es ist davon auszugehen, dass 
im Laufe des Jahres 2021 weitere Inha-
berinnen und Inhaber medizinische Ver-
sorgungszentren gründen oder bereits 
bestehende Praxen in medizinische Ver-
sorgungszentren umgewandelt werden.
[Grafik 3b]                                                          ■ 

ZAHL DER ZAHNÄRZTINNEN UND ZAHNÄRZTE
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AN DER VERTRAGZAHNÄRZTLICHEN VERSORGUNG TEILNEHMENDE ZAHNÄRTZE – DEUTSCHLAND  (1992-2020)

AN DER VERTRAGZAHNÄRZTLICHEN VERSORGUNG TEILNEHMENDE MEDIZINISCHE VERSORGUNGSZENTREN 
UND DORT ANGESTELLTE ZAHNÄRZTE – DEUTSCHLAND (I/2014-IV/2020)
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Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/zäpp
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

Aufgrund der Corona-Pandemie war 2020 
ein besonderes Jahr – und ein besonders 
schweres für Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte. Vor dem Hintergrund der Krise ist 
es wichtiger als je zuvor, über eine stabile 
Datenbasis zu verfügen, die die massiven 
Folgen für Zahnarztpraxen möglichst rea-
listisch abbildet. 

Schon in den ersten bundesweiten Befra-
gungsjahren war das ZäPP durch die moti-
vierte Mitarbeit der vielen teilnehmenden 
Zahnarztpraxen ein großer Erfolg: Mit rund 
3.200 eingegangenen Erhebungsbögen al-
lein im vergangenen Jahr lag die bundes-
weite Rücklaufquote bei fast 10 Prozent. 
Diese – im Vergleich zu ähnlichen Untersu-
chungen – überaus positive Resonanz er-
laubt substanzielle Auswertungen zu den 
Rahmenbedingungen der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung in den Jahren 2018 
und 2019. Zugleich zeigt das Ergebnis, wie 
wichtig den Vertragszahnärztinnen und 
Vertragszahnärzten die aktive Beteiligung 
an der Ausgestaltung ihres Berufes ist. 

Auf diesem Ergebnis ruht sich die KZBV je-
doch nicht aus: Als Motto für die kommen-
de Befragung im Rahmen des ZäPP wurde 
„Fakten zählen!“ gewählt. Denn das ZäPP 
ist in Form eines Panels organisiert: Das 
Grundkonzept basiert auf einer hohen 
Teilnahmequote der Praxen über meh-
rere Jahre hinweg. Der dauerhafte Erfolg 
der Erhebung hängt also entscheidend 
davon ab, dass die Praxen auch in diesem 
und in den kommenden Jahren systema-
tisch Auskunft über ihre wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen geben. Je höher der 
Rücklauf über mehrere Jahre hinweg ist, 
desto höher ist auch die Validität und Ak-
zeptanz der Daten, die für den Berufsstand 
durch diese ambitionierte Untersuchung 
gewonnen werden. 

Auf diese Weise entsteht eine wissen-
schaftlich fundierte Datenbasis, mit der 
die Interessen der gesamten Vertragszahn-

Die Anonymität der Teilnehmenden wird 
durch eine Treuhandstelle zur Verarbei-
tung der Personendaten gewährleistet. 
Die Verarbeitung der Erhebungsdaten 
wird hiervon strikt getrennt. Sämtliche 
von teilnehmenden Praxen eingereich-
ten Erhebungsdaten werden zunächst 
pseudonymisiert und erst dann in einer 
eigens dafür eingerichteten Datenstelle – 
unter Beachtung höchster Anforderungen  
an Datensicherheit und Datenschutz –  
verarbeitet. Sämtliche Datenverarbei-
tungsprozesse sind so angelegt, dass eine 
nachträgliche Zuordnung der erhobenen 
Daten zu einer bestimmten Praxis ausge-
schlossen ist. 

ärzteschaft in Verhandlungen von KZVen 
und KZBV mit den gesetzlichen Kranken-
kassen optimal vertreten werden können. 
Die entsprechenden Verhandlungen auf 
Landes- und Bundesebene sind wiederum 
die Voraussetzung dafür, dass angemesse-
ne Rahmenbedingungen für die Arbeit in 
den Praxen und damit für eine flächende-
ckende, wohnortnahe und qualitativ hoch-
wertige Versorgung der Patientinnen und 
Patienten gewährleistet werden können. 

Zu diesem Zweck werden im Jahr 2021 
erneut etwa 35.000 Zahnarztpraxen um 
Teilnahme am ZäPP gebeten. Sie erhalten 
auf dem Postweg einen Fragebogen. Die 
für die Erhebung wesentlichen Unterla-

gen konnten dank der bislang eingegan-
genen, sehr hilfreichen Rückmeldungen 
von Zahnärztinnen und Zahnärzten weiter 
optimiert werden. Je größer der Rücklauf 
bei den Befragungen ist, desto höher ist 
später auch die Akzeptanz unserer Daten 
bei Verhandlungspartnern, Schiedsämtern 
oder eventuell sogar vor Sozialgerichten. ■                   

MIT DEM ZÄPP BEAUFTRAGT: 
DAS ZENTRALINSTITUT FÜR DIE 
KASSENÄRZTLICHE VERSORGUNG 

Durchgeführt wird die ZäPP-Erhebung 
erneut vom Zentralinstitut für die kas-
senärztliche Versorgung (Zi) im Auftrag 
der KZBV. Das Zi ist ein renommiertes 
wissenschaftliches Forschungsinstitut 
in Rechtsform einer Stiftung des bürger-
lichen Rechts, das von der KBV und den 
Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) 
der Länder getragen wird.                             ■

DATENSCHUTZ, DATENSICHERHEIT

UND ANONYMISIERUNG 

Das Zahnärzte-Praxis-Panel – kurz ZäPP – ist eine seit 2018 
bundesweit etablierte Erhebung zur Kosten- und Versorgungs- 
struktur in vertragszahnärztlichen Praxen. Ziel des ZäPP ist es, 
eine aussagekräftige und belastbare Datengrundlage über 
die wirtschaftliche Entwicklung der Praxen in ganz 
Deutschland zu gewinnen, die höchsten 
wissenschaftlichen Ansprüchen genügt.

  DAS ZAHNÄRZTE-PRAXIS-PANEL



ereits Mitte der 1990er Jahre 
haben die Kassenzahnärztlichen 
Vereinigungen und die (Landes-)
Zahnärztekammern in Eigenini-

tiative eine objektive und fachspezifische 
zahnärztliche Patientenberatung aufge-
baut. Sie gehörte damit zu den ersten in-
stitutionalisierten Beratungsangeboten 
überhaupt, die Patienten flächendeckend 
zur Verfügung standen.

Die Beratungsstellen bieten seitdem eine 
kostenlose und unabhängige Beratung 
durch zahnmedizinische Experten. Das 
Angebot richtet sich sowohl an gesetzlich 
wie auch privat versicherte Patienten. Im 
Netzwerk der zahnärztlichen Patienten-
beratung beraten Zahnärztinnen und 
Zahnärzte sowie die Mitarbeiter von 
KZVen und Kammern frei von Weisungen  
Dritter und frei von wirtschaftlichen  
Interessen.

Ziel ist es, die Patienten im Umfeld einer 
Behandlung zu informieren und zu bera-
ten. Darüber hinaus sind die Beratungs-
stellen auf Landesebene Ansprechpartner 
bei allen Fragen und Anliegen, die im Zu-
sammenhang mit bereits durchgeführ-
ten Behandlungen auftreten können.

Die Beratung zu zahnmedizinischen Fra-
gen übernehmen in den Patientenbe-
ratungsstellen Zahnärzte, die eine dem 
aktuellen Stand der zahnmedizinischen 
Wissenschaft entsprechende Beratung 
leisten. Die Beratung erfolgt dabei tele-
fonisch, schriftlich oder auch in einem 
persönlichen Gespräch bei einem Termin 
in der Beratungsstelle vor Ort.

In der Zahnmedizin gibt es für einen Befund häufig mehrere 

mögliche Therapien, die sich gerade im Hinblick auf Ästhetik 

und Kosten zum Teil deutlich unterscheiden. Patientinnen 

und Patienten fällt es daher oft schwer, zwischen den  

verschiedenen Behandlungsmöglichkeiten zu wählen. Die 

zahnärztlichen Patientenberatungsstellen bieten hier eine 

wichtige Hilfestellung an.

  PATIENTEN IM MITTELPUNKT
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DIE ZAHNÄRZTLICHE PATIENTENBERATUNG

Die Beratungsstellen beantworten dabei 
auch Fragen zum zahnärztlichen Hono-
rar, zu Leistungen nach der privaten Ge-
bührenordnung für Zahnärzte (GOZ) und 
zu Abrechnungen. Neben der umfassen-
den Beantwortung von Patientenfragen 
macht die Zahnärztliche Patientenbera-
tung noch weitere Angebote als Hilfestel-
lung für Patienten und Versicherte.

ZWEITMEINUNGSMODELL

Mit der Einführung des Festzuschuss-
systems für Zahnersatz bei gesetzlich 
Krankenversicherten im Jahr 2005 haben 
die KZVen die Patientenberatung um ein 
bundesweites „Zweitmeinungsmodell“ 
erweitert. Seitdem haben Patienten die 
Möglichkeit, auf Grundlage eines vorlie-
genden Heil- und Kostenplanes kostenlos 
und unverbindlich eine weitere Meinung 
zur Behandlungsplanung der Zahn-
arztpraxis einzuholen. Die Beratungs-
gespräche übernehmen ausgewählte 
Zahnärztinnen und Zahnärzte. Sie dür-
fen Patienten, die sie beraten haben, an-
schließend nicht selbst behandeln. Damit 
ist gewährleistet, dass die Beratung un-
abhängig von etwaigen wirtschaftlichen 
Interessen des Beraters erfolgt.

GUTACHTERWESEN

Lassen sich Anliegen von den Patienten-
beratungsstellen nicht abschließend klä- 
ren, kann ein Gutachter eingeschaltet 
werden. Für gesetzlich Krankenversicher-
te werden die Gutachter einvernehmlich 
von KZVen und Krankenkassen bestellt. 
Das vertragszahnärztliche Gutachter 

wesen unterscheidet dabei Gutachten 
vor einer Behandlung – sogenannte „Pla-
nungsgutachten“ – und Gutachten nach 
einer Versorgung mit Zahnersatz und 
Zahnkronen bei vermuteten Mängeln.

SCHLICHTUNGSSTELLEN

Kann eine einvernehmliche Lösung zwi-
schen Patient und Zahnarzt nicht erzielt 
werden, bieten die Kammern für Patien-
ten, deren Anliegen nicht allein durch 
ein Gutachterverfahren geklärt werden 
kann, als außergerichtliche Möglichkeit 
eine Schlichtung an. Die Schlichtungs-
stellen sind in den meisten Ländern auf 
gesetzlicher Grundlage eingerichtet und 
in der Regel mit Zahnärzten und Juristen 
besetzt. Als Alternative zur Schlichtung 
bieten einzelne (Landes-)Zahnärztekam-
mern auch die Mediation als Verfahren 
der Streitbeilegung an.

EVALUATION

Seit dem Jahr 2016 werden die Ergebnisse 
der Patientenberatung bundesweit nach 
einheitlichen Kriterien erfasst, ausgewer-
tet und veröffentlicht. Die zahnärztliche 
Selbstverwaltung kann die Beratung auf 
Grundlage dieser Daten kontinuierlich 
weiterentwickeln.

WEBSITE „PATIENTENBERATUNG 
DER ZAHNÄRZTE“ 

Im Jahr 2015 wurde gemeinsam mit der 
BZÄK die Website „Patientenberatung 
der Zahnärzte“ entwickelt. Sie informiert 
Patientinnen und Patienten über die 
Zahnärztliche Patientenberatung, unter 
anderem mit einem Erklärfilm, der das 
zahnärztliche Beratungsangebot vorstellt. 
Zudem werden die Beratungsstellen von 
KZVen und (Landes)Zahnärztekammern 
aufgelistet. Die Patientenbeauftragte der 
Bundesregierung verweist neuerdings auf  
ihrer Internetpräsenz auch direkt auf das  
gemeinsame Beratungsangebot der Zahn- 
ärzteschaft. Reichweite und Bekanntheits- 
grad der Beratung werden damit weiter 
erhöht. Zudem hat die Patientenbeauf-
tragte in Zusammenarbeit mit KZBV und 
BZÄK eine spezielle Version des Informa-
tionsfilms zur Zahnärztlichen Patienten-
beratung mit Gebärdensprache erstellt. 
Der neue Clip kann auf der Seite der Pa-
tientenbeauftragten, über die Seite der 
Zahnärztlichen Patientenberatung und 
über die Websites von KZBV und BZÄK  
abgerufen werden.                                          ■

B



5. JAHRESBERICHT ZUR ZAHNÄRZTLICHEN PATIENTENBERATUNG – 

„DEN VERBRAUCHER GUT INFORMIEREN“

DDas Projekt Zahnärztliche Pati-
entenberatung am Institut der 
Deutschen Zahnärzte (früher 
zzq) befasst sich mit der jähr-

lichen Berichtserstellung zur gemeinsa-
men zahnärztlichen Patientenberatung 
von Kassenzahnärztlicher Bundesver-
einigung und Bundeszahnärztekammer. 
Der diesjährige 5. Jahresbericht der Pa-
tientenberatung trägt den Titel „Den Ver-
braucher gut informieren“ und befasst 
sich schwerpunktmäßig mit den Themen 
Adressen und Verbraucherinformationen.
Zur Auswertung für den Bericht wurden 
alle im Jahr 2020 abgeschlossenen Be-
ratungskontakte herangezogen. Neben 
der standardisierten Auswertung der 
Beratungsdokumentation fanden auch 
in diesem Jahr zwei Gruppendiskussio-
nen mit Beraterinnen und Beratern der 
Zahnärztlichen Patientenberatung statt, 
um deren Perspektive und Erfahrungen 
aus dem Beratungsalltag einzuholen. Im 
Jahr 2020 wurden von den bundesweiten 
Beratungsstellen der Zahnärztlichen Pa-
tientenberatung rund 31.400 Beratungs-
anliegen dokumentiert. Damit leisten die 
Beratungsstellen der Zahnärzteschaft 
einen erheblichen Beitrag zur Patienten-
information im deutschen Gesundheits-
wesen. Etwa jede neunte Beratung hatte 

das diesjährige Schwerpunktthema Ad-
ressen und Verbraucherinformationen 
zum Inhalt. Diese umfassen Fragen von 
Ratsuchenden zu Adressen oder Informa-
tionen zu Zahnarztpraxen oder zahnärzt-
lichen Organisationen.

Zusätzlich bestand im Jahr 2020 ver-
mehrter Beratungsbedarf hinsichtlich 
der Coronavirus-Pandemie, wobei vor al-
lem Nachfragen zu Hygienekosten beim 

Zahnarztbesuch gestellt wurden. Wie 
jedes Jahr fanden sich der Vorstand der 
KZBV und der geschäftsführende Vor-
stand der BZÄK in einem moderierten 
Qualitätsdialog zusammen, um die An-
liegen der Ratsuchenden zu diskutieren 
und Schlussfolgerungen zu ziehen sowie 
Lösungsansätze mit Blick auf aktuelle 
Belange des Versorgungsgeschehens zu  
entwickeln. Mit diesem Dialog können 
die Erfahrungen von Patientinnen und 
Patienten und Beratenden unmittelbar  
in die standes- und gesundheitspoliti-
sche Diskussion einfließen. Der Jahres- 
bericht kann auf den Websites von  
KZBV und BZÄK sowie der Website der 
Zahnärztlichen Patientenberatung unter  
www.patientenberatung-der-zahnaerzte.de 
heruntergeladen werden.         ■

Für mehr Informationen unter 
www.patientenberatung-der-zahnaerzte.de
scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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  PRESSEMITTEILUNGEN 2021

Vertreterversammlung der Vertragszahnärzteschaft beschließt Agenda Mundgesundheit 2021–2025 30. Juni/1. Juli 2021

Modifizierte PAR-Behandlungsstrecke: Vulnerable Gruppen im Fokus – 
3. Teil des KZBV-Videoprojekts gestartet 28. Juni 2021

PAR-Richtlinie: Wie können Praxen die neuen Leistungen abrechnen? – 
2. Teil des KZBV-Videoprojekts gestartet 21. Juni 2021

Systematische Versorgung von Parodontitis – Dreiteiliges Videoprojekt zum Inkrafttreten 
der neuen PAR-Richtlinie 4. Juni 2021

Kreidezähne frühzeitig erkennen – KZBV zum BARMER-Zahnreport 1. Juni 2021

Patientensicherheit muss bei allen Behandlungen Vorrang haben – 
BZÄK und KZBV zu gewerblichen Aligner-Anbietern 17. Mai 2021

Neue Leistungen zur systematischen Parodontitis-Behandlung einvernehmlich beschlossen – 
KZBV und GKV-Spitzenverband beenden Verhandlungen im Bewertungsausschuss 6. Mai 2021

Potentiale der Digitalisierung nutzen – KZBV zur Anhörung anlässlich des DVPMG 14. April 2021

Kritik an sozialversicherungsrechtlicher Berufshaftpflichtversicherung – Anhörung zum GVWG 12. April 2021

Barrieren erkennen, Barrieren abbauen – Virtueller Rundgang durch Zahnarztpraxis erneuert und erweitert 15. März 2021

Mehr Zahnärztinnen in Gremien und Führungspositionen! – Internationaler Frauentag 5. März 2021

Videosprechstunde, Videofallkonferenz und Telekonsil: Informationen für Zahnarztpraxen 12. Februar 2021

Sechste Deutsche Mundgesundheitsstudie gestartet 28. Januar 2021

IT-Sicherheitsrichtlinie für Zahnarztpraxen ist beschlossen 19. Januar 2021

Herbert-Lewin-Preis: Ausschreibung hat begonnen 18. Januar 2021

Corona-Tests in Zahnarztpraxen nur im Auftrag des ÖGD möglich 16. Januar 2021
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  PRESSEMITTEILUNGEN 2020

Meilenstein im Kampf gegen die Volkskrankheit Parodontitis – 
Systematische Behandlung von Parodontitis an den Stand der Wissenschaft angepasst 17. Dezember 2020

Mehr Studierende der Zahnmedizin, weniger Zahnfüllungen… – KZBV-Jahrbuch 15. Dezember 2020
Einvernehmliche Einigung trotz schwieriger Rahmenbedingungen – 

Anhebung des Punktwertes für Zahnersatz und Zahnkronen 1. Dezember 2020

Bundestag beschließt Maßnahmen zum Erhalt der Versorgungsstrukturen im Bereich 
der zahnärztlichen Versorgung – abschließende Beratungen des GPVG 26. November 2020

Unterkieferprotrusionsschiene künftig Bestandteil der vertragsärztlichen Versorgung 20. November 2020
Corona-Krise: Zahnärztliche Versorgung muss erhalten bleiben – 
KZBV, BZÄK und DGZMK an politische Entscheidungsträger 16. November 2020

Vergewerblichung und Industrialisierung Einhalt gebieten! – 
Neue Gutachten bestätigen Gefahr von Investoren-MVZ 13. November 2020

Strukturen erhalten, Zukunft gestalten! – Pandemiebewältigung und weitere 
zentrale Versorgungsthemen im Fokus der Vertreterversammlung 28. – 30. Oktober 2020

Krisenreaktionsfähigkeit des Versorgungssystems stärken – KZBV legt Papier „Corona-Pandemie: 
Lehren und Handlungsbedarfe aus der Perspektive der vertragszahnärztlichen Versorgung“ vor 12. Oktober 2020

Verbände aller Heilberufe unterstützen Corona-Warn-App 7. Oktober 2020

Pandemie-Bewältigung und Handlungsbedarfe in der ambulanten vertragsärztlichen und 
vertragszahnärztlichen Versorgung 2. Oktober 2020

Umfrage zur Professionellen Zahnreinigung – Ergebnisse 2020 29. September 2020

Patienten durch mehr Informationen stärken – 
4. Jahresbericht der Zahnärztlichen Patientenberatung 16. September 2020

Vorsorge wahrnehmen, Bonusanspruch sichern 15. September 2020

Mehr vertragszahnärztliche Themen, mehr KZBV – Newsletter „KZBV Aktuell“ runderneuert 7. September 2020

KZBV erneuert Forderung nach echtem Schutzschirm für Zahnarztpraxen – Stellungnahme zum GPVG 1. September 2020

Zahnärztliche Videosprechstunden kommen in die Versorgung – 
KZBV und GKV-SV einigen sich auf neue BEMA-Positionen 1. September 2020

Digitalisierung ja, aber richtig… – Risiken und aktuelle Fehlentwicklungen bei der TI 25. August 2020

Dank hoher Hygienestandards: Zahnarztbesuche in Deutschland sind sicher! 18. August 2020
Zusätzliche Präventionsleistungen im Bereich Pflege anschaulich erklärt – 

Neues Video zu zahnärztlicher Versorgung zu Hause, in Heimen und sonstigen Einrichtungen 13. August 2020

Für die ePA: KBV und KZBV schaffen Grundlage für elektronisches Zahnbonusheft 30. Juli 2020

Ab Oktober: Vereinfachte Verordnung von Heilmitteln durch Zahnärzte 21. Juli 2020

Schon mehr als 1000 rein zahnärztliche MVZ in Deutschland! 2. Juli 2020

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/aktuelle-pressemitteilungen 

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 
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RESOLUTIONEN UND BESCHLÜSSE DER 10. VERTRETERVERSAMMLUNG

RESOLUTIONEN UND BESCHLÜSSE DER 9. VERTRETERVERSAMMLUNG

AM 30. JUNI UND 1. JULI 2021 IN KÖLN (IN TEILPRÄSENZ)

VOM 28. BIS 30. OKTOBER 2020 IN KÖLN (VIDEOKONFERENZ)

Beschluss Dentalamalgam als Werkstoff erhalten

Beschluss TI 2.0 nicht überhastet einführen!

Beschluss Aussetzung der ePA-Sanktionierung nach § 341 Abs. 6 Satz 2 SGB V

Beschluss Erstattung des Digitalisierungsaufwandes für Vertragszahnarztpraxen

Beschluss Einführung von eAU und E-Rezept erst nach ausreichender Testphase

Beschluss Agenda Mundgesundheit 2021–2025

Beschluss Leitantrag: Stärkung und Weiterentwicklung der Krisenreaktionsfähigkeit 
  des vertragszahnärztlichen Versorgungssystems

Beschluss Stärkung der Handlungsfähigkeit der Selbstverwaltung im Krisenfall

Beschluss Einführung eines echten Schutzschirms für die vertragszahnärztliche Versorgung
  in Pandemien und nationalen Katastrophensituationen

Beschluss Verzerrungen in der Fortschreibung der Gesamtvergütung durch 
  die Corona-Pandemie verhindern!

Beschluss Epidemiebedingte Zuschlagsposition

Beschluss Beschaffung und Bevorratung von Schutzausrüstung in Krisenfällen sicherstellen

Beschluss Anerkennung der Leistungen von zahnmedizinischen Fachangestellten (ZFA) 
  in der Corona-Pandemie

Beschluss Leitantrag: Chancen der Digitalisierung nutzen ohne die Zahnarztpraxen zu überfordern

Beschluss IT-Sicherheitsrichtlinie nach § 75b SGB V

Beschluss Erfolg der TI nur gemeinsam mit den Heilberufen möglich
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RESOLUTIONEN UND BESCHLÜSSE DER 8. VERTRETERVERSAMMLUNG

AM 1. UND 2. JULI 2020 IN KÖLN (VIDEOKONFERENZ)

Beschluss Praktikabilität und Zuverlässigkeit der TI-Anwendungen muss gewährleistet sein

Beschluss Digitalisierungsaufwand für Zahnarztpraxen dauerhaft refinanzieren

Beschluss Mehr junge Zahnärztinnen und Zahnärzte für die Niederlassung gewinnen

Beschluss Fortentwicklung der durch das TSVG eingeführten Regelung des § 95 Abs. 1b SGB V

Beschluss Einführung eines MVZ-Registers

Beschluss Stärkung der Transparenz und der Patientenautonomie durch Mindestangaben auf 
  dem Praxisschild und auf der Homepage bei zahnärztlichen MVZ

Beschluss Selbstverwaltung zukunftsfest gestalten – Frauenanteil in den Gremien der 
  vertragszahnärztlichen Selbstverwaltung erhöhen

Resolution Verstärkte Koordinierung der präventiven zahnmedizinischen Versorgung 
  von Pflegebedürftigen und Menschen mit Behinderung

Beschluss Flächendeckende Infrastruktur und Datenschutz

Beschluss Sanktionsbewehrte Fristsetzungen für Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte, 
  die den Aufbau der Telematikinfrastruktur voranbringen sollen, sind der falsche Weg!

Beschluss Verantwortung der Vertragszahnärzteschaft muss am Konnektor enden

Beschluss Anbindung der Zahntechniker an die Telematikinfrastruktur

Beschluss Sicherstellungsinstrumente für den vertragszahnärztlichen Bereich optimieren und 
  Krankenkassen an den Kosten für Sicherstellungsmaßnahmen beteiligen

Beschluss Stärkung der Transparenz bei zahnärztlichen MVZ und deren Inhabern durch Einführung   
  eines „MVZ-Registers“

Beschluss Stärkung der Patientenautonomie durch Mindestangaben auf dem Praxisschild und auf 
  der Homepage bei zahnärztlichen MVZ-Beschluss

Beschluss Verabschiedung der vorliegenden Europäischen Charta der Freien Berufe

Beschluss Anpassung der Pauschalen TI

Beschluss Keine Sanktionierung von Praxen wegen fehlender technischer Voraussetzungen für 
  Nutzung von medizinischen Anwendungen

Beschluss Ausweitung der Befugnisse einer Dienstleistungsgesellschaft nach § 77a SGB V zur 
  Schaffung weiterer Serviceangebote der KZVen
 
Beschluss Elektronisches Beantragungs- und Genehmigungsverfahren

Beschluss Ungleichbehandlung gegenüber Z-MVZ beseitigen

Beschluss Adäquate Vergütung des bürokratischen Aufwands bei der QBÜ-RL-Z (Überkappung)

Beschluss Erhöhung der Repräsentanz von Zahnärztinnen in der zahnärztlichen Standespolitik

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/beschluesse-10-vv

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 



Die Veröffentlichungen können auf der Website der KZBV als PDF abgerufen werden. Manche 
Publikationen liegen darüber hinaus auch als Printversion und in verschiedenen Sprachen vor 
und können im Webshop unter www.kzbv.de bestellt werden.
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Gesunde Zähne für Ihr Kind

Broschüre zur gesunden 
Zahnentwicklung von Kindern 
und Jugendlichen. Themen-
schwerpunkte sind Vorsorge, 
Früherkennungsuntersuchun-
gen, Individualprophylaxe und 
Leistungen der Krankenkassen.

3. Auflage, 2021 

Der Heil- und Kostenplan für 
die Zahnersatzversorgung

Die Broschüre erläutert leicht 
verständlich den Heil- und 
Kostenplan.

4. Auflage 2018

Die Publikation ist nur noch 
online als PDF-Datei erhältlich.

Parodontitis – Erkrankungen 
des Zahnhalteapparates ver-
meiden, erkennen, behandeln

Die Broschüre zeigt auf, wie 
man eine Parodontitis recht-
zeitig erkennt und behandelt, 
welche Risikofaktoren es gibt, 
und vor allem, wie man sich 
vor der Erkrankung schützt.

3. Auflage 2019

3
Erkrankungen des
Zahnhalteapparates  
vermeiden, erkennen,  
behandeln

ParodontitisZusätzliche zahnärztliche  
Versorgungsangebote

Die Broschüre informiert 
über die speziellen zahn-
ärztlichen Leistungen, die 
von den Krankenkassen 
übernommen werden – 
in der Zahnarztpraxis, aber 
bei Bedarf auch in der Woh-
nung, im Pflegeheim oder 
in einer Pflegeeinrichtung. 

Zahnfüllungen – Was Sie als 
Patient wissen sollten

Die Broschüre informiert über 
Behandlungsalternativen in 
der Füllungstherapie und Leis-
tungen der Krankenkassen.

3. Auflage 2016

Meine elektronische Patientenakte

Der Flyer informiert Patientinnen 
und Patienten über die elektronische 
Patientenakte und gibt Antworten 
auf wichtige Fragen rund um die 
digitale Anweundung.

Als Krebspatient zum Zahnarzt

Der gemeinsame Flyer von KZBV, 
BZÄK und dkfz gibt Krebspatienten 
eine erste Orientierung, worauf sie 
bei der Mund- und Zahnpflege achten 
sollten.

2. Auflage 2019

INFORMATIONEN FÜR PATIENTINNEN UND PATIENTEN
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Testphase der elektronischen
Patientenakte (ePA)

Der Flyer beschreibt die Funktionen 
und Möglichkeiten der ePA sowie die 
Verwendung in der Zahnarztpraxis und 
liefern weitergehende Informationen zu 
Ansprechpartnern und Zuständigkeiten 
sowie zum technischen Support.

Rechtsgrundlagen und Hin- 
weise für die Zahnarztpraxis –  
Bestechlichkeit und Bestechung 
im Gesundheitswesen

Die Broschüre erläutert die 
juristischen Aspekte des 
Themas und soll dazu bei-
tragen, mögliche Verunsiche-
rungen im zahnärztlichen 
Berufsstand abzubauen.

Datenschutz & IT-Sicherheit
in der Zahnarztpraxis

Der Leitfaden gibt einen 
erweiterten Überblick über 
die Anforderungen an die 
IT-Sicherheit. Er zeigt in 
Praxistipps, mit welchen 
Maßnahmen diese möglichst 
praxisnah und aufwandsarm 
umgesetzt werden können.

Einkauf von Materialien – 
Rechtsgrundlagen und Hin-
weise für die Zahnarztpraxis

Die gemeinsame Broschüre 
von KZBV und BZÄK beleuchtet 
die juristischen Aspekte beim 
Einkauf von Materialien für  
die Zahnarztpraxis.

Zahnmedizin und Zahn- 
technik – Rechtsgrundlagen 
und Hinweise für die Zahn-
arztpraxis

Die Broschüre von KZBV  
und BZÄK informiert über 
berufsrechtliche Aspekte  
beim Umgang mit Zahn- 
technik.

Lorem ipsum dolor sit amet, consectetur adipisici elit, sed eiusmod tempor inci-
dunt ut labore et dolore magna aliqua. Ut enim ad minim veniam, quis nostrud 
exercitation ullamco laboris nisi ut aliquid ex ea commodi consequat. Quis aute 
iure reprehenderit in voluptate velit esse cillum dolore eu fugiat nulla pariatur. 
Excepteur sint obcaecat cupiditat non proident, sunt in culpa qui officia de-
serunt mollit anim id est laborum.Duis autem vel eum iriure dolor in hendre-
rit in vulputate velit esse molestie consequat, vel illum dolore eu feugiat nulla 
facilisis at vero eros et accumsan et iusto odio dignissim qui blandit praesent 
luptatum zzril delenit augue duis dolore te feugait nulla facilisi. Lorem ipsum 
dolor sit amet, consectetuer adipiscing elit, sed diam nonummy nibh euismod 
tincidunt ut laoreet dolore magna aliquam erat volutpat.

1.1 Headline

1.1. Zwischenheadline

1.1.1 Lorem ipsum

Lorem ipsum dolor sit am

Datenschutz & IT-Sicherheit in der Zahnarztpraxis

         06/2021

Datenschutz & IT-Sicherheit 
in der Zahnarztpraxis
Leitfaden  
+ Empfehlungen zur Umsetzung der IT-Sicherheitsrichtlinie

INFORMATIONEN FÜR DAS PRAXISTEAM

Schwere Kost für leichteres 
Arbeiten

Das Kompendium informiert 
über die Grundlagen des Fest-
zuschusssystems und zeigt 
Standardbeispiele zur Ermitt-
lung der Festzuschüsse.

Die Publikation ist 
ausschließlich online 
als PDF-Datei erhältlich.

Abrechnungshilfe 2021

Die Abrechnungshilfe enthält 
die aktuellen befundbezogenen 
Festzuschussbeträge beim 
Zahnersatz.

Digitale Planungshilfe (DPF)

Das Programm zur Ermittlung
von Festzuschüssen steht allen 
Vertragszahnarztpraxen online  
zur Verfügung. Damit lassen sich 
auch komplexe Versorgungen 
sicher planen. Regelmäßige 
Updates sorgen dafür, dass das 
Programm aktuell bleibt.
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Die elektronische
Patientenakte (ePA)

Der Leitfaden informiert Zahn-
arztpraxen darüber, wie sie 
die ePA nutzenbringend in 
Anamnese und Behandlung 
ihrer Patienten einbinden kön-
nen. Außerdem erhalten sie 
grundsätzliche Informationen
über die ePA und Antworten 
auf wichtige Fragestellungen.Die elektronische 

Patientenakte (ePA)
Leitfaden für die Anwendung „ePA“
in der Zahnarztpraxis

         07/2021

Telematikinfrastruktur –
Ein Überblick

Der Leitfaden gibt einen 
Überblick über die notwen-
dige technische Ausstattung 
und deren Finanzierung und 
enthält zudem Checklisten, 
Hinweise und Tipps, um vom 
Anschluss an die Telematik-
infrastruktur profitieren zu 
können.

Notfalldatenmanagement

Wie kann ich NFDM in meiner 
Praxis nutzen und welche 
Vorteile bringt es mir im 
Praxisalltag?“, darüber 
informiert Sie der Leitfaden 
Nofalldatenmanagement.

Elektronischer  
Medikationsplan

Was Sie tun müssen, um 
den elektronischen Medi-
kationsplan in ihrer Praxis 
nutzen zu können und 
welche Vorteile sich daraus 
im Praxisablauf ergeben, 
erfahren Sie in diesem 
Leitfaden.

Kommunikation im 
Medizinwesen

Der Leitfaden erläutert mit 
Anwendungsbeispielen 
aus der Zahnarztpraxis, wie 
eigene Praxisabläufe und 
die Kommunikation mit 
Kollegen verbessert werden 
können. 

Telematikinfrastruktur
Ein Überblick

         08/2021

Notfalldaten- 
management
Leitfaden für die Anwendung NFDM 
in der Zahnarztpraxis

         08/2021

Elektronischer 
Medikationsplan
Leitfaden für die Anwendungen eMP/AMTS 
in der Zahnarztpraxis

         08/2021

Kommunikation im 
Medizinwesen
Leitfaden für die Anwendung „KIM“
in der Zahnarztpraxis

           08/2021

Videosprechstunden, Video-
fallkonferenzen und Tele-
konsile in der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung

Die Broschüre zeigt Vertrags-
zahnärzten und Praxisteams auf, 
welche technischen Anforderun-
gen und Voraussetzungen hin-
sichtlich der neuen Videoleistun-
gen beachtet werden müssen. 
Schritt-für-Schritt-Anleitungen 
bieten einen leicht verständ-
lichen Überblick. 

Videosprechstunden, Videofall- 
konferenzen und Telekonsile in der  
vertragszahnärztlichen Versorgung

Die wichtigsten Informationen für Zahnarztpraxen

         02/2021
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Die zahnärztliche
Heilmittelverordnung

Die Broschüre soll Zahnarzt-
praxen eine Hilfestellung 
bei der Befassung mit den 
rechtlichen Grundlagen zur 
zahnärztlichen Heilmittel-
verordnung geben.

Aktualisierte 2. Auflage,
Januar 2021

Schnittstellen zwischen  
BEMA und GOZ

Der Leitfaden gibt einen Über-
blick über die Schnittstellen 
und nennt die Anforderungen 
an Vereinbarungen von Leis-
tungen der GOZ mit gesetzlich 
Krankenversicherten. Mit ihm 
erhalten die Zahnarztpraxen 
eine Grundlage, auf der sie die 
Beratungsgespräche mit den 
Patienten führen und diesen 
auch die erforderliche Kosten-
transparenz gewähren können.

Indikationsschlüssel

ICD-10 – Code

            .

ICD-10 – Code

            .

Dringlicher Behandlungsbedarf

innerhalb von 14 Tagen

Hausbesuch

          Ja             
     Nein

Verordnung nach Maßgabe des Kataloges

Weitere Hinweise (ggf. Angaben/Begründung zum langfristigen Heilmittelbedarf, Angaben zur Blankoverordnung, etc.)

Anzahl pro Woche

    ---     -
--    

1x    2x    3x

Verordnungsmenge

Anzahl pro Woche

    ---     -
--    

1x    2x    3x

Verordnungsmenge

ggf. ergänzendes Heilmittel

Therapiedauer

 
 30 min. ____

 45 min. ____

 60 min. ____

Sprech- und Sprachtherapie

oder Schlucktherapie

Physiotherapie

Vorrangige Heilmittel:

 KG

 KG-ZNS-Kinder

     Bobath

     Vojta

 
 KG-ZNS 

     Bobath 

     Vojta

     PNF

 
 MT

 MLD 30

 MLD 45

Therapiebericht

          Ja

Krankenkasse bzw. Kostenträger

Name, Vorname des Versicherten

Kostenträgerkennung

BVG

Zuzah-
lungs-

frei

Zuzah-
lungs-
pflicht

Unfall/
Unfall-
folgen Versicherten-Nr.

Status

Zahnärztliche Heilmittelverordnung

geb. am

Vertragszahnarzt-Nr.
Datum

Ergänzende Heilmittel:

 Kälte 
Elektrostimulation

 Wärme 
Elektrotherapie

      Heißluft

      Heiße Rolle

      Ultraschall

      Packungen

Ggf. Spezifizierung 

 

 

 Übungsbehandlung

Diagnose mit Leitsymptomatik, ggf. wesentliche Befunde, ggf. Spezifizierung der Therapieziele

Heilmittel nach Maßgabe des Kataloges

IK des Leistungserbringers
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Zahnarztstempel / Unterschrift des Zahnarztes

Die zahnärztliche  
Heilmittelverordnung
So verschreiben Sie richtig

         01/2021

Praktischer Ratgeber für  
die zahnärztliche Praxis

In diesem Ratgeber von KZBV 
und BZÄK sind praktische 
Handlungsempfehlungen und 
Tipps zur Betreuung der unter 
3-jährigen Patienten in der 
Zahnarztpraxis zusammen-
gefasst.

Aktualisierte 3. Auflage,
Juli 2021
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Methodenpapier ZZQ

Das Methodenpapier dient 
als strukturierte Handlungs-
hilfe für die erstellung und 
Aktualisierung von Gesund-
heitsinformationen der 
Zahnärzteschaft.

Jahresbericht 
Zahnärztliche Patienten- 
beratung 

Im Fokus des vierten Jahres-
berichtes der zahnärztlichen 
Patientenberatung stehen 
Anfragen zu Patientenrechten 
sowie zu Leistungsansprüchen 
von Versicherten gegenüber 
ihrer Kasse. 

Jahrbuch

Das jährlich erscheinende 
Jahrbuch der KZBV enthält 
statistische Basisdaten zur 
vertragszahnärztlichen Ver-
sorgung. Dazu zählen unter 
anderem die zahnärztlichen 
Abrechnungsfälle, die betriebs-
wirtschaftliche Entwicklung 
der Zahnarztpraxen und die 
Entwicklung der Zahnärzte-
zahlen.

Patienten im Mittelpunkt

Die gemeinsame Broschüre 
von KZBV und BZÄK stellt 
das Leitbild und die Grund-
prinzipien der zahnärztlichen 
Beratungseinrichtungen vor, 
gibt einen Überblick über das 
Beratungsspektrum und infor-
miert über die Maßnahmen 
der zahnärztlichen Selbstver-
waltung zu Management 
und Qualität ihrer Beratungs-
leistungen.

10 Jahre Festzuschüsse  
zum Zahnersatz

Die Festschrift zieht nach zehn 
Jahren befundorientierter 
Festzuschüsse eine Bilanz des 
Erfolgsmodells, das beispiel-
haft für andere Bereiche der 
zahnärztlichen Versorgung ist.

Daten & Fakten 2021

Das grundlegend überarbeitete und 
inhaltlich stark erweiterte Faltblatt 
von KZBV und BZÄK präsentiert 
jährlich in übersichtlicher Form 
ausgewählte statistische Angaben 
zur zahnmedizinischen Versorgung.

Fünfte Deutsche  
Mundgesundheitsstudie –
Kurzfassung

Die Broschüre präsentiert 
in anschaulicher Form die 
wichtigsten Ergebnisse 
der Studie im Überblick.

Fünfte Deutsche  
Mundgesundheitsstudie 

Die wissenschaftliche  
Basispublikation liefert  
umfangreiche und reprä-
sentative Erkenntnisse 
zur Mundgesundheit 
und zum zahnärztlichen 
Versorgungsgrad in 
Deutschland.

INFORMATIONEN FÜR DEN ZAHNÄRZTLICHEN BERUFSSTAND
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Zukunft der zahnärztlichen 
Berufsausübung

Die wesentlichen Charakte-
ristika und berufspolitischen 
Weichenstellungen für die 
Zukunft des zahnärztlichen 
Berufs werden in diesem ge-
meinsamen Leitbild von KZBV, 
BZÄK und der DGZMK zusam-
mengefasst.

Agenda Mundgesundheit

KZBV und KZVen haben in 
dieser Broschüre  die aktuellen 
Versorgungsziele der Vertrags-
zahnärzteschaft festgelegt.

Agenda 
Mundgesundheit 

Für die Weiterentwicklung einer wohnortnahen und 
präventionsorientierten Versorgung in Deutschland 

Gesundheitspolitische Positionen der Vertragszahnärzteschaft

2021–2025

Strategiepapier
Mundgesundheitskompetenz

Das Strategiepapier bündelt 
und vertieft die bereits vor-
handenen vielfältigen Aktivi-
täten der KZBV, richtet sie im 
Rahmen einer Gesamtstrate-
gie neu aus und identifiziert  
so neue Handlungsfelder.

Agenda Qualitätsförderung

Das von KZBV und BZÄK 
entwickelte Grundsatzpapier 
verdeutlicht die Positionen des 
zahnärztlichen Berufsstandes 
in Sachen Qualitätsförderung.

Für mehr Informationen unter 
www.kzbv.de/informationsmaterial

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

ZAHNÄRZTLICHE VERSORGUNGSKONZEPTE UND GRUNDSATZPAPIERE

Gesamtkonzept
AG Frauenförderung

Das Konzept sieht vor, eine 
angemessene Beteiligung 
von Frauen in Gremien und 
Führungspositionen innerhalb 
der vertragszahnärztlichen 
Selbstverwaltung in vertret-
barer Zeit zu erreichen. 

Gesamtkonzept   
AG Frauenförderung 
Erhöhung des Frauenanteils in den Gremien  
der vertragszahnärztlichen Selbstverwaltung

         10/2020



116

Frühkindliche Karies vermeiden

Ziel des gemeinsamen Kon-
zeptes von KZBV und BZÄK ist 
es, ein optimales Gesundheits-
verhalten und die bestmög-
lichen Voraussetzungen für 
eine dauerhafte Zahn- und 
Mundgesundheit des Kindes 
zu etablieren.

Mundgesund trotz 
Handicap und hohem Alter

Das von der Zahnärzteschaft 
gemeinsam mit der Wissen-
schaft entwickelte Konzept 
zur vertragszahnärztlichen 
Versorgung von Pflegebe-
dürftigen und Menschen 
mit Behinderungen zeigt 
risikogruppenspezifische und 
bedarfsgerechte Betreuungs-
angebote sowie präventive 
und therapeutische Ansätze 
für den Versorgungsalltag im 
Sinne des Erhalts der Mund-
gesundheit auf.

PAR-Versorgungskonzept

Das neue, wissenschaftlich ab-
gesicherte Versorgungskonzept 
der Zahnärzteschaft soll die 
40 Jahre alten Regelungen zur 
Parodontitistherapie in der Be-
handlungsrichtlinie ersetzen. Es 
schafft die Vorraussetzungen für 
eine wirksame und nachhaltige 
Bekämpfung der Parodontitis.
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GRAFIKEN

System der vertragszahnärztlichen Qualitätsförderung

> Die KZBV und die 17 KZVen

>  Grunddaten der vertrags-
  zahnärztlichen Versorgung*

> Verpflichtende Maßnahmen  
 der Qualitätssicherung

> CIRS dent – Jeder Zahn zählt!
 Berichts- und Lernsystem für
 Zahnarztpraxen

> Gutachterwesen

> Wissenschaft

> Besonderheiten der  
 zahnmedizinischen Versorgung

> Qualifikation durch Fort- und  
 Weiterbildung

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
gewährleistet mit etwa 48.500 Vertragszahn-
ärztinnen und Vertragszahnärzten und ihren 
Teams eine wohnortnahe und flächendeckende  
vertragszahnärztliche Versorgung. Als Dach- 
organisation der 17 Kassenzahnärztlichen Ver- 
einigungen in den 16 Bundesländern gestaltet 
die KZBV diese maßgeblich mit.

Einwohner je behandelnd tätigem Zahnarzt

Anzahl der Zahnärztinnen und Zahnärzte  
nach Fachgruppen (2019)

  Gutachterwesen
	Behandlungsrichtlinie
	PAR-Richtlinie
	Kieferorthopädie-Richtlinie
	Richtlinie zur zahnärztlichen Früherkennung
	Richtlinie zur zahnärztlichen Individual- 
 prophylaxe
	Zahnersatz-Richtlinie
	Allgemeine Festzuschuss-Richtlinie
	Qualitätsmanagement-
 Richtlinie
	Qualitätsprüfung-/
 Qualitätsbeurteilung
  Hygiene
	Röntgen

Mit dem Berichts- und Lernsystem CIRS dent –  
Jeder Zahn zählt! steht den Zahnärztinnen und 
Zahnärzten ein wichtiges Instrument zur Verfü-
gung, um den Auftrag hinsichtlich Risiko- und 
Fehlermanagement zu erfüllen. CIRS dent –  
Jeder Zahn zählt! ist ein wesentliches Instru-
ment eines effektiven 
patientenorientierten 
Qualitätsmanage-
ments.

Die KZBV hat mit den gesetzlichen Kranken- 
kassen ein Gutachterwesen vereinbart. Sie  
leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur 
Sicherung und Förderung der Qualität der zahn-
medizinischen Versorgung. Einvernehmlich von 
Krankenkassen und KZVen bestellte Gutachter 
können vorab prothetische, kieferorthopädi-
sche und parodontologische Behandlungs- 
pläne prüfen. Zusätzlich bewerten sie die Be- 
handlungsqualität bei vermuteten Mängeln.

Die KZBV beteiligt sich an der Entwicklung 
von zahnmedizinischen Leitlinien und sichert 
damit eine am wissenschaftlichen Erkennt-
nisstand ausgerichtete Betreuung und Be- 
handlung der Patienten in den Praxen.

  Verstärkt präventionsorientierte Ausrichtung
  Individuelle Lösungen für die Patienten bei  
 gleichem Befund
  Mehrere Therapiealternativen
  Wenige fachliche Schnittmengen mit Ärzten  
 und Krankenhäusern
  Vergleichsweise wenige Arzneimittelverord- 
 nungen und veranlasste Leistungen 

Auch über den gesetzlichen Rahmen hinaus  
bilden sich Zahnärztinnen und Zahnärzte  
kontinuierlich fort. Mit zusätzlichen Weiter- 
bildungen erweitern sie ihre Behandlungs- 
konzepte. Damit sichern sie den Patienten die 
Teilhabe am zahnmedizinischen Fortschritt.

System der vertrags-
zahnärztlichen
Qualitätsförderung

2015 2016 2017 2018 2019

1.149 1.147 1.148 1.144 1.146

Zahnärztlich tätige Zahnärzte
(Vertragszahnärzte, angestellte Zahnärzte, 
Privatzahnärzte, Assistenten) 
insgesamt  72.589
davon zahnärztlich tätige Fachzahnärzte 
für Kieferorthopädie 3.766
davon zahnärztlich tätige Fachzahnärzte 
für Oralchirurgie 3.321

* KZBV Statistik, Bundeszahnärztekammer, Gestaltung: atelier wieneritsch 

> Die KZBV und die 17 KZVen

Wichtigste Aufgabe der KZBV und der KZVen ist die  
Sicherstellung der vertragszahnärztlichen Versorgung. 
Das heißt: In verbindlichen Verträgen mit den gesetzli-
chen Krankenkassen werden die Rechte und Pflichten der 
Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte festgelegt, 
aufgrund derer die zahnärztliche Behandlung einschließ-
lich der Versorgung mit Zahnersatz und kieferorthopädi-
sche Leistungen für die gesetzlich Krankenversicherten 
durchzuführen ist.

Die KZBV ist stimmberechtigte Trägerorganisation im 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), dem wichtigsten 
Entscheidungsgremium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung. Zusammen mit den anderen Trägerorganisationen 
von Ärzten, Krankenhäusern und Krankenkassen gestaltet 
die KZBV im G-BA den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) maßgeblich mit. In Deutsch-
land sind rund 90 Prozent der Bevölkerung gesetzlich  
krankenversichert. Das sind etwa 73 Millionen Menschen.

>  Grunddaten der vertrags- 
 zahnärztlichen Versorgung*

Mehr als 63.300 Zahnärztinnen und Zahnärzte gewähr- 
leisten in über 40.200 Praxen und 900 MVZ eine  
flächendeckende, wohnortnahe qualitätsorientierte  
Versorgung der Patienten. Darunter sind rund 3.800 
Fachzahnärzte für Kieferorthopädie und mehr als 3.300 
Fachärzte für Oralchirurgie. Hinzu kommen 235 Fach-
zahnärzte für Parodontologie (die nur im Bereich der  
Landeszahnärztekammer Westfalen-Lippe ausgebildet 
werden). Rund 1.800 Fachärzte für Mund-, Kiefer- und  
Gesichtschirurgie komplettieren die umfassende Versor- 
gung. Der Frauenanteil im Beruf beträgt rund 46 Prozent 
und wird deutlich zunehmen. 
 
Derzeit versorgt ein Zahnarzt (statistisch gesehen) 
mehr als 1.100 Patienten. Trotz einer seit 2012 stei-
genden Wohnbevölkerung in Deutschland nimmt die 
Versorgungsdichte nicht ab. Sie ist damit auch für die 
nächsten Jahre auf diesem hohen Niveau gesichert. Mit-
telfristig wird sich der demografische Wandel bemerkbar 
machen: Vermehrt werden ältere Zahnärztinnen und 
Zahnärzte aus dem Berufsleben ausscheiden. Der Anteil  
der Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung  
(GKV) für die zahnärztliche Versorgung der Versicherten  
ist in den letzten 20 Jahren stark gesunken. Er lag 1999 
noch bei knapp 9 Prozent. Heute gibt die GKV rund  

15 Mrd. Euro für die zahnärztliche Behandlung aus. Dies ist 
mit 6,27 Prozent der niedrigste Anteil der GKV-Ausgaben. 
Gut 61 Prozent der Ausgaben für die zahnärztliche The-
rapie (über 9 Mrd. Euro) werden für die konservierende, 
also zahnerhaltende, parodontale und chirurgische Be-
handlung ausgegeben. Etwa 1,2 Mrd. Euro wendet die  
GKV für die kieferorthopädische Therapie auf, rund  
3,5 Mrd. Euro kostet die Versorgung mit Zahnersatz. Über 
600 Mio. Euro werden jährlich für die zahnärztliche 
Prophylaxe in den Praxen ausgegeben. Damit wird ein  
wesentlicher Beitrag für den nachweislich hohen Präven-
tionsgrad in der Betreuung und die großen Erfolge in der 
zahnärztlichen Vorsorge geleistet.

>  Besonderheiten der  
 zahnmedizinischen Versorgung

Entscheidend für die großen Erfolge bei der Mundgesund-
heit in Deutschland ist die konsequente Ausrichtung von 
einer kurativen hin zu einer präventiven Zahnheilkunde. 
Dieser Paradigmenwechsel zieht sich wie ein roter Faden 
durch die Aktivitäten der KZBV und hat auch Niederschlag 
gefunden in den Gesundheitsreformen der letzten Jahre. 
Im Gegensatz zur ambulanten ärztlichen und besonders 
zur stationären, ist die zahnärztliche Versorgung befund- 
orientiert. Gleiche Befunde ermöglichen vielfach unter-
schiedliche, an den individuellen Gegebenheiten ausgerich-
tete Behandlungslösungen. Diese zur Verfügung stehende 
Vielzahl von Therapiealternativen ist eine Besonderheit der 
zahnärztlichen Versorgung gegenüber der ambulanten 
ärztlichen Behandlung und der Versorgung im Kranken-
haus. Hinzu kommt ein vergleichsweise geringer Anteil an 
Verordnungen von Arzneimitteln und veranlassten weiteren 
Leistungen. Das erklärt auch, warum die zahnärztliche Qua-
litätsförderung zuallererst auf den eigenen Sektor bezogen 
werden muss. Nur so ist die Qualität der zahnärztlichen Ver-
sorgung der Patienten zu sichern  und zu fördern. Die Be-
sonderheiten der zahnärztlichen Versorgung werden sonst 
in allgemein gültigen sektorübergreifenden Regelungen, die 
für Arzt, Zahnarzt und Krankenhaus gleichermaßen gelten, 
nicht gebührend berücksichtigt.

>  Gutachterwesen in der Zahnmedizin

Die äußerst geringe Zahl an gutachterlich festgestell-
ten Mängeln in der prothetischen Versorgung der  
Patienten ist ein belegbarer Indikator für eine hohe  
Versorgungsqualität. Der weit überwiegende Teil der  
Gutachten sind Planungsgutachten. Neben dieser 
qualitätsfördernden Begutachtung von Behandlungs- 

plänen bereits im Vorfeld der Behandlung, gewährleistet 
dieses System auch bei Beanstandungen der Versorgung 
nach der durchgeführten Behandlung den Patienten eine 
zeitnahe und in der Regel abschließende Beurteilung. Das 
zahnärztliche Gutachterwesen genießt bei allen Beteilig-
ten eine hohe Akzeptanz. 

Zahnersatz: Der Anteil gutachterlich beanstandeter The-
rapien an der Gesamtzahl der Zahnersatzbehandlungen 
lag 2019 im Promillebereich und ist damit ein Indikator 
für eine insgesamt qualitativ gute Versorgung mit Zahn- 
ersatz. Von rund 4,2 Millionen prothetischen Neuversor-
gungsfällen wurde im Jahr 2019 lediglich bei 0,22 Prozent 
durch Gutachten ein tatsächlicher Mangel bestätigt. 

>  Verpflichtende Maßnahmen  
 der Qualitätssicherung

Die KZBV sieht in Qualitätsmanagement und Qualitäts- 
sicherung sowie auch Qualitätsprüfung und -beurteilung 
wesentliche Elemente einer kontinuierlich für die Praxen 
weiter zu entwickelnden Qualitätsförderung. Eine Viel-
zahl von Vereinbarungen und Empfehlungen sichern die 
Qualität der zahnärztlichen Versorgung. Dazu gehören 
zum Beispiel die allgemeinen Richtlinien zur zahnärztli-
chen Versorgung, PAR-Richtlinien, wissenschaftliche Stel-
lungnahmen zu Themen der Berufsausübung, Vorgaben 
zur Hygiene, Röntgenstellen zur Überprüfung von Rönt-
geneinrichtungen in den Praxen, Gutachterwesen und 
Gutachterverfahren in Streitfällen, die Arbeit der Zahn-
ärztlichen Zentralstelle Qualitätssicherung, regionale 
Qualitätszirkel im gesamten Bundesgebiet sowie die Be-
stimmungen zur zahnärztlichen Fortbildung.

>  CIRS dent – Jeder Zahn zählt!
 Berichts- und Lernsystem für Zahnarztpraxen

Innerhalb des CIRS dent – Jeder Zahn zählt!-Internetpor-
tals berichten die Praxen anonym und sanktionsfrei von  
unerwünschten Ereignissen im Zusammenhang mit zahn- 
ärztlichen Behandlungen ohne Rückschlussmöglichkeiten  
auf die berichtende Praxis. Die Berichte von Kollegen kön-
nen kommentiert und mit anderen Nutzern des Berichts-
systems direkt und unkompliziert ausgetauscht werden. 
Ein Fachberatungsgremium von KZBV und BZÄK stellt nach  
Eingang eines entsprechenden Berichts dessen Anonymi- 
sierung sicher und ergänzt diesen um Hinweise und Lö-
sungsvorschläge, wie das geschilderte Ereignis künftig ver-
mieden werden kann. Anschließend wird der Bericht im 
für die Nutzer des CIRS-Systems zugänglichen Bereich  
veröffentlicht. Die CIRS dent – Jeder Zahn zählt!-Website 
hat zudem eine Datenbank-Funktion. Mit diesem transpa- 
renten Berichts- und Lernsystem wird nicht nur der praxis- 
interne Umgangmit unerwünschten Ereignissen ver-
bessert. Durch den interkollegialen Dialog wird auch das  
Fehlermanagement in jeder anderen teilnehmenden  
Praxis gefördert und ausgebaut.

>  Qualifikation durch Fort- und Weiterbildung

Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte sind zur  
regelmäßigen fachlichen Fortbildung verpflichtet und 
müssen alle fünf Jahre der für sie zuständigen KZV nach- 
weisen, dass sie dieser Pflicht nachgekommen sind. Inner- 
halb dieses Zeitraums müssen mindestens 125 Fortbil- 
dungspunkte nachgewiesen werden. Es gelten die Aner-
kennungs- und Bewertungskriterien der Bundeszahnärzte- 
kammer zur fachlichen Fortbildung. Andere Zertifikate 
müssen den Kriterien entsprechen, die die Bundeszahn-
ärztekammer aufgestellt hat. Die Weiterbildung dient 
dem Erwerb spezieller beruflicher Kenntnisse in Fachge-
bieten der Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde. Möglich 
ist eine Qualifizierung in den Teilgebieten Oralchirurgie,  
Kieferorthopädie und Öffentliches Gesundheitswesen.

>  Wissenschaft

Leitlinien für die Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sind 
systematisch entwickelte, wissenschaftlich begründete 
und praxisorientierte Entscheidungshilfen bei der Versor-
gung der Patienten. Sie dienen als Orientierungshilfen, 
von der in begründeten Fällen abgewichen werden kann. 
Da Leitlinien auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beru-
hen, können sie die Behandlung sicherer machen. Leitli-
nien haben dabei fachlichen Orientierungscharakter. Das 
heißt, sie sind rechtlich nicht bindend und haben damit 
weder eine haftungsbegründende noch eine haftungs-
befreiende Wirkung. Die KZBV entwickelt Leitlinien zu-
sammen mit den wissenschaftlichen Fachgesellschaften 
unter dem Dach der Deutschen Gesellschaft für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) und der Bundes-
zahnärztekammer (BZÄK).

Das Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ) gibt wesent-
liche wissenschaftlich aufbereitete Impulse für die zahn-
ärztliche Versorgungsforschung und stellt die zahnärzt- 
liche Versorgung in ein sozialwissenschaftliches Umfeld.
Hinzu kommen Forschungsprojekte, die den Praxisalltag 
der Zahnärztinnen und Zahnärzte wesentlich begleiten.

Das Zentrum Zahnärztliche Qualität (ZZQ) ist eine ge-
meinsame Einrichtung von Kassenzahnärztlicher Bundes-
vereinigung (KZBV) und Bundeszahnärztekammer (BZÄK). 
Es wurde im Jahr 2000 gegründet, um die Trägerorgani-
sationen bei ihren Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Qualitätssicherung zahnmedizinischer Berufsausübung 
zu unterstützen.
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* Aktuelle Zahlen Stand vom 31.12.2019
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Aufgaben  
und  

Befugnisse
Vorstand der KZBV und VV-Vorsitz

Aufgaben  
und  
Befugnisse

Beschlüsse

34 Delegierte  
Hauptamtliche

Vorstandsmitglieder
der KZVen

wählt und kontrolliert

26 Delegierte  
Ehrenamtliche  

Vertreter aus den 
Reihen der KZVen

Die Vertreterversammlung ist das Selbstverwaltungsorgan 

der KZBV und zugleich das oberste Entscheidungsgremium 

der Vertragszahnärzteschaft in Deutschland. Sie wählt und 

kontrolliert den Vorstand. Seit dem 1. Januar 2005 besteht 

die Vertreterversammlung aus 60 Mitgliedern. Gesetzlich 

vorgeschriebene Mitglieder sind die/der Vorsitzende jeder 

Kassenzahnärztlichen Vereinigung (KZV) und einer ihrer/

seiner Stellvertreter. Die Vorstände nehmen 34 Sitze ein. 

Die übrigen 26 Delegierten werden von den Vertreter-

versammlungen der KZVen aus ihren Reihen nach dem 

Verhältniswahlrecht gewählt.

Das Sozialgesetzbuch V (SGB V) weist der Vertreter- 

versammlung bestimmte Aufgaben und Befugnisse zu. 

Dazu zählen insbesondere 

1.  die Satzung und sonstiges autonomes Recht 

 zu beschließen, 

2.  den Vorstand zu überwachen,

3.  alle Entscheidungen zu treffen, die für die Körperschaft 

 von grundsätzlicher Bedeutung sind,

4.  den Haushaltsplan festzustellen,

5.  über die Entlastung des Vorstandes wegen der Jahres-

 rechnung zu beschließen,

6.  die Körperschaft gegenüber dem Vorstand und dessen 

 Mitgliedern zu vertreten,

7.  über den Erwerb, die Veräußerung oder die Belastung 

 von Grundstücken sowie über die Errichtung von 

 Gebäuden zu beschließen.

> Mitglieder der Vertreterversammlung der 
 Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung für die 
 15. Wahlperiode 1. Januar 2017 – 31. Dezember 2022

KZV Baden-Württemberg (5): Dr. Ute Maier, Ass. jur. Christian 
Finster, Dr. Georg Bach, Dr. Gudrun Kaps-Richter, Dr. Uwe Lückgen

KZV Bayerns (7): ZA Christian Berger, Dr. Rüdiger Schott, 
ZA Ernst Binner, Dr. Michael Gleau, Dr. Michael Rottner, 
Dr. Jürgen Welsch, Dr. Christian Öttl 

KZV Berlin (3): Dr. Jörg Meyer, ZA Karsten Geist, 
ZA Andreas Müller-Reichenwallner

KZV Brandenburg (3): Dr. Eberhard Steglich, Rainer Linke, 
Dr. Heike Lucht-Geuther

KZV Bremen (2): ZA Martin Sztraka, Oliver Woitke

KZV Hamburg (3): Dr./RO Eric Banthien, Dr. Gunter Lühmann, 
Dr. Stefan Buchholtz

KZV Hessen (4): ZA Stephan Allroggen, Dr. Niklas Mangold, 
Dr. Christoph Lassak, Dr. Dimitrios Georgalis 

KZV Mecklenburg-Vorpommern (2): Dipl.-Bw. Wolfgang Abeln, 
Dr. Gunnar Letzner

KZV Niedersachsen (5): Dr. Thomas Nels, Dr. Jürgen Hadenfeldt, 
Dr. Stefan Liepe, D.M.D. Henner Bunke, ZA Thomas Koch

KZV Nordrhein (5): Dr. Ralf Wagner, ZA Lothar Marquardt, 
Dr. Hansgünter Bußmann, Dr. Ludwig Schorr, Dr. Andreas Janke

KZV Rheinland-Pfalz (3): ZA Marcus Koller, RA Joachim Stöbener, 
Dr. Christine Ehrhardt                                                         

KZV Saarland (2): San.-Rat Dr. Ulrich Hell, ZA Jürgen Ziehl 

KZV Sachsen (3): Dr. Holger Weißig, Ass. jur. Meike Gorski-Goebel,  
Dr. med. Thomas Breyer

KZV Sachsen-Anhalt (3): Dr. Jochen Schmidt, 
Dr. Bernd Hübenthal, Dr. Frank Büchner     

KZV Schleswig-Holstein (3): Dr. Michael Diercks, ZA Peter 
Oleownik, ZA Harald Schrader

KZV Thüringen (3): Dr. Karl-Friedrich Rommel, Dr. Klaus-Dieter 
Panzner, Dr. Knut  Karst

KZV Westfalen-Lippe (4): Dr. Holger Seib, Michael Evelt, 
ZA Joachim Hoffmann, Dr. Bernhard Reilman

KZV Rheinland-Pfalz

Dr. Jörg Meyer

Dr. Ute Maier 

KZV Schleswig-Holstein

ZA Peter OleownikDr. Michael Diercks

Dr./RO Eric Banthien Dr. Gunter Lühmann Dipl.-Kfm. Stefan Baus

KZV Hamburg 

Dr. Eberhard Steglich Rainer Linke Dr. Heike Lucht-Geuther

KZV Brandenburg

Dipl.-Bw. Wolfgang Abeln Dr. Gunnar Letzner

KZV Mecklenburg-Vorpommern

Dr. Jochen Schmidt Dr. Bernd Hübenthal

KZV Sachsen-Anhalt

KZV Berlin

Dr. Jörg-Peter Husemann Dipl.-Stom. Karsten Geist

Dr. Holger Weißig Ass. jur. Meike Gorski-Goebel

KZV Sachsen

KZV Thüringen

Ass. jur. Roul RommeißDr. Karl-Friedrich Rommel Dr. Klaus-Dieter Panzner

ZA Christian Berger Dr. Rüdiger Schott Dr. Manfred Kinner 

KZV Bayerns

ZA Martin Sztraka

Katharinenbrücke 1
20457 Hamburg

 Tel. 040/361470
info@kzv-hamburg.de  

www.kzv-hamburg.de 

Wismarsche Straße 304
19055 Schwerin

 Tel. 0385 5492-0
info@kzvmv.de

www.kzvmv.de

Georg-Wilhelm-Straße 16
10711 Berlin

 Tel. 030 89004-0
kontakt@kzv-berlin.de 

www.kzv-berlin.de

Helene-Lange-Straße 4-5
14469 Potsdam

 Tel. 0331 2977-0
 info@kzvlb.de 
www.kzvlb.de

Dr.-Eisenbart-Ring 1
39120 Magdeburg

 Tel. 0391 6293-0
info@kzv-lsa.de

www.kzv-lsa.de

Schützenhöhe 11
01099 Dresden

 Tel. 0351 8053-0
vorstand@kzv-sachsen.de

www.kzv-sachsen.de

Theo-Neubauer-Straße 14
99085 Erfurt

 Tel. 0361 6767-0
info@kzvth.de

www.kzvth.de

 Fallstraße 34
81369 München

 Tel. 089 72401-0
vorstand@kzvb.de

www.kzvb.de

Zeißstraße 11
30503 Hannover 
Tel. 0511  8405-0
info@kzvn.de
 www.kzvn.de 

Auf der Horst 25
48147 Münster 
Tel. 0251 507-0
kzvwl@zahnaerzte-wl.de
www.zahnaerzte-wl.de

Lindemannstraße 34-42
40237 Düsseldorf 
Tel. 0211 9684-0
info@kzvnr.de
www.kzvnr.de

Universitätsstraße 73
50931 Köln 
Tel. 0221 4001-0
post@kzbv.de
www.kzbv.de

Lyoner Straße 21
60528 Frankfurt
Tel. 069 6607-0
kzvh@kzvh.de
www.kzvh.de

Isaac-Fulda-Allee 2
55124 Mainz
Tel. 06131 8927-0
info@kzvrlp.de
www.kzvrlp.de

Puccinistraße 2
66119 Saarbrücken
Tel. 0681 586080
service@kzv-saarland.de
www.kzv-saarland.de

Albstadtweg 9
70567 Stuttgart
Tel. 0711 7877-0
info@kzvbw.de
www.kzvbw.de

Dipl.-Ök. Oliver Woitke

KZV Niedersachsen

KZV Bremen

Kiel

Bremen

Schwerin

Potsdam

Magdeburg

Dresden
Erfurt

München

Stuttgart

Saarbrücken

Mainz

Frankfurt

Köln

Münster

Hannover

Düsseldorf

Berlin

Hamburg

ZA Christian NeubarthDr. Jürgen HadenfeldtDr. Thomas Nels

KZBV

Dr. Wolfgang Eßer

Michael EveltDr. Holger Seib

KZV Westfalen-Lippe

ZA Stephan Allroggen Dr. Niklas Mangold

ZA Marcus Koller

Dr. Dr. Josef Schardt

RA Joachim Stöbener

KZV Hessen

KZV Nordrhein

ZA Andreas KruschwitzDr. Ralf Wagner ZA Lothar Marquardt

ZA Martin Hendges

San.-Rat Dr. med. dent. Ulrich Hell ZA Jürgen Ziehl

KZV Saarland

Ass. jur. Christian Finster

KZV Baden-Württemberg

Dipl.-Volkw. Christoph Besters

Universitätsallee 25
28359 Bremen 
  
Tel. 0421 22007-0 
info@kzv-bremen.de 
www.kzv-bremen.de

Westring 498
24106 Kiel

 Tel. 0431 3897-0
info@kzv-sh.de

www.kzv-sh.de

Dr. Karl-Georg Pochhammer
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in der 15. Amtsperiode 
(2017 bis 2022)
Stand: Juli 2021

DIE VORSTÄNDE DER KASSENZAHNÄRZTLICHEN VEREINIGUNGEN 
UND DER KASSENZAHNÄRZTLICHEN BUNDESVEREINIGUNG

Gesetzgeber

Bundesministerium für Gesundheit

Rechtsaufsicht

Einsetzung und  
Beauftragung
durch das SGB V

Richtlinien
(zur Prüfung)

*  Mitberatungs- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.
** Die Leistungserbringer sind nur zu Themen stimmberechtigt, die ihren Versorgungsbereich   
 wesentlich betreffen. Andernfalls erfolgt eine anteilige Stimmübertragung auf die betroffenen 
 Organisationen nach § 14a Abs. 3 GO.

G-BA (Gremium nach § 91 SGB V)

9 Unterausschüsse

Geschäftsstelle 
des G-BA Vorbereitung von 

Entscheidungen

5 Vertreter 
der GKV
GKV-Spitzenverband

5 Vertreter 
der Leistungs-
erbringer**

DKG (2 Stimmen)

KBV (2 Stimmen)

5 Patientenvertreter*

3 unparteiische Mitglieder
davon 1 Vorsitzender

(1 Stimme)

Arznei- 
mittel

Qualitäts- 
sicherung

Disease-
Management-

Programme 

Ambulante 
spezialfachärztl. 

Versorgung

Methoden- 
bewertung

Veranlasste 
Leistungen

Bedarfs-
planung

Psycho-
therapie

Zahnärztliche 
Behandlung

= zahnärztlicher Bezug

16

Geschäftsord-
nung/Verfah-
rensordnung

Finanz-
ausschuss

Innovations-
ausschuss

Die Vorstände der KZVen und der KZBV (2017-2022)

Die KZBV im Gemeinsamen Bundesausschuss

Die Vertreterversammlung der KZBV
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Zahnärztliche PatientenberatungDie neue PAR-Richtlinie (Teil 2)

Einführung in die Telematrikinfrastruktur

Die neue PAR-Richtlinie (Teil 1) Präventive Versorgungsangebote für Menschen  
mit Pflegebedarf oder einem Handikap 

Die neue PAR-Richtlinie (Teil 3)

INFORMATIONSFILME
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Gesunde KinderzähneZahnärzte-Praxis-Panel – ZäPP

Zahnersatz – Von der Diagnose bis zur AbrechnungFünfte Deutsche Mundgesundheitsstudie – Trailer

Für mehr Informationen unter 
www.youtube.com/user/DieKZBV 

scannen Sie bitte den QR-Code 
mit Ihrem Smartphone. 

INFORMATIONSFILME
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AG  Arbeitsgemeinschaft

AMTS  Arzneimitteltherapiesicherheits-Management

AWMF  Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen  

 medizinischen Fachgesellschaften

BDSG  Bundesdatenschutzgesetz

BEMA  Einheitlicher Bewertungsmaßstab für   

 zahnärztliche Leistungen

BFB  Bundesverband der freien Berufe

BfArM  Bundesinstitut für Arzneimittel und 

 Medizinprodukte

BMG  Bundesministerium für Gesundheit

BMVg  Bundesministerium der Verteidigung

BMV-Z  Bundesmantelvertrag Zahnärzte

BSI  Bundesamt für Sicherheit in der 

 Informationstechnik

BZÄK  Bundeszahnärztekammer

CDU  Christlich Demokratische Union Deutschlands

CED  Council of European Dentis (Standesvertretung  

 der Zahnärzteschaft in der Europäischen Union)

CIRS dent  Critical Incident Reporting System 

 (zahnärztliches Berichts- und Lernsystem)

COVID-19- COVID-19-Versorgungsstrukturen-

VSt-Schutz-V Schutzverordnung

CSU  Christlich-Soziale Union in Bayern

DAJ  Deutsche Arbeitsgemeinschaft 

 für Jugendzahnpflege e. V 

DeQS-RL  Richtlinie zur datengestützten einrichtungs- 

 übergreifenden Qualitätssicherung

DIN  Deutsches Institut für Normung

DGoEV  Deutsche Gesellschaft für orale Epidemiologie  

 und Versorgungsforschung

DG PARO  Deutsche Gesellschaft für Parodontologie

DGZMK  Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und  

 Kieferheilkunde

DMS • 6  Sechste Deutsche Mundgesundheitsstudie

DPF  Digitale Planungshilfe für Festzuschüsse

DSGVO  Datenschutzgrundverordnung

DVG  Digitale-Versorgung-Gesetz

DVPMG  Digitale-Versorgung-und-Pflege-Modernisie-

 rungs-Gesetz

eAU  elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung

EBZ  elektronisches Beantragungs- und  

 Genehmigungsverfahren

ECDC  Europäisches Zentrum für die Prävention 

 und die Kontrolle von Krankheiten

EDV  Elektronische Datenverarbeitung

EFP  European Federation of Periodontology

eGK  elektronische Gesundheitskarte

E-Health  Sammelbegriff für den Einsatz digitaler 

 Technologien im Gesundheitswesen

EHIC  Europäische Krankenversicherungskarte

eMP  elektronischer Medikationsplan

ePA  elektronische Patientenakte

E-Rezept  elektronisches Rezept

ERO  European Regional Organisation

EU  Europäische Union

FAQ  Frequently Asked Questions  

 (häufig gestellte Fragen)

FDI  World Dental Federation 

FDP  Freie Demokratische Partei

FüPoG II  Zweites Führungspositionen-Gesetz

FZS  Festzuschuss

G-BA  Gemeinsamer Bundesausschuss

gematik  Gesellschaft für Telematikanwendungen der  

 Gesundheitskarte mbH

GFinV  Grundsatzfinanzierungsvereinbarung

GKV  Gesetzliche Krankenversicherung

GKV-FKG  Fairer-Kassenwettbewerb-Gesetz

GKV-SV  Spitzenverband Bund der gesetzlichen 

 Krankenkassen

GKV-VSG  GKV-Versorgungsstärkungsgesetz

GKV-WSG  Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der  

 gesetzlichen Krankenversicherung

GOZ  Gebührenordnung für Zahnärzte

GPVG  Gesetz zur Verbesserung der Gesundheits-

 versorgung und Pflege 

GVWG  Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungs-

 gesetz

HBA  Heilberufeausweis

HTA  Health Technology Assessment 

 (Medizintechnik-Folgenabschätzung)

HTML  Hypertext-Auszeichnungssprache

  ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS
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IADR  International Association for Dental Research  

 (Internationale Vereinigung für zahnärztliche  

 Forschung)

ICD-10  Internationale statistische Klassifikation 

 der Krankheiten und verwandter Gesundheits- 

 probleme

IDZ  Institut der Deutschen Zahnärzte

IfK  Informationsstelle für Kariesprophylaxe

I-MVZ  Investoren-MVZ

IQTIG  Institut für Qualitätssicherung und Transparenz  

 im Gesundheitswesen

IQWiG  Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit 

 im Gesundheitswesen

IT  Informationstechnik

KB  Kieferbruch

KBV  Kassenärztliche Bundesvereinigung

KCH  konservierend-chirurgische Fälle

KG  Kiefergelenk

KFO  Kieferorthopädie

KIM  Kommunikation im Medizinwesen

KV  Kassenärztliche Vereinigung

KZBV  Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung

KZV  Kassenzahnärztliche Vereinigung

LAG  Landesarbeitsgemeinschaft

MDK  Medizinischen Dienste der Krankenversicherung

MIOs  Medizinische Informationsobjekte

MKG  Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie

MVV-RL  Richtlinie Methoden vertragsärztliche 

 Versorgung

MVZ  Medizinisches Versorgungszentrum

NFC  Near Field Communication 

 (Nahfeldkommunikation)

NFDM  Notfalldatenmanagement

PAR  Pardontologie und Parodontalbehandlung  

PC  Personal Computer

PDCA-Zyklus  vierstufiger Regelkreis des Kontinuierlichen 

 Verbesserungsprozesses

PDF  Portable Document Format 

PDSG  Patientendaten-Schutz-Gesetz

PVS  Praxisverwaltungsprogramm

PZR  Professionelle Zahnreinigung

QBÜ RL Z  Qualitätsbeurteilungs-Richtlinie vertragszahnärzt-  

 liche Versorgung Überkappung

QES  Qualifizierte elektronische Signatur

Qesü-RL  Richtlinie zur einrichtungs- und sektoren-

 übergreifenden Qualitätssicherung

QM  Qualitätsmanagement

QM-RL  Qualitätsmanagement-Richtlinie

QP  Qualitätsprüfung

QP-RL-Z  Zahnärztliche Qualitätsprüfungs-Richtlinie 

QS  Qualitätssicherung

QS-AB-Z  zahnärztliches Qualitätssicherungsverfahren 

 zur Systemische Antibiotikatherapie

SARS-CoV-2  schweres akutes respiratorisches 

 Syndrom-Coronavirus-2

SGB  Sozialgesetzbuch

SMC-B  elektronischer Praxisausweis

SPD  Sozialdemokratische Partei Deutschlands

TI  Telematikinfrastruktur

TSVG  Terminservice- und Versorgungsgesetz 

UA QS  Unterausschuss Qualitätssicherung

UPD  Unabhängige Patientenberatung Deutschlands

UPS  Unterkieferprotrusionsschiene

UPT  Unterstützende Parodontitistherapie

USA  Vereinigte Staaten von Amerika

VÄndG  Vertragsarztänderungsgesetz

VDDS  Verband der deutschen Dentalsoftware-

 Unternehmen

VV  Vertreterversammlung

VZD  elektronischer Verzeichnisdienst

WEV  wissenschaftliche Evaluation

WHO  Weltgesundheitsorganisation

ZäPP  Zahnärzte-Praxis-Panel

ZE  Zahnersatz

ZFA  zahnmedizinische/r Fachangestellte/r

ZI  Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung

zm  Zahnärztliche Mitteilungen

ZOD-Karte  von KZBV zugelassene qualifizierte Signaturkarte 

 für Zahnärztinnen und Zahnärzte

ZZQ  Zentrum Zahnärztliche Qualität
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